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Richtlinie zur Förderung der 
Berufsausbildung benachteiligter 

Jugendlicher im Rahmen des Hamburger 
Ausbildungsprogramms (HAP) und der 

Jugendberufshilfe (JBH)
1.	 Förderziel und Zuwendungszweck

Eine abgeschlossene Berufsausbildung bietet nach wie 
vor den besten Schutz vor längerfristiger Arbeitslosig­
keit. Die Freie und Hansestadt Hamburg vergibt des­
halb Zuwendungen zur Förderung der trägergestützten 
betrieblichen Ausbildung von benachteiligten Jugendli­
chen und jungen Erwachsenen, die ohne diese Unter­
stützung eine berufliche Ausbildung nicht erreichen.

2.	 Gegenstand und Zielgruppe der Förderung
(1) Förderungsfähig sind benachteiligte Jugendliche 
und junge Erwachsene in Ausbildungsverhältnissen in 
anerkannten Ausbildungsberufen nach § 5 des Berufs­
bildungsgesetzes (BBiG) oder § 25 der Handwerksord­
nung (HwO) sowie in vergleichbaren anerkannten dua­
len Ausbildungsberufen. Ziele dieser Fördermaßnah­
men sind das Bestehen der Abschlussprüfung und die 
Integration in sozialversicherungspflichtige Beschäfti­
gung.
(2) Folgende Formen der trägergestützten Ausbildung 
werden gefördert:
–	 Begleitete betriebliche Ausbildung: Die Teilneh­

menden beginnen den Ausbildungsgang unmittelbar 

in betrieblicher Ausbildung und werden vom Träger 
während der Ausbildungszeit durch Förderunter­
richt, sozialpädagogische Begleitung und Vorberei­
tung auf die Abschlussprüfung unterstützt.

–	 Außerbetriebliche Ausbildung, in der Regel mit 
Überleitung in betriebliche Ausbildung: Die Teil­
nehmenden absolvieren ihre Ausbildung in zwei 
Phasen. Den ersten Teil der Ausbildung absolvieren 
die Teilnehmenden in den Werkstätten oder Lern­
büros des Trägers (Phase 1). Sie werden, abhängig 
von Leistungsstand und Betriebsreife, in betriebli­
che Ausbildung übergeleitet (Phase 2) und bis zum 
Abschluss durch den Träger unterstützt.

(3) Benachteiligt im Sinne dieser Richtlinie sind Jugend­
liche und junge Erwachsene, von denen erwartet werden 
muss, dass sie ohne begleitende Unterstützung einen 
Ausbildungsplatz auf dem ersten Ausbildungsmarkt 
nicht finden oder die Ausbildung erfolgreich beenden 
werden. Die vorliegende Benachteiligung muss zudem 
durch Angebote anderer Leistungsträger, namentlich 
nach SGB II und SGB III, nicht hinreichend auszuglei­
chen sein. Die nach dieser Richtlinie mittelbar Geför­
derten müssen aber grundsätzlich ausbildungsfähig 
sein.

(4) Die Ausbildungsplätze in Förderprogrammen der 
Freien und Hansestadt Hamburg stehen ausschließlich 
Hamburger Jugendlichen und jungen Erwachsenen zur 
Verfügung, die seit mindestens einem Jahr ihren Erst­
wohnsitz in Hamburg haben und die trotz intensiver 
Bemühungen – auch unter Beteiligung der Jugendbe­
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rufsagentur Hamburg – keinen betrieblichen Ausbil­
dungsplatz gefunden haben.

(5) Bei Eintritt müssen Jugendliche und junge Erwach­
sene zwischen 16 und unter 25 Jahre alt sein und min­
destens zehn Schulbesuchsjahre aufweisen. Über Aus­
nahmen davon entscheidet die zuständige Behörde im 
Einzelfall.

3.	 Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger ist nach Maßgabe der folgenden 
Verfahrensbestimmungen der jeweilige Bildungsträger. 
Die Zuwendung wird nur gewährt für solche Teilneh­
menden, die den Kriterien genügen und dem unter 
Nummer 6 genannten Aufnahmeverfahren entsprechen.

4.	 Besondere Zuwendungsvoraussetzungen

(1) Förderungsausschluss, Verbot der Mehrfachbeantra­
gung

–	 Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist ausge­
schlossen, wenn das Ausbildungsverhältnis aus ande­
ren öffentlichen Mitteln finanziell oder durch öffent­
lich finanzierte Zusatzleistungen gefördert wird. Ein 
Verstoß gegen diese Regelung führt zu einer Aufhe­
bung des Zuwendungsbescheides sowie zu einer 
Abwertung der Zuverlässigkeit des Zuwendungs­
empfängers.

–	 Auch eine Förderung nach der „Richtlinie zur För­
derung betrieblicher Ausbildungsplätze für benach­
teiligte Jugendliche“ (Einzelfallförderung) fällt unter 
diese Regelung. Der Zuwendungsnehmer ist dazu 
verpflichtet, im Falle einer begleiteten betrieblichen 
Ausbildung (siehe 2 (2) dieser Richtlinie) seine Part­
nerbetriebe auf diesen Umstand ausdrücklich hinzu­
weisen und sich die Kenntnisnahme schriftlich 
bestätigen zu lassen.

(2) Informationspflichten

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, der zustän­
digen Behörde sowie der von ihr mit der Datenhaltung 
beauftragten Stelle (Sekretariat für Kooperation der 
KWB) unverzüglich alle zuwendungsrelevanten Ände­
rungen mitzuteilen. Dies gilt auch, wenn die Ausbil­
dung unter- oder abgebrochen wird. Bei einem Ausbil­
dungsabbruch hat der Zuwendungsempfänger durch 
Angaben über die Gründe an der Erfolgskontrolle mit­
zuwirken.

(3) Verwendungsnachweisverfahren

Die zuständige Behörde behält sich vor, die ordnungsge­
mäße Verwendung der Zuwendungsmittel zu prüfen. Zu 
diesem Zweck ist der Zuwendungsempfänger verpflich­
tet, die Belege mindestens sechs Jahre nach Vorlage des 
Verwendungsnachweises aufzubewahren. Im Rahmen 
des Verwendungsnachweises hat der Zuwendungsemp­
fänger mitzuteilen, wann die oder der Auszubildende, 
deren oder dessen Ausbildungsverhältnis nach dieser 
Richtlinie gefördert worden ist, die Ausbildung abge­
schlossen hat.

Als zahlenmäßiger Nachweis ist mindestens anzugeben, 
dass die ausgezahlten Mittel für zuwendungsfähige Aus­
gaben verbraucht worden sind. Die Behörde für Schule 
und Berufsbildung behält sich vor, die Verwendung des 
Zuschusses für zuwendungsfähige Ausgaben im Einzel­
nen zu prüfen und nicht verbrauchte Mittel zurückzu­
fordern.

(4) Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 

Aufhebung des Zuwendungsbescheids und die Rückfor­
derung der gewährten Zuwendungen gelten das Ham­
burgische Verwaltungsverfahrensgesetz sowie die Allge­
meinen Nebenbestimmungen zur Projektförderung 
(AnBestP), die Bestandteil des jeweiligen Bescheides 
sind.

(5) Zuwendungsfähige Ausgaben

Die Festbeträge können nur insoweit beansprucht wer­
den, als sie der Deckung zuwendungsfähiger Ausgaben 
dienen. Sind die Ausgaben niedriger als der Bewilli­
gungsbetrag, ermäßigt sich die Zuwendung auf die Höhe 
der tatsächlich zuwendungsfähigen Ausgaben. Über­
zahlte Beträge können zurückgefordert werden.

Auf eine Rückforderung kann im Einzelfall verzichtet 
werden, wenn die zuwendungsfähigen Ausgaben niedri­
ger als der Bewilligungsbetrag sind, weil die Zielvorga­
ben aus der Konkretisierung des Zuwendungszwecks 
insgesamt übertroffen wurden (vorzeitige Überleitung 
in betriebliche Ausbildung, frühere Abschlussprüfung 
nach Verkürzung der Ausbildungsdauer, höhere Anzahl 
bestandener Prüfungen, positive Einschätzung der 
Beschäftigungschancen).

(6) Datenerhebung und Datenschutzbestimmungen

Der Bildungsträger ist zur Erhebung und Verarbeitung 
teilnehmerbezogener Daten sowie zur Auskunft gegen­
über der zuständigen Behörde verpflichtet; die Aus­
kunftspflicht erstreckt sich auf zwei Jahre nach dem 
Ende des Zuwendungszeitraums. Er hat die daten­
schutzrechtlichen Bestimmungen einzuhalten und die 
Teilnehmer über die Übermittlung und Verarbeitung 
ihrer Daten zu unterrichten. Er darf diese Daten aus­
schließlich für den Zuwendungszweck verwenden und 
muss nicht mehr benötigte Datensätze nach Ablauf der 
vorgegebenen Fristen oder auf Verlangen der zuständi­
gen Behörde löschen. Er ist für die vertrauliche Behand­
lung und Abschirmung der Daten verantwortlich und 
hat beauftragte Personen gemäß § 5 des Bundesdaten­
schutzgesetzes entsprechend zu verpflichten.

5.	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

(1) Die Förderung erfolgt als Zuschuss in Form von 
Festbeträgen je Jugendlichem oder jungem Erwachse­
nen und kann in monatlichen Teilbeträgen abgefordert 
werden. Die Höhe der Teilbeträge bemisst sich nach 
folgenden Kriterien:

–	 die Anzahl der tatsächlichen Teilnehmenden pro 
Monat,

–	 höchstens aber die Anzahl der mit Zuwendungsbe­
scheid bewilligten Plätze.

(2) Der Festbetrag kann für jeden Jugendlichen oder 
jungen Erwachsenen abgefordert werden, der im Ab­
rechnungsmonat an der geförderten Maßnahme teilge­
nommen hat. Wird die Ausbildung vorzeitig abgeschlos­
sen oder nicht zu Ende geführt, so wird im Monat der 
tatsächlichen Beendigung der Zuschuss letztmalig 
gewährt. Dies gilt auch dann, wenn der Termin der 
Abschlussprüfung früher liegt als das Ende der im Aus­
bildungsvertrag vereinbarten Ausbildungszeit.

(3) Besteht eine Teilnehmerin bzw. ein Teilnehmer die­
ser Maßnahme die Abschlussprüfung nicht, so kann sie 
oder er gemäß § 21 Absatz 3 BBiG einen Antrag auf Ver­
längerung der Ausbildung stellen. Der Zuwendungs­
empfänger kann Nachlernzeiten in diesem Sinne bei der 
zuständigen Behörde beantragen; die zuständige 
Behörde behält sich vor, die Zuwendung für Nachlern­
zeiten entsprechend dem geringeren Aufwand zu kür­
zen.
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(4) Wird die reguläre Ausbildung unterbrochen (z. B. 
durch Elternzeit) und besteht keine Verpflichtung zur 
Zahlung von Ausbildungsvergütung, wird für diese Zeit 
kein Festbetrag gezahlt. Die Unterbrechung ist der 
zuständigen Behörde mitzuteilen.

6.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

(1) Der Bildungsträger ist verpflichtet, vor dem 
Abschluss eines Ausbildungsvertrages zu prüfen, ob die 
Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvorausset­
zungen tatsächlich erfüllen (Zielgruppenvorgabe und 
Wohnsitzvoraussetzung). In Zweifelsfällen ist eine 
Rücksprache mit dem zuständigen Fachreferat der 
zuständigen Behörde erforderlich. Den entsendenden 
Beratungsinstanzen wie Jugendberufsagentur Hamburg 
sind abgelehnte Bewerberinnen und Bewerber umge­
hend mitzuteilen, damit den betreffenden Jugendlichen 
dort Alternativen angeboten werden können.

(2) Die Dokumentation der zuwendungsrelevanten 
Daten erfolgt in der an „ichblickdurch.de“ angeglieder­
ten Teilnehmerdatenbank und wird durch das Sekreta­
riat für Kooperation unterstützt.

(3) Bricht ein Jugendlicher bzw. eine Jugendliche die 
Ausbildung ab, meldet der Bildungsträger dies unver­
züglich dem Sekretariat für Kooperation. Der Ausbil­
dungsplatz wird auf www.ichblickdurch.de wieder frei­
gegeben und kann vom Zuwendungsempfänger nachbe­
setzt werden, falls geeignete Bewerberinnen oder Bewer­
ber mit Anrechnungszeiten die Ausbildung zusammen 
mit den anderen Auszubildenden der Maßnahme been­
den können. Eine Nachbesetzung ist in jedem Fall mit 
dem Fachreferat der zuständigen Behörde abzuspre­
chen.

7.	 Besetzungsverfahren

Die Ausbildungsplätze werden gemeinsam mit der 
Jugendberufsagentur Hamburg nach folgendem Verfah­
ren besetzt:

–	 Der beauftragte Bildungsträger meldet die Anzahl 
seiner Plätze sowie den jeweiligen Ausbildungsberuf 
an den Arbeitgeberservice (AGS) der Agentur für 
Arbeit.

–	 Für Jugendliche mit einem Vermittlungsvorschlag 
erhalten die Träger die Daten über das Onlineverfah­
ren „JOBBÖRSE“.

–	 Jugendliche, die sich beim Bildungsträger direkt 
bewerben, erhalten durch den Träger ein Anschrei­
ben, das das gemeinsame Besetzungsverfahren erläu­
tert sowie eine Einverständniserklärung, damit die 
Daten an die Jugendberufsagentur Hamburg über­
mittelt werden können.

–	 Jugendliche, die über die Jugendberufsagentur Ham­
burg vermittelt werden, sind innerhalb von zwei 
Wochen zum Gespräch einzuladen. Das Auswahl­
recht der Träger bleibt davon unberührt. Eine Ableh­
nung seitens des Trägers ist in der „JOBBÖRSE“ zu 
begründen.

–	 Eine Einstellungszusage darf erst nach Zustimmung 
durch die Jugendberufsagentur Hamburg oder die 
zuständige Behörde gegeben werden.

8.	 Antrags- und Bewilligungsverfahren

(1) Zur Vorbereitung des Antragsverfahrens veröffent­
licht die zuständige Behörde Leistungsbeschreibungen 
für ihre Förderprogramme im Mitteilungsblatt für 
Schulen (MBlSch) und auf www.ichblickdurch.de . Die 
Leistungsbeschreibungen enthalten u. a. nähere Anga­
ben zur Zielgruppe, zu den Fördervoraussetzungen und 

zu jenen Ausbildungsberufen, die nicht förderfähig sind. 
Mit der Leistungsbeschreibung wird eine Übersicht zur 
Zielgruppeneignung und Arbeitsmarktrelevanz ausge­
wählter Berufe veröffentlicht.

(2) Anträge auf Zuwendungen für Maßnahmen im Rah­
men dieser Richtlinie können jeweils bis zum 1. Februar 
eines Jahres bei der zuständigen Behörde gestellt wer­
den. Über die Bewilligung der eingereichten, vollständi­
gen Anträge entscheidet die zuständige Behörde nach 
pflichtgemäßem Ermessen und im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel. Grundlage für 
die Ermessensentscheidung ist eine Wirtschaftlichkeits­
untersuchung.

(3) Folgende Unterlagen sind dem Antrag beizufügen:

–	 Ein aussagefähiges Konzept. Hinweise zu Art und 
Umfang des Konzeptes sind der Leistungsbeschrei­
bung zu entnehmen.

–	 Eine aussagefähige Kostenkalkulation. Der Bil­
dungsträger ist verpflichtet, die von der zuständigen 
Behörde zur Verfügung gestellten Tabellen zur 
Ermittlung der durchschnittlichen Monatskosten­
sätze sowie zur detaillierten Darstellung der geplan­
ten Personal- und Sachkosten zu verwenden. In die­
sem Zusammenhang ist der geplante Einsatz von 
Eigenmitteln darzustellen. Zudem ist anzugeben, für 
wieviel Plätze in einer Maßnahme mindestens eine 
Zuwendung gewährt werden muss, damit der Bil­
dungsträger sie realisieren kann. Bei der Kalkulation 
ist für die außerbetriebliche Phase eine Ausbildungs­
vergütung zu berücksichtigen, die sich nach den 
Sätzen für die „Berufsausbildung in außerbetriebli­
chen Einrichtungen“ (BaE) nach SGB III bemisst. 
Die jeweils geltenden Sätze werden mit der Leis­
tungsbeschreibung veröffentlicht.

–	 Der Bildungsträger kann mit seinem Antrag zugleich 
erklären, dass das eingereichte Angebot für eine Wie­
derbeauftragung unverändert zur Verfügung steht 
(Option).

(4) Die zuständige Behörde kann von einer Option 
Gebrauch machen und dem betreffenden Bildungsträger 
für maximal einen weiteren Ausbildungsdurchgang die 
Maßnahme bewilligen. Der Umfang der Optionsaus­
übung soll die Hälfte des zu vergebenden Platzkontin­
gents nicht übersteigen. Die Optionsausübung dient der 
Begrenzung des Verfahrensaufwands.

(5) Je länger eine Auszubildende oder ein Auszubilden­
der beim Träger verbleibt, desto länger ist die Ausbil­
dungsvergütung durch den Träger zu zahlen und desto 
höher ist der erforderliche Personalaufwand. Beides 
beeinflusst die Höhe der Gesamtkosten und den daraus 
resultierenden, durchschnittlichen Monatskostensatz. 
Dieser monatliche Durchschnittskostensatz, der auch 
die Ausbildungsvergütung umfasst (Bruttopreis), geht 
in die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ein.

(6) Bei der Auswahl der beantragten Maßnahmen lässt 
sich die zuständige Behörde im Rahmen ihres pflichtge­
mäßen Ermessens von den folgenden drei Kriterien lei­
ten. Während das Maß der Erfüllung des ersten Kriteri­
ums allein von der Leistung des einzelnen Trägers 
abhängig ist, sind das zweite und dritte Kriterium Vari­
able, die sich aus der Entwicklung der Ausbildungs­
märkte und der Unterschiedlichkeit der Angebote aller 
Träger ergeben. Sind nach dem zweiten und dritten 
Kriterium zwei Angebote gleich nützlich, erhält das 
wirtschaftlichere Angebot den Zuschlag.
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a) 	 Wirtschaftlichkeit des Angebots: Die Wirtschaftlich­
keit ergibt sich aus dem Verhältnis von Qualität und 
Preis.

b) 	Vielfalt des Angebotes: Benachteiligte Jugendliche 
sollen ein auswahlfähiges Angebot, d. h. eine diversi­
fizierte Berufepalette vorfinden, da nicht davon aus­
gegangen werden kann, dass deren Berufswünsche, 
d. h. Eignung und Neigung der in Frage kommenden 
Jugendlichen, sich auf wenige Berufe beschränken. 
Das Angebot an geförderten Berufen soll auch den 
unterschiedlichen Interessen und Möglichkeiten von 
jungen Frauen und Männern entsprechen.

c) 	 Subsidiarität: Staatliche Unterstützung soll nur dort 
gewährt werden, wo ohne diese Hilfe Qualifizierung 
unterbliebe. Um dieses Kriterium zu verwirklichen, 
haben die Partner der Jugendberufsagentur Ham­
burg (Agentur für Arbeit Hamburg, das Jobcenter 
team.arbeit.hamburg und die zuständige Fachbe­
hörde) in Abstimmung mit der Hamburger Wirt­
schaft (Handelskammer Hamburg und Handwerks­
kammer Hamburg) im Rahmen der landesweiten 
Maßnahmenplanung vereinbart, dass der Anteil der 
Ausbildungsplätze der in den Förderprogrammen 
angebotenen Berufe jeweils nicht mehr als 25 % der 
im Vorjahr neu abgeschlossenen und eingetragenen 
Ausbildungsverhältnisse im entsprechenden Beruf 
umfassen soll. Insofern werden bei Angeboten für 
denselben Ausbildungsberuf nur jene ausgewählt, 
die in der Rangfolge vorne liegen und nur soweit die 
25 %-Grenze nicht überschritten wird. Das kann 
dazu führen, dass Angebote trotz guter Wirtschaft­
lichkeit nicht zum Zuge kommen.

Mit der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung werden aus 
dem Kreis der Antragstellenden diejenigen ermittelt, 
die auf Grund ihrer Eignung (Fachkunde, Leistungsfä­
higkeit und Zuverlässigkeit) in der Lage sind und die 
Gewähr bieten, den Zuwendungszweck sachgerecht zu 
erfüllen. Die qualitative Erfassung und Bewertung der 
Anträge auf Zuwendungen erfolgt nach dem Vieraugen­
prinzip.
(7) Anhand der Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsun­
tersuchung wird eine Rangfolge der Anträge gebildet. 
Für die Rangfolgenbildung werden die Methoden der 
„Unterlagen für Ausschreibung und Bewertung von 
IT-Leistungen“ (UFAB II) zu Grunde gelegt. Maßgeb­
lich für die Ermittlung der Qualität des Konzeptes sind 
folgende gleichgewichtige Kriterien, die jeweils mit bis 
zu 10 Punkten bewertet werden können:
–	 Konzept,
–	 Arbeitsmarktrelevanz,
–	 Kooperation,
–	 Zielgruppenerreichung,
–	 Erfolgsquote.
Der vom Träger im Antrag benannte Preis wird zum 
Ergebnis der qualitativen Bewertung ins Verhältnis 
gesetzt (Qualitäts-Preis-Verhältnis). Der für die Rang­
folgenbildung ausschlaggebende Nutzwert (Quali­
tät-Preis-Verhältnis oder Wirtschaftlichkeit des Ange­
bots) wird nach folgender Formel berechnet:
W = (GL * L) + (GP * (Lmax * Pmin/P))
wobei:
W 	 Nutzwert des Angebotes
GL 	 Gewichtungsfaktor Leistungsangebot (0,7)
GP 	 Gewichtungsfaktor Preisangebot (0,3)
P 	 Gesamtpreis des Angebotes

L 	 Summe Leistungspunkte des Angebots für das 
Los

Lmax 	 Summe Leistungspunkte des besten Angebots 
für das Los

Pmin 	 Preis des preisgünstigsten Angebots für das Los
Das Verhältnis Qualität zu Preis beträgt 70 zu 30. Aus 
dem errechneten Nutzwert ergibt sich eine Rangfolge 
der eingereichten Anträge, die im nächsten Schritt unter 
Einbezug weiterer Gesichtspunkte betrachtet wird (siehe 
8.8 dieser Richtlinie).
(8) Die Berufepalette soll – wie zuvor dargelegt – mög­
lichst differenziert ausgestaltet und die staatliche Förde­
rung von Ausbildungsplätzen nicht in den Ausbildungs­
markt eingreifen.
Um diese Ziele zu erreichen, werden bei Angeboten für 
denselben Ausbildungsberuf nur jene ausgewählt, die in 
der Rangfolge vorne liegen und nur soweit die 25-Pro­
zent-Grenze nicht überschritten wird (siehe 8.6 c dieser 
Richtlinie). Das kann dazu führen, dass Angebote trotz 
guter Wirtschaftlichkeit nicht zum Zuge kommen.

9.	 Geltungsdauer
Diese Richtlinie tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe 
im Amtlichen Anzeiger in Kraft. Sie gilt bis zum 31. 
Dezember 2030 und für bereits bewilligte Zuwendungen 
mit der Einschränkung, dass anderslautende Bestim­
mungen des Zuwendungsbescheids und der dazu getrof­
fenen Vereinbarungen nur einvernehmlich durch die 
Regelungen dieser Richtlinie ersetzt werden können. 
Zum gleichen Zeitpunkt treten die Richtlinie zur Förde­
rung benachteiligter Jugendlicher im Rahmen des Ham­
burger Ausbildungsprogramms vom 3. Januar 2011 
(zuletzt geändert am 4. Januar 2013) sowie die Richtlinie 
zur Förderung der Ausbildung von benachteiligten 
Jugendlichen im Rahmen der Jugendberufshilfe vom 3. 
Januar 2011 (zuletzt geändert am 4. Januar 2013) außer 
Kraft.

Hamburg, den 22. Juni 2018

Die Behörde für Schule und Berufsbildung
Amtl. Anz. S. 1401

Richtlinie der Berufsvorbereitung 
benachteiligter Jugendlicher 

im Rahmen der Jugendberufshilfe
Jugendliche mit multiplen Förderbedarfen kann der 

Übergang in eine betriebliche Ausbildung nur gelingen, 
wenn sie genügend Zeit erhalten, um die für eine Ausbil­
dung oder Beschäftigung notwendigen personalen und sozi­
alen Kompetenzen sowie die berufliche Orientierung nach­
haltig zu entwickeln.

Aus diesem Grund werden von der Behörde für Schule 
und Berufsbildung die Berufsvorbereitungsmaßnahmen 
„Praktikerqualifizierung“ und „Arbeits- und Berufsorien­
tierung“ gefördert, um möglichst jedem Jugendlichen den 
Weg in Ausbildung zu ebnen.

1.	 Gegenstand und Zielgruppe der Förderung
(1) Gefördert werden Jugendliche ohne Schulabschluss 
oder mit höchstens Hauptschulabschluss bzw. Jugendli­
che, die den Förderkriterien der Jugendberufshilfe 
gemäß § 13 SGB VIII entsprechen. Dies trifft vor allem 
auf Jugendliche zu, die Hilfen zur Erziehung erhalten 
oder erhalten haben, die über die Straßensozialarbeit 
oder Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugendar­
beit betreut werden oder durch Kompetenzagenturen 
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bzw. andere Beratungsinstanzen (z. B. Agentur für 
Arbeit, abgebende Schulen usw.) vermittelt werden, 
wenn keine anderen geeigneten Angebote zur Verfü­
gung stehen.

(2) Praktikerqualifizierung

Die Praktikerqualifizierung ist eine praxisnahe und 
joborientierte Berufsvorbereitung für Jungerwachsene 
mit besonderem Förderbedarf. Mit diesem Angebot sol­
len vor allem arbeitslose Jungerwachsene zwischen 18 
und bis zu 27 Jahren angesprochen werden, die

–	 zunächst nicht das Durchhaltevermögen für betrieb­
liche Ausbildungen haben,

–	 im Berufespektrum „ihren“ Beruf bisher nicht gefun­
den haben,

–	 eher leistungsschwach sind und

–	 zeitweilig ohne Tätigkeit waren.

Der Schwerpunkt der Praktikerqualifizierung ist eine 
auf ausgewählte Tätigkeitsbereiche abgestimmte Berufs­
vorbereitung durch geeignete Qualifizierungsbausteine.

(3) Arbeits- und Berufsorientierung

Ziel der Arbeits- und Berufsorientierung ist es, noch 
nicht betriebsreife Jugendliche mit eingeschränkter 
Handlungsfähigkeit in die Lage zu versetzen, Problem­
situationen, insbesondere im betrieblichen Alltag, zu 
bewältigen, ihre Handlungsfähigkeit zu erhöhen und 
dadurch ihre Integrationschancen in Ausbildung und 
Beschäftigung zu verbessern. In Verbindung mit einer 
Kompetenzfeststellung erhalten Jugendliche berufsori­
entierende Angebote in verschiedenen Berufsfeldern 
sowie EDV-Grundkenntnisse. Die Berufsvorbereitung 
wird ergänzt durch betriebliche Praktika und berufsfeld­
bezogenen bzw. berufsfeldübergreifenden Unterricht. 
Durch die Erarbeitung und Umsetzung von individuel­
len Förderplänen, gemeinsam mit den Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern, werden Übergänge in Arbeit, betrieb­
liche Ausbildung oder in weitere Qualifizierungsmaß­
nahmen gezielt ermöglicht.

Das Angebot zur Arbeits- und Berufsorientierung rich­
tet sich an Jugendliche mit schlechten Startchancen, die 
in der Regel unter 25 Jahre sind.

(4) Die Plätze in Förderprogrammen der Freien und 
Hansestadt Hamburg stehen ausschließlich Hamburger 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen zur Verfügung, 
die seit mindestens einem Jahr ihren Erstwohnsitz in 
Hamburg haben.

(5) Bei Eintritt müssen Jugendliche und junge Erwach­
sene zwischen 16 und unter 25 Jahre alt sein und min­
destens zehn Schulbesuchsjahre aufweisen. Über Aus­
nahmen davon entscheidet die zuständige Behörde im 
Einzelfall.

2.	 Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger ist nach Maßgabe der folgenden 
Verfahrensbestimmungen der jeweilige Bildungsträger. 
Die Zuwendung wird nur gewährt für solche Teilneh­
menden, die den unter 1. genannten Kriterien entspre­
chen.

3.	 Besondere Zuwendungsvoraussetzungen

(1) Informationspflichten

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, der zustän­
digen Behörde sowie der von ihr mit der Datenhaltung 
beauftragten Stelle (Sekretariat für Kooperation der 
KWB) unverzüglich alle zuwendungsrelevanten Ände­
rungen mitzuteilen. Dies gilt auch, wenn die Maßnahme 
unter- oder abgebrochen wird. Bei einem Maßnahmeab­

bruch hat der Zuwendungsempfänger durch Angaben 
über die Gründe an der Erfolgskontrolle mitzuwirken.

(2) Verwendungsnachweisverfahren

Die zuständige Behörde behält sich vor, die ordnungsge­
mäße Verwendung der Zuwendungsmittel zu prüfen. Zu 
diesem Zweck ist der Zuwendungsempfänger verpflich­
tet, die Belege mindestens sechs Jahre nach Vorlage des 
Verwendungsnachweises aufzubewahren. Im Rahmen 
des Verwendungsnachweises hat der Zuwendungsemp­
fänger mitzuteilen, wann die oder der Teilnehmende, 
deren oder dessen Berufsvorbereitung nach dieser Richt­
linie gefördert worden ist, die Maßnahme abgeschlossen 
hat.

Als zahlenmäßiger Nachweis ist mindestens anzugeben, 
dass die ausgezahlten Mittel für zuwendungsfähige Aus­
gaben verbraucht worden sind. Die Behörde für Schule 
und Berufsbildung behält sich vor, die Verwendung des 
Zuschusses für zuwendungsfähige Ausgaben im Einzel­
nen zu prüfen und nicht verbrauchte Mittel zurückzu­
fordern.

(3) Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheids und die Rückfor­
derung der gewährten Zuwendungen gelten das Ham­
burgische Verwaltungsverfahrensgesetz sowie die Allge­
meinen Nebenbestimmungen zur Projektförderung 
(AnBestP), die Bestandteil des jeweiligen Bescheides 
sind.

(4) Zuwendungsfähige Ausgaben

Die Festbeträge können nur insoweit beansprucht wer­
den, als sie der Deckung zuwendungsfähiger Ausgaben 
dienen. Sind die Ausgaben niedriger als der Bewilli­
gungsbetrag, ermäßigt sich die Zuwendung auf die Höhe 
der tatsächlich zuwendungsfähigen Ausgaben. Über­
zahlte Beträge können zurückgefordert werden.

(5) Datenerhebung und Datenschutzbestimmungen

Der Bildungsträger ist zur Erhebung und Verarbeitung 
teilnehmerbezogener Daten sowie zur Auskunft gegen­
über der zuständigen Behörde verpflichtet; die Aus­
kunftspflicht erstreckt sich auf zwei Jahre nach dem 
Ende des Zuwendungszeitraums. Er hat die daten­
schutzrechtlichen Bestimmungen einzuhalten und die 
Teilnehmer über die Übermittlung und Verarbeitung 
ihrer Daten zu unterrichten. Er darf diese Daten aus­
schließlich für den Zuwendungszweck verwenden und 
muss nicht mehr benötigte Datensätze nach Ablauf der 
vorgegebenen Fristen oder auf Verlangen der zuständi­
gen Behörde löschen. Er ist für die vertrauliche Behand­
lung und Abschirmung der Daten verantwortlich und 
hat beauftragte Personen gemäß § 5 des Bundesdaten­
schutzgesetzes entsprechend zu verpflichten.

4.	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

(1) Die Förderung erfolgt als Zuschuss in Form von 
Festbeträgen je Jugendlichem oder jungem Erwachse­
nen und kann in monatlichen Teilbeträgen abgefordert 
werden. Die Höhe der Teilbeträge bemisst sich nach 
folgenden Kriterien:

–	 die Anzahl der tatsächlichen Teilnehmenden pro 
Monat,

–	 höchstens aber die Anzahl der mit Zuwendungsbe­
scheid bewilligten Plätze.

(2) Der Festbetrag kann für jeden Jugendlichen oder 
jungen Erwachsenen abgefordert werden, der im 
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Abrechnungsmonat an der geförderten Maßnahme teil­
genommen hat. Wird die Maßnahme vorzeitig abge­
schlossen oder nicht zu Ende geführt, so wird im Monat 
der tatsächlichen Beendigung der Zuschuss letztmalig 
gewährt.

5.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

(1) Der Bildungsträger ist verpflichtet, vor Aufnahme in 
die Maßnahme zu prüfen, ob die Bewerberinnen und 
Bewerber die Zugangsvoraussetzungen tatsächlich erfül­
len (Zielgruppenvorgabe und Wohnsitzvoraussetzung). 
In Zweifelsfällen ist eine Rücksprache mit dem zustän­
digen Fachreferat der zuständigen Behörde erforderlich. 
Den entsendenden Beratungsinstanzen wie Jugendbe­
rufsagentur Hamburg sind abgelehnte Bewerberinnen 
und Bewerber umgehend mitzuteilen, damit den betref­
fenden Jugendlichen dort Alternativen angeboten wer­
den können.

(2) Die Dokumentation der zuwendungsrelevanten 
Daten erfolgt in der an „ichblickdurch.de“ angeglieder­
ten Teilnehmerdatenbank und wird durch das Sekreta­
riat für Kooperation unterstützt.

(3) Bricht ein Jugendlicher bzw. eine Jugendliche die 
Maßnahme ab, meldet der Bildungsträger dies unver­
züglich dem Sekretariat für Kooperation. Der Platz wird 
auf www.ichblickdurch.de wieder freigegeben und kann 
vom Zuwendungsempfänger nachbesetzt werden.

6.	 Antrags- und Bewilligungsverfahren

(1) Zur Vorbereitung des Antragsverfahrens veröffent­
licht die zuständige Behörde Leistungsbeschreibungen 
für ihre Förderprogramme im Mitteilungsblatt für 
Schulen (MBlSch) und auf www.ichblickdurch.de. Die 
Leistungsbeschreibungen enthalten u. a. nähere Anga­
ben zur Zielgruppe und zu den Fördervoraussetzungen.

(2) Anträge auf Zuwendungen für Maßnahmen im Rah­
men dieser Richtlinie können jeweils bis zum 1. Februar 
eines Jahres bei der zuständigen Behörde gestellt wer­
den. Über die Bewilligung der eingereichten, vollständi­
gen Anträge entscheidet die zuständige Behörde nach 
pflichtgemäßem Ermessen und im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel. Grundlage für 
die Ermessensentscheidung ist eine Wirtschaftlichkeits­
untersuchung.

(3) Folgende Unterlagen sind dem Antrag beizufügen:

–	 Ein aussagefähiges Konzept. Hinweise zu Art und 
Umfang des Konzeptes sind der Leistungsbeschrei­
bung zu entnehmen.

–	 Eine aussagefähige Kostenkalkulation. Der Bil­
dungsträger ist verpflichtet, die von der zuständigen 
Behörde zur Verfügung gestellten Tabellen zur 
Ermittlung der durchschnittlichen Monatskosten­
sätze sowie zur detaillierten Darstellung der geplan­
ten Personal- und Sachkosten zu verwenden. In die­
sem Zusammenhang ist der geplante Einsatz von 
Eigenmitteln darzustellen. Zudem ist anzugeben, für 
wieviel Plätze in einer Maßnahme mindestens eine 
Zuwendung gewährt werden muss, damit der Bil­
dungsträger sie realisieren kann.

(4) Mit der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung werden aus 
dem Kreis der Antragstellenden diejenigen ermittelt, 
die auf Grund ihrer Eignung (Fachkunde, Leistungsfä­
higkeit und Zuverlässigkeit) in der Lage sind und die 
Gewähr bieten, den Zuwendungszweck sachgerecht zu 
erfüllen. Die qualitative Erfassung und Bewertung der 
Anträge auf Zuwendungen erfolgt nach dem Vieraugen­
prinzip.

(5) Anhand der Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsun­
tersuchung wird eine Rangfolge der Anträge gebildet. 
Für die Rangfolgenbildung werden die Methoden der 
„Unterlagen für Ausschreibung und Bewertung von 
IT-Leistungen“ (UFAB II) zu Grunde gelegt. Maßgeb­
lich für die Ermittlung der Qualität des Konzeptes sind 
folgende gleichgewichtige Kriterien, die jeweils mit bis 
zu 10 Punkten bewertet werden können:

–	 Konzept,

–	 Kooperation,

–	 Sozialräumliche Ausrichtung,

–	 Zielgruppenerreichung,

–	 Erfolgsquote.

(6) Der vom Träger im Antrag benannte Preis wird zum 
Ergebnis der qualitativen Bewertung ins Verhältnis 
gesetzt (Qualitäts-Preis-Verhältnis). Der für die Rang­
folgenbildung ausschlaggebende Nutzwert (Quali­
tät-Preis-Verhältnis oder Wirtschaftlichkeit des Ange­
bots) wird nach folgender Formel berechnet:

W = (GL * L) + (GP * (Lmax * Pmin/P))

wobei:

W 	 Nutzwert des Angebotes

GL 	 Gewichtungsfaktor Leistungsangebot (0,7)

GP 	 Gewichtungsfaktor Preisangebot (0,3)

P 	 Gesamtpreis des Angebotes

L 	 Summe Leistungspunkte des Angebots für das 
Los

Lmax 	 Summe Leistungspunkte des besten Angebots 
für das Los

Pmin 	 Preis des preisgünstigsten Angebots für das Los

(7) Das Verhältnis Qualität zu Preis beträgt 70 zu 30. Aus 
dem errechneten Nutzwert ergibt sich eine Rangfolge 
der eingereichten Anträge.

7.	 Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe 
im Amtlichen Anzeiger in Kraft. Sie gilt bis zum 31. De­
zember 2030 und für bereits bewilligte Zuwendungen 
mit der Einschränkung, dass anderslautende Bestim­
mungen des Zuwendungsbescheids und der dazu getrof­
fenen Vereinbarungen nur einvernehmlich durch die 
Regelungen dieser Richtlinie ersetzt werden können. 
Zum gleichen Zeitpunkt treten die Richtlinie zur Förde­
rung benachteiligter Jugendlicher im Rahmen des Ham­
burger Ausbildungsprogramms vom 3. Januar 2011 
(zuletzt geändert am 4. Januar 2013) sowie die Richtlinie 
zur Förderung der Ausbildung von benachteiligten 
Jugendlichen im Rahmen der Jugendberufshilfe vom  
3. Januar 2011 (zuletzt geändert am 4. Januar 2013) außer 
Kraft.

Hamburg, den 22. Juni 2018

Die Behörde für Schule und Berufsbildung
Amtl. Anz. S. 1404

Herstellung einer Erschließungsanlage 
im Stadtteil Eidelstedt

Endgültige Herstellung:

Nach § 49 Absatz 5 des Hamburgischen Wegegesetzes in 
der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83), 
zuletzt geändert am 28. November 2017 (HmbGVBl. S. 361), 
wird bekannt gemacht:
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Die nachstehend aufgeführte Erschließungsanlage ist 
endgültig hergestellt worden:

Lfd.	 Bezeichnung der Erschließungsanlage 
Nr.

1	� Mesterfeldweg 
von Möhlenort bis Flurstück 6938 einschließlich 
(Eisenbahnüberführung Weidplan)

Die Bekanntmachung ist auch unter  
www.hamburg.de/fb/anliegerbeitraege einzusehen.

Hamburg, den 22. Juni 2018

Die Finanzbehörde Amtl. Anz. S. 1406

Entwidmung einer öffentlichen Wegefläche 
im Stadtteil Hammerbrook 

– Oberhafenstraße –
Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen 

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb­
GVBl. S. 41) mit Änderungen wird die Wegefläche Oberha­
fenstraße (Flurstücke 2534, 2532 teilweise und 2529 teil­
weise) der Gemarkung St. Georg-Süd für den öffentlichen 
Verkehr entwidmet.

Der Plan über den Verlauf der zu entwidmenden Wege­
fläche liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Fachamt Management des öffentlichen Raumes 
des Bezirksamtes Hamburg-Mitte, Caffamacherreihe 1-3, 
Raum B6.139, 20355 Hamburg, zur Einsicht für jedermann 
öffentlich aus. Während dieser Zeit können alle, deren Inte­
ressen durch die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, 
Einwendungen schriftlich oder zu Protokoll im Fachamt 
vorbringen. Nach Fristablauf erhobene Einwendungen 
werden nicht mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 11. Juni 2018

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1407

Friedhofssatzung/Friedhofsgebühren- 
satzung der Kirchengemeinde Blankenese

Der Kirchengemeinderat der Kirchengemeinde Blanke­
nese hat am 26.03.2018 eine neue Friedhofssatzung und 
Friedhofsgebührensatzung beschlossen. Diese wurden 
durch den Kirchenkreisrat des Ev. Luth. Kirchenkreises 
Hamburg West/Südholstein am 19.04.2018 kirchenaufsicht­
lich genehmigt.

Die Satzungen sind im Internet unter der Adresse www.
friedhof-blankenese.de dauerhaft zur Einsichtnahme bereit­
gestellt worden. Ferner können die Satzungen während der 
Öffnungszeiten im Büro der Friedhofsverwaltung, Sülldor­
fer Kirchenweg 151, 22589 Hamburg, eingesehen werden.

Die Friedhofssatzung und die Friedhofsgebührensat­
zung treten am 01.07.2018 in Kraft.

Hamburg, den 18. Juni 2018

Friedhof Blankenese
Amtl. Anz. S. 1407

Prüfungsordnung für den Abschluss 
„Master of Education“ der Lehramts- 

studiengänge der Universität Hamburg, 
der Technischen Universität Hamburg, 

der Hochschule für Angewandte  
Wissenschaften Hamburg, der Hochschule 
für Musik und Theater Hamburg und der 
Hochschule für bildende Künste Hamburg

Vom 4. Juli 2017

Die Präsidien der Universität Hamburg, der Techni­
schen Universität Hamburg, der Hochschule für Ange­
wandte Wissenschaften Hamburg, der Hochschule für 
Musik und Theater Hamburg und der Hochschule für bil­
dende Künste Hamburg haben im gegenseitigen Einver­
nehmen am 26. April 2018 die vom Gemeinsamen Aus­
schuss für Lehrerbildung am 4. Juli 2017 auf Grund von 
§ 96 a Absatz 2 Satz 1 des Hamburgischen Hochschulgeset­
zes (HmbHG) vom 18. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 171) in der 
Fassung vom 16. November 2016 (HmbGVBl. S. 472) 
beschlossene Prüfungsordnung für den Abschluss „Master 
of Education“ (M.A.) der Universität Hamburg, der Tech­
nischen Universität Hamburg, der Hochschule für Ange­
wandte Wissenschaften Hamburg, der Hochschule für 
Musik und Theater Hamburg und der Hochschule für bil­
dende Künste Hamburg gemäß § 108 Absatz 1 Satz 4 
HmbHG genehmigt.

Präambel

Die Lehramtsausbildung umfasst als erste Phase eine 
gestufte Ausbildung an der Universität Hamburg und gege­
benenfalls an der Technischen Universität Hamburg-Har­
burg, an der Hochschule für Angewandte Wissenschaften, 
an der Hochschule für Musik und Theater, an der Hoch­
schule für Bildende Künste und als zweite Phase ein Refe­
rendariat. Dabei bildet das Lehramtsstudium mit dem 
Abschluss „Master of Education“ (M. Ed.) die zweite Stufe 
der universitären Ausbildung.

Die Lehramtsstudiengänge setzen sich jeweils aus ver­
schiedenen Teilstudiengängen zusammen. Teilstudien­
gänge sind Erziehungswissenschaft einschließlich Fachdi­
daktik und gegebenenfalls Grundschulpädagogik bzw. 
Behindertenpädagogik bzw. Berufs- und Wirtschaftspäda­
gogik, jeweils ein bis zwei Unterrichtsfächer sowie gegebe­
nenfalls eine berufliche Fachrichtung.

Diese Prüfungsordnung regelt die allgemeine Struktur 
und das Prüfungsverfahren für alle Masterstudiengänge der 
nachfolgend aufgeführten Lehrämter: Lehramt der Primar­
stufe und Sekundarstufe I (LAPS), Lehramt an Gymnasien 
(LAGym), Lehramt an Beruflichen Schulen (LAB), Lehr­
amt für Sonderpädagogik (LAS); sie wird ergänzt durch 
Fachspezifische Bestimmungen für die einzelnen Teilstu­
diengänge.

§ 1

Studienziel, Prüfungszweck, Akademischer Grad, 
Durchführung des Studiengangs

(1) Studienziele der Masterstudiengänge in der Lehr­
amtsausbildung ist der Erwerb von forschungsbasiertem 
Vertiefungs- und Spezialwissen, der Erwerb einer vertieften 
und erweiterten wissenschaftlich-methodischen Qualifika­
tion in Erziehungswissenschaft einschließlich Fachdidak­
tik und in – je nach Lehramt – einem bzw. zwei weiteren 
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Fächern sowie eine intensive Auseinandersetzung mit dem 
Praxisfeld Schule.

(2) Die Erziehungswissenschaft bereitet die künftigen 
Lehrerinnen und Lehrer darauf vor, ihre berufliche Tätig­
keit im Kontext der Schule zu reflektieren, zu evaluieren 
und weiterzuentwickeln.

(3) Die fachbezogenen Studienziele der einzelnen Teil­
studiengänge werden in den Fachspezifischen Bestimmun­
gen beschrieben.

(4) Durch eine bestandene Masterprüfung wird nachge­
wiesen, dass die erziehungswissenschaftlichen, fachdidakti­
schen und fachlichen Kompetenzen erworben worden sind, 
die für eine erfolgreiche Fortsetzung der Ausbildung im 
Vorbereitungsdienst erforderlich sind.

(5) Für die bestandene Masterprüfung wird der akade­
mische Grad Master of Education (M. Ed.) verliehen.

(6) Die organisatorische Durchführung und inhaltliche 
Gestaltung der Teilstudiengänge obliegt den jeweils zustän­
digen Fakultäten bzw. Hochschulen. Näheres regeln die 
Fachspezifischen Bestimmungen. Zur Durchführung der 
fachbezogenen Prüfungen richten sie dezentrale Prüfungs­
ausschüsse nach § 7 Absatz 1 Satz 2 ein. Für die fakultäts­
übergreifende Prüfungsorganisation und die Koordinie­
rung der Prüfungen der Teilstudiengänge ist der zentrale 
Prüfungsausschuss für die Lehramtsstudiengänge nach § 7 
Absatz 1 Satz 1 zuständig.

(7) Die Auswahlkriterien und besonderen Zugangsvor­
aussetzungen für den Masterstudiengang sind in gesonder­
ten Satzungen geregelt.

§ 2

Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich aller Prü­
fungen, der Masterarbeit und den in den Studiengang ein­
geordneten berufsfeldbezogenen Studien bzw. Praktika vier 
Semester. Im Falle eines Teilzeitstudiums erhöhen zwei 
Teilzeitsemester die Regelstudienzeit um ein Semester. 
Durch das Lehrangebot gemäß den Fachspezifischen 
Bestimmungen und die Gestaltung des Prüfungsverfahrens 
ist sicherzustellen, dass das Masterstudium einschließlich 
sämtlicher Prüfungen und der Masterarbeit innerhalb der 
Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. In einzelnen 
Fächerkombinationen kann es wegen der Überschneidung 
von Lehrveranstaltungen zur Verlängerung der Studienzeit 
kommen.

§ 3

Studienfachberatung

(1) Die Studierenden sind verpflichtet, in der Studien­
eingangsphase in jedem Teilstudiengang an einer Studien­
fachberatung teilzunehmen. Die Studienfachberatung 
erfolgt in der Regel durch Lehrende des jeweiligen Teilstu­
diengangs.

(2) Studierende, die die Regelstudienzeit gemäß § 2 
überschritten haben, müssen innerhalb von zwei Semestern 
nach dem Ende der Regelstudienzeit an einer Studienfach­
beratung durch Lehrende des jeweiligen Teilstudiengangs 
teilnehmen, wenn sie noch nicht alle Prüfungsleistungen 
erbracht haben. Studierende, die nicht an der Studienfach­
beratung wegen Überschreitens der Regelstudienzeit teil­
nehmen, werden gemäß § 42 Absatz 2 Nummer 7 HmbHG 
exmatrikuliert.

§ 4

Studien- und Prüfungsaufbau, 
Module und Leistungspunkte (LP)

(1) Jeder Teilstudiengang ist modular aufgebaut; Zahl, 
Umfang, Qualifikationsziele der Module und die Modulvo­
raussetzungen sowie die Form und der Umfang der Modul­
prüfung sind in den Fachspezifischen Bestimmungen gere­
gelt. Die Darstellung ausführlicher Modulbeschreibungen 
erfolgt im Rahmen von Modulhandbüchern. Module kön­
nen sein: Pflichtmodule, die obligatorisch sind, Wahl­
pflichtmodule, die aus einem vorgegebenen Katalog von 
Modulen auszuwählen sind, und Wahlmodule.

(2) Module sind in sich abgeschlossene Lehr- und Lern­
einheiten, die in der Regel aus mehreren inhaltlich aufein­
ander bezogenen Lehrveranstaltungen bestehen. Die Mo­
dule tragen dazu bei, das Qualifikationsziel des Studien­
gangs zu erreichen.

Zum Abschluss eines Moduls ist in der Regel das Able­
gen einer Prüfung (Modulprüfung) erforderlich. In beson­
deren, durch die Auswahl der Prüfungsform und das didak­
tische Konzept begründeten Fällen, können auch mehrere 
Module mit einer gemeinsamen Prüfung abgeschlossen 
werden. Das Einbringen desselben Moduls in zwei Teilstu­
diengängen ist ausgeschlossen.

Die Arbeitsbelastung (Präsenz-, Selbststudium und Prü­
fungsaufwand) für die einzelnen Module und gegebenen­
falls Teilmodule wird in Leistungspunkten (LP) ausgewie­
sen. Dabei entspricht ein Leistungspunkt in der Regel einer 
Arbeitsbelastung von 30 Stunden. Der Gesamtumfang des 
Studiengangs umfasst einschließlich der Masterarbeit 120 
Leistungspunkte.

(3) Die Masterprüfung besteht aus Modulprüfungen und 
einem Abschlussmodul. Das Abschlussmodul umfasst 20 
Leistungspunkte und findet in der Regel im letzten Semes­
ter der Regelstudienzeit statt. Das Abschlussmodul setzt 
sich aus der Masterarbeit, die 17 Leistungspunkte umfasst, 
und einer mündlichen Prüfung im Umfang von 3 Leis­
tungspunkten zusammen.

(4) Ein Teilstudiengang kann grundsätzlich im Status 
der bzw. des Teilzeitstudierenden absolviert werden. Aus­
genommen sind die Teilstudiengänge Musik und Bildende 
Künste. Studierende können den Status beim Service für 
Studierende beantragen. Die Entscheidung über den Antrag 
auf Immatrikulation als Teilzeitstudierende oder Teilzeit­
studierender erfolgt nach den rechtlichen Vorgaben in der 
Immatrikulationsordnung der Universität Hamburg in der 
jeweils geltenden Fassung.

Teilzeitstudierende müssen ihren veränderten Studie­
rendenstatus unverzüglich der zentralen Prüfungsstelle 
mitteilen (Genehmigungsbescheid des Service für Studie­
rende). Der veränderte Status wird von der zentralen Prü­
fungsstelle vermerkt.

Für Teilzeitstudierende wird bei Bedarf und auf Antrag 
der bzw. des Studierenden im Rahmen einer Studienfachbe­
ratung in Abstimmung mit dem dezentralen Prüfungsaus­
schuss ein individueller Studienplan erstellt. Wird für das 
Semester, in dem die Masterarbeit vorgesehen ist, ein Teil­
zeitstudium beantragt, so ist die Bearbeitungszeit für die 
Masterarbeit gleichwohl einzuhalten.

(5) Das Masterstudium muss grundsätzlich sofort aufge­
nommen werden.

(6) Das Masterstudium für das Lehramt der Primarstufe 
und Sekundarstufe I (LAPS) umfasst das Fach Erziehungs­
wissenschaft einschließlich Fachdidaktik (FD) (30 LP), das 
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im Bachelorstudiengang bereits gewählte erste und zweite 
Unterrichtsfach (jeweils 20 LP) und das Kernpraktikum (30 
LP).

Unterrichtsfächer: Arbeitslehre/Technik, Biologie, Che­
mie, Deutsch, Englisch, Evangelische Religion, Katholi­
sche Religion, Französisch, Geographie, Geschichte, Infor­
matik, Bildende Kunst, Mathematik, Musik, Physik, Sozial­
wissenschaften, Spanisch, Sport, Türkisch.

Weiterer Bestandteil des Studiengangs ist das Abschluss­
modul (20 LP) mit der Masterarbeit.

(7) Das Masterstudium für das Lehramt an Gymnasien 
(LAGym) umfasst das Fach Erziehungswissenschaft ein­
schließlich Fachdidaktik (FD) (30 LP), das im Bachelorstu­
diengang bereits gewählte erste und zweite Unterrichtsfach 
(1. Unterrichtsfach: 15 LP, 2. Unterrichtsfach: 25 LP) und 
das Kernpraktikum (30 LP).

Unterrichtsfächer: Biologie, Chemie, Deutsch, Eng­
lisch, Evangelische Religion, Französisch, Geographie, Ge­
schichte, Griechisch, Informatik, Bildende Kunst, Latein, 
Mathematk, Musik, Philosophie, Physik, Russisch, Sozial­
wissenschaften, Spanisch, Sport, Türkisch.

Weiterer Bestandteil des Studiengangs ist das Abschluss­
modul (20 LP) mit der Masterarbeit.

(8) Das Masterstudium für das Lehramt an Beruflichen 
Schulen (LAB) umfasst das Fach Erziehungswissenschaft 
mit dem Schwerpunkt Berufs- und Wirtschaftspädagogik, 
einschließlich der Didaktik der beruflichen Fachrichtung 
sowie der Fachdidaktik des Unterrichtsfaches (25 LP), die 
im Bachelorstudiengang bereits gewählte Berufliche Fach­
richtung (30 LP) sowie das Unterrichtsfach (15 LP) und das 
Kernpraktikum (30 LP).

Berufliche Fachrichtungen:

a)	 Bautechnik, Holztechnik, Chemietechnik, Elektrotech­
nik-Informationstechnik, Ernährungs- und Haushalts­
wissenschaften, Gesundheitswissenschaften, Kosmetik­
wissenschaft, Medientechnik, Metalltechnik, Wirt­
schaftswissenschaften,

Unterrichtsfächer:

b)	 Betriebswirtschaftslehre, Betriebswirtschaftliches Schwer­
punktfach, Biologie, Chemie, Deutsch, Englisch, Evan­
gelische Religion, Französisch, Geographie, Geschichte, 
Berufliche Informatik, Mathematik, Physik, Sozialwis­
senschaften, Spanisch, Sport, Türkisch.

Das Betriebswirtschaftliche Schwerpunktfach kann nur 
in Verbindung mit Wirtschaftswissenschaften kombiniert 
werden.

Weiterer Bestandteil des Studiengangs ist das Abschluss­
modul (20 LP) mit der Masterarbeit.

(9) Das Masterstudium für das Lehramt für Sonderpäd­
agogik (LAS) umfasst das Fach Erziehungswissenschaft 
einschließlich Fachdidaktik (FD) und Behindertenpädago­
gik (insgesamt 55 LP, davon 50 LP für Behindertenpädago­
gik), das im Bachelorstudiengang bereits gewählte Unter­
richtsfach (15 LP) und das Kernpraktikum (30 LP). Unter­
richtsfächer: Arbeitslehre/Technik, Biologie, Chemie, 
Deutsch, Englisch, Evangelische Religion, Französisch, 
Geographie, Geschichte, Bildende Kunst, Mathematik, 
Musik, Physik, Sozialwissenschaften, Spanisch, Sport, Tür­
kisch.

Weiterer Bestandteil des Studiengangs ist das Abschluss­
modul (20 LP) mit der Masterarbeit.

§ 5
Lehrveranstaltungsarten, 

-sprache und -teilnahmebedingungen

(1) Lehrveranstaltungsarten sind insbesondere:
  1. 	 Vorlesungen;
  2. 	 Übungen;
  3. 	 Seminare;
  4. 	 Projekte, Projektstudien;
  5. 	 Praktika;
  6. 	 berufsbezogene Praktika;
  7. 	 Exkursionen/Feldübungen.;
  8. 	 Kolloquien;
  9. 	 Sprachlehrveranstaltungen;
10. 	 Planspiele.

In den Fachspezifischen Bestimmungen können weitere 
Lehrveranstaltungsarten oder Kombinationen von Lehr­
veranstaltungsarten vorgesehen werden.

(2) Die Lehrveranstaltungen können in deutscher oder 
englischer Sprache oder der Zielsprache des Teilstudien­
gangs sowie als Präsenz-, Blended- oder E-Learning-Veran­
staltungen abgehalten werden. Die konkrete Sprache wird 
spätestens zu Beginn der Lehrveranstaltung bekannt gege­
ben.

(3) Für Lehrveranstaltungen kann in begründeten Fäl­
len eine Anwesenheitspflicht vorgesehen werden. In den 
Fachspezifischen Bestimmungen wird auch festgelegt, ob 
die Anwesenheitspflicht für die Zulassung zu Wiederho­
lungsprüfungen gilt.

(4) Die Teilnahme an Lehrveranstaltungen setzt eine 
Anmeldung voraus.

(5) Sofern die Fachspezifischen Bestimmungen erfolg­
reich absolvierte Module oder Lehrveranstaltungen als 
Teilnahmevoraussetzungen für ein nachfolgendes Modul 
festlegen, müssen diese erfüllt werden, um zu den Lehrver­
anstaltungen des Moduls zugelassen zu werden. Sind die 
geforderten Prüfungsleistungen der zuvor zu absolvieren­
den Module erbracht worden, aber die Prüfungsleistungen 
noch nicht bewertet, sind die Studierenden für die Lehrver­
anstaltungen des Moduls vorläufig zuzulassen. Die Zulas­
sung steht unter der Bedingung, dass die Prüfungsleistun­
gen bestanden worden sind.

§ 6
Beschränkung des Besuchs einzelner Lehrveranstaltungen, 

Module oder Schwerpunkte

(1) Die Teilnehmerzahl kann für einzelne Lehrveran­
staltungen, Module und Schwerpunkte beschränkt werden, 
wenn dies zu deren ordnungsgemäßer Durchführung gebo­
ten ist. Die Beschränkung muss die Kriterien für die Aus­
wahl der Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer umfassen und 
ist in geeigneter Weise bekannt zu geben.

(2) Studierende, deren Erstwunsch sich auf einen 
Schwerpunkt bezieht, dem sie aus den in Absatz 1 genann­
ten Gründen nicht zugewiesen werden können, werden 
einem anderen Schwerpunkt zugewiesen. Dabei sind die 
weiteren Präferenzen der Studierenden nach Möglichkeit 
zu berücksichtigen.

§ 7
Prüfungsausschüsse

(1) Die an der Lehramtsausbildung beteiligten Hoch­
schulen richten einen zentralen Prüfungsausschuss für die 
Lehramtsstudiengänge ein. Der zentrale Prüfungsausschuss 
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ist für die grundsätzliche Organisation der fakultäts- und 
hochschulübergreifenden Prüfungen und die Einhaltung 
sowie die Umsetzung der Bestimmungen dieser Prüfungs­
ordnung zuständig. Geschäftsstelle des zentralen Prüfungs­
ausschusses ist das Zentrale Prüfungsamt für die Lehramts­
prüfungen. Darüber hinaus richten die Hochschulen dezen­
trale Prüfungsausschüsse für die fachspezifischen Aufgaben 
der Prüfungsorganisation (z. B. Bestellung der Prüfer, 
Anrechnung von erbrachten Studien- und Prüfungsleistun­
gen, Festlegung eines Nachteilsausgleichs für Studierende 
mit Behinderungen oder länger andauernden bzw. chroni­
schen Erkrankungen usw.) innerhalb der einzelnen Teilstu­
diengänge ein; aus organisatorischen Gründen kann für 
mehrere Teilstudiengänge ein gemeinsamer Prüfungsaus­
schuss gebildet werden.

(2) Dem zentralen Prüfungsausschuss gehören fünf 
stimmberechtigte Mitglieder an:

a)	 drei Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerin­
nen und Hochschullehrer, davon jeweils ein Mitglied 
der Fakultät für Erziehungswissenschaft und ein Mit­
glied aus einer der anderen beteiligten Fakultäten der 
Universität und ein weiteres Mitglied aus einer der 
anderen beteiligten Hochschulen,

b)	 ein Mitglied aus der Gruppe des akademischen Perso­
nals aus einer der Fakultäten der Universität oder einer 
der anderen beteiligten Hochschulen, die kein Mitglied 
nach a) stellt,

c)	 ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden,

d)	 ein Mitglied aus dem Zentralen Prüfungsamt mit bera­
tender Stimme sowie

e)	 ein Vertreter der Behörde für Schule und Berufsbildung 
mit beratender Stimme.

Bei der Wahl der Mitglieder gemäß Absatz 2 a) bis c) 
sollen die Fakultäten bzw. die Hochschulen im turnusmäßi­
gen Wechsel berücksichtigt werden.

(3) Einem dezentralen Prüfungsausschuss gehören in 
der Regel an:

a)	 drei Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerin­
nen und Hochschullehrer,

b)	 ein Mitglied aus der Gruppe des akademischen Perso­
nals,

c)	 ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden.

Zusätzlich kann die Studiengangskoordinatorin oder 
der Studiengangskoordinator an den Sitzungen mit bera­
tender Stimme teilnehmen. Studentische Mitglieder wirken 
bei der Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen 
nicht mit.

(4) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse sowie deren 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter werden auf Vorschlag 
der jeweiligen Gruppe vom zuständigen Dekanat eingesetzt. 
Das Mitglied nach Absatz 2 lit. e) wird von der Behörde für 
Schule und Berufsbildung benannt. Die Amtszeit der Mit­
glieder und Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter beträgt 
zwei Jahre, die des studentischen Mitglieds ein Jahr. Die 
Wiederbestellung eines Mitglieds ist möglich. Scheidet ein 
Mitglied vorzeitig aus, wird eine Nachfolgerin oder ein 
Nachfolger für die restliche Amtszeit bestellt. Die Prü­
fungsausschüsse wählen eine Vorsitzende bzw. einen Vor­
sitzenden sowie deren bzw. dessen Stellvertreterin oder 
Stellvertreter aus dem Kreise der dem Prüfungsausschuss 
angehörenden Mitglieder der Gruppe der Hochschullehre­
rinnen und Hochschullehrer.

(5) Die Prüfungsausschüsse tagen nicht öffentlich. 
Öffentlichkeit kann zugelassen werden, wenn nicht Perso­
nalangelegenheiten, Prüfungsangelegenheiten und perso­
nenbezogene Bewertungen von Lehrveranstaltungen 
behandelt werden. Sie sind beschlussfähig, wenn mindes­
tens drei Mitglieder, darunter die oder der Vorsitzende oder 
die bzw. der stellvertretende Vorsitzende und ein weiteres 
Mitglied der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch­
schullehrer, anwesend sind. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet die Stimme des oder der Vorsitzenden. Die 
Beschlüsse des Prüfungsausschusses sind zu protokollieren.

(6) Der jeweilige dezentrale Prüfungsausschuss hat im 
Zusammenwirken mit dem Dekanat sicherzustellen, dass 
die Studien- und Prüfungsleistungen in den in dieser Ord­
nung und den jeweiligen Fachspezifischen Bestimmungen 
festgesetzten Zeiträumen erbracht werden können. Der 
dezentrale Prüfungsausschuss sorgt ferner dafür, dass die 
Termine für die Modulprüfungen rechtzeitig festgelegt und 
bekannt gegeben werden.

(7) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse haben das 
Recht, den Prüfungen beizuwohnen. Dieses Recht erstreckt 
sich nicht auf die Beschlussfassung über die Note und deren 
Bekanntgabe.

(8) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse und deren 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter unterliegen der Ver­
schwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst ste­
hen, sind sie durch die Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden 
zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

(9) Belastende Entscheidungen der Prüfungsausschüsse 
sind der bzw. dem Studierenden unverzüglich schriftlich 
mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage mitzu­
teilen. Der Bescheid ist mit einer Rechtsmittelbelehrung zu 
versehen.

(10) Die Prüfungsausschüsse können Anordnungen, 
Festsetzungen von Terminen und andere Entscheidungen, 
die nach dieser Ordnung zu treffen sind, insbesondere die 
Bekanntgabe der Melde- und Prüfungstermine sowie Prü­
fungsergebnisse, unter Beachtung datenschutzrechtlicher 
Bestimmungen mit rechtlich verbindlicher Wirkung durch 
Aushang beim zuständigen Prüfungsamt, im Internet oder 
in sonstiger geeigneter Weise bekannt machen.

(11) Der jeweilige Prüfungsausschuss kann dem Stu­
dienbüro bzw. dem Prüfungsamt Aufgaben für die Vorbe­
reitung und Umsetzung seiner Entscheidungen sowie die 
organisatorische Abwicklung von Prüfungen übertragen; 
gleiche Übertragungsbefugnisse hat auch die bzw. der Vor­
sitzende des Prüfungsausschusses.

§ 8

Anerkennung von Studien- und berufspraktischen Zeiten, 
Studien- und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen, Prüfungsleistun­
gen sowie in den Studiengang eingeordnete berufsfeldbezo­
gene Studien beziehungsweise Praktika, die an einer Uni­
versität, gleichgestellten Hochschule, in staatlich anerkann­
ten Fernstudien, an anderen Bildungseinrichtungen, insbe­
sondere in Studiengängen an staatlichen oder staatlich 
anerkannten Berufsakademien sowie an Fachhochschulen 
erbracht worden sind, sind auf Antrag der bzw. des Studie­
renden anzuerkennen, sofern keine wesentlichen Unter­
schiede zwischen den erworbenen und den an der aufneh­
menden Hochschule zu erwerbenden Kenntnissen und 
Fähigkeiten bestehen. Eine Anerkennung mit Auflagen ist 
möglich.
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(2) Bei der Anerkennung von Studienzeiten, Studien­
leistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bun­
desrepublik Deutschland erbracht wurden, sind die von 
Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonfe­
renz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Abspra­
chen der Universität Hamburg sowie der anderen am Stu­
diengang beteiligten Hochschulen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften bzw. Hochschulkooperationsverein­
barungen zu beachten.

(3) Auf andere Weise als durch ein Studium erworbene 
Kenntnisse und Fähigkeiten, die jenen gleichwertig und für 
einen erfolgreichen Abschluss eines Studiengangs erforder­
lich sind, sind in einem Umfang von bis zur Hälfte auf die 
zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen anzuer­
kennen.

(4) Werden Prüfungsleistungen angerechnet, sind die 
Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu 
übernehmen und in die Abschlussnote einzubeziehen. Bei 
nicht vergleichbaren Notensystemen wird die Prüfungsleis­
tung mit „bestanden“ ausgewiesen.

(5) Über die Anerkennung nach den Absätzen 1 bis 4 
entscheidet der dezentrale Prüfungsausschuss für den jewei­
ligen Teilstudiengang. Ein entsprechender Antrag der bzw. 
des Studierenden ist an den dezentralen Prüfungsausschuss 
zu richten. Dem Antrag sind die für die Anerkennung erfor­
derlichen Unterlagen beizufügen. Die Anerkennung kann 
vom dezentralen Prüfungsausschuss nur abgelehnt werden, 
wenn er nachweist, dass zwischen den erworbenen und den 
an der aufnehmenden Hochschule zu erwerbenden Kennt­
nissen und Fähigkeiten nach Absatz 1 wesentliche Unter­
schiede bestehen und/oder auf andere Weise als durch ein 
Studium erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten nach 
Absatz 3 nicht gleichwertig sind. Das Ergebnis wird dem 
zentralen Prüfungsausschuss unverzüglich mitgeteilt und 
aktenkundig gemacht.

§ 9

Studien- und Prüfungsleistungen und 
Wiederholung von Prüfungen und Studienleistungen

(1) Modulprüfungen können zweimal wiederholt wer­
den.

(2) Eine Möglichkeit für eine Wiederholungsprüfung 
wird innerhalb eines Zeitraums von drei Semestern nach 
Ende der Modullaufzeit angeboten. Eine Wiederholung 
findet nur für nicht bestandene Modulprüfungen statt. Die 
Prüfungen sollen studienbegleitend zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt wahrgenommen werden.

(3) Modulprüfungen finden in der von den Prüferinnen 
und Prüfern gemäß der Fachspezifischen Bestimmungen 
festgelegten Form zu den festgesetzten Terminen statt.

(4) Eine Modulprüfung wird in der Regel als Gesamtprü­
fung (Modulabschlussprüfung) durchgeführt. In besonde­
ren Fällen können auch mehrere Module mit einer gemein­
samen Prüfung abgeschlossen werden. Die Leistungspunkte 
eines Moduls werden mit dem erfolgreichen Abschluss des 
Moduls erworben. Ein erfolgreicher Abschluss setzt, je nach 
Festlegung in den Fachspezifischen Bestimmungen, das 
Bestehen von Modulprüfungen und/oder das erfolgreiche 
Erbringen von Studienleistungen voraus.

Im Ausnahmefall können Fachspezifische Bestimmun­
gen vorsehen, dass nicht alle Teilprüfungen bestanden sein 
müssen.

(5) Für Modulprüfungen können in den Fachspezifi­
schen Bestimmungen folgende Prüfungsarten festgelegt 
werden:

a)	 Klausur

Eine Klausur ist eine unter Aufsicht anzufertigende 
Arbeit, in der vorgegebene Aufgaben allein und selbst­
ständig nur mit den zugelassenen Hilfsmitteln zu bear­
beiten sind. Die Dauer einer Klausur beträgt mindes­
tens 45, höchstens 180 Minuten. Klausuren können 
auch in Form von Antwort-Wahl-Verfahren (Multiple 
Choice) durchgeführt werden; Näheres regeln die Fach­
spezifischen Bestimmungen.

b)	 Mündliche Prüfung

Eine mündliche Prüfung ist ein Prüfungsgespräch, in 
dem die Studierenden darlegen sollen, dass sie den Prü­
fungsstoff beherrschen. Mündliche Prüfungen werden 
als Einzel- oder Gruppenprüfungen durchgeführt. Die 
Prüfungsdauer soll je Prüfling mindestens 15 Minuten 
und höchstens 45 Minuten betragen. Für mündliche 
Prüfungen können die Studierenden Prüfungsgegen­
stände vorschlagen. Mündliche Prüfungen werden von 
einer Prüferin bzw. einem Prüfer in Gegenwart einer 
oder eines Beisitzenden abgenommen, die bzw. der min­
destens die durch die Prüfung festzustellende oder eine 
gleichwertige Qualifikation besitzt. Die wesentlichen 
Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prüfung 
sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Protokoll wird 
von der bzw. dem Prüfenden und der bzw. dem Beisit­
zenden unterzeichnet und zur Prüfungsakte genommen. 
Mitgliedern der Hochschule, vor allem Studierenden 
des gleichen Studiengangs, wird die Teilnahme an 
mündlichen Prüfungen als Zuhörerinnen und Zuhörer 
ermöglicht, wenn nicht die Bewerberin oder der Bewer­
ber den Ausschluss der Öffentlichkeit beantragt. Das 
Recht auf Teilnahme erstreckt sich nicht auf die 
Beschlussfassung und die Bekanntgabe der Note.

c)	 Hausarbeit

Eine Hausarbeit ist die schriftliche Ausarbeitung eines 
vorgegebenen Themas, das im Rahmen des betreffenden 
Moduls behandelt wurde. Die Hausarbeit ist in schriftli­
cher Ausfertigung sowie auf Verlangen der Prüferin 
bzw. des Prüfers auch auf einem elektronischen Spei­
chermedium bei der Prüfungsstelle einzureichen.

Im Rahmen der Beurteilung von Hausarbeiten kann 
eine EDV-gestützte Plagiatsprüfung durch externe Ein­
richtungen erfolgen. Dabei ist sicherzustellen, dass eine 
zu diesem Zweck übermittelte Kopie der Arbeit dort 
Dritten nicht zugänglich gemacht und nach der Plagiats­
prüfung gelöscht wird.

d)	 Referat

Ein Referat ist der mündliche Vortrag über ein vorgege­
benes Thema. Es kann zusätzlich eine schriftliche Aus­
arbeitung des Vortragsthemas vorgesehen werden.

Der mündliche Vortrag hat in der Regel eine Dauer von 
mindestens 15, höchstens 75 Minuten.

e)	 Praktikumsabschlüsse

Praktikumsabschlüsse sind erfolgreich erbracht, wenn 
Studierende die von den verantwortlichen Lehrenden 
festgelegten experimentellen Arbeiten durchgeführt 
haben und ihre Kenntnisse durch versuchsbegleitende 
Kolloquien, Protokolle oder schriftliche Ausarbeitung 
nachgewiesen haben. Die Abgabefrist für die schrift­
lichen Ausarbeitungen wird vor Beginn der Lehrveran­
staltung festgelegt.
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f)	 Projektabschlüsse
Projektabschlüsse werden erfolgreich erbracht durch 
eine Vorstellung der Lösungsansätze zum gewählten 
Thema in Referatsform und/oder einen Abschlussbe­
richt für das Projekt.

g)	 Übungsabschlüsse
Übungen erfordern eine kontinuierliche aktive Teil­
nahme der Studierenden.
Es kann die schriftliche Ausarbeitung oder eine sonstige 
Vorstellung einzelner Übungsaufgaben vorgesehen wer­
den.

h)	 Exkursionsabschlüsse und Berufspraktikumsabschlüsse
Exkursionen und Berufspraktika werden durch die Fer­
tigstellung eines Berichts über die Ziele und Ergebnisse 
erfolgreich abgeschlossen.

i)	 Portfolio
Ein Portfolio ist eine Zusammenstellung während des 
Studiums bzw. während der Studienphase angefertigter 
Teilleistungen, welche unter einer übergreifenden 
Frage- und Problemstellung zusammenfassend ausge­
wertet werden. Das Portfolio dient zugleich der zusam­
menfassenden Reflexion des eigenen Lernprozesses.
In geeigneten Fällen können Prüfungen auch mit Unter­

stützung elektronischer Medien und in elektronischer 
Dokumentation durchgeführt werden.

In den Fachspezifischen Bestimmungen können weitere 
Prüfungsarten festgelegt werden.

(6) Sind für ein Modul in den Fachspezifischen Bestim­
mungen alternative Prüfungsarten vorgesehen, wird die 
jeweilige Prüfungsart zu Beginn der Lehrveranstaltung 
bekannt gegeben. Gleiches gilt für die in Absatz 4 genann­
ten alternativen bzw. optionalen Teile der einzelnen Prü­
fungsarten. Prüfungen können in deutscher oder englischer 
Sprache oder in der Zielsprache abgenommen werden. 
Näheres regeln die Fachspezifischen Bestimmungen.

(7) Wahlpflicht- und Wahlmodule können gewechselt 
werden. Hiervon ausgenommen ist das Abschlussmodul. 
Wird ein Wahlpflichtmodul aus organisatorischen Grün­
den nicht ein zweites Mal angeboten, räumt der dezentrale 
Prüfungsausschuss für Studierende, die in einem solchen 
Modul bereits mindestens einen Prüfungsversuch unter­
nommen und die Prüfung nicht bestanden haben, zwei 
weitere Prüfungsversuche in einem Modul mit vergleichba­
ren Qualifikationszielen ein.

(8) In den Fachspezifischen Bestimmungen kann die 
Erbringung von Studienleistungen vorgesehen werden. 
Studienleistungen sind didaktisch ausgerichtete Lehr- und 
Lernkontrollen, deren Zielsetzung nicht die individuelle 
Leistungsbeurteilung im Quervergleich, sondern die 
Gestaltung bzw. die Beurteilung des Lehr- und Lernprozes­
ses ist. Studienleistungen können benotet werden. Das 
Ergebnis einer Studienleistung geht nicht in die Modulnote 
ein. Nicht erfolgreich erbrachte Studienleistungen können 
wiederholt werden. Eine erfolgreich erbrachte Studienleis­
tung kann in den Fachspezifischen Bestimmungen als Vor­
aussetzung für eine Modulprüfung vorgesehen werden. 
Näheres regeln die Fachspezifischen Bestimmungen.

§ 10
Zulassung zu Modulprüfungen

(1) Die Teilnahme an den Modulprüfungen setzt eine 
Anmeldung bei der für das Prüfungsverfahren zuständigen 
Stelle (Prüfungsstelle) voraus. Die Anmeldung zur Modul­
prüfung ist nach Ablauf der Anmeldefrist verbindlich. Der 

Zeitraum für die Anmeldung und das Anmeldeverfahren 
wird von der Prüfungsstelle in geeigneter Weise bekannt 
gegeben. Die Möglichkeit einer Regelung für die Abmel­
dung kann vorgesehen werden. Der dezentrale Prüfungs­
ausschuss kann bei einer zweiten Wiederholungsprüfung 
die Zulassung von der Auflage abhängig machen, dass die 
oder der Studierende zuvor an einer Studienfachberatung 
teilgenommen hat. Ferner kann der dezentrale Prüfungs­
ausschuss in begründeten Ausnahmefällen bei einer Wie­
derholungsprüfung eine abweichende Prüfungsart festle­
gen.

(2) Sofern die Fachspezifischen Bestimmungen eine 
Anwesenheitspflicht bei Lehrveranstaltungen gemäß § 5 
Absatz 3 Satz 1 vorsehen, ist die regelmäßige Teilnahme an 
diesen für das Modul vorgesehenen Lehrveranstaltungen 
Voraussetzung für die Zulassung zu einer Modulprüfung 
und für den Erwerb von Leistungspunkten. Regelmäßig 
teilgenommen hat, wer nicht mehr als 15 % der Termine der 
betreffenden Lehrveranstaltung eines Moduls versäumt 
hat.

Ist das darüber hinausgehende Versäumnis nicht zu ver­
treten, kann unter Auflage eine Zulassung zum Prüfungs­
termin erfolgen. Der Grund für das Versäumnis ist glaub­
haft zu machen, bei Krankheit durch ein ärztliches Attest, 
das der zentralen Prüfungsstelle vorzulegen ist. Die Auflage 
wird von der bzw. dem Lehrenden der versäumten Lehrver­
anstaltungen festgelegt; sie muss geeignet sein, das Errei­
chen der Lernziele der versäumten Sitzungen zu fördern. 
Über Ausnahmen entscheidet der dezentrale Prüfungsaus­
schuss.

(3) Eine Anmeldung zu sowie die Teilnahme an Modul­
prüfungen bzw. der Abschlussarbeit setzt eine Immatriku­
lation für den jeweiligen Studiengang voraus. Diese Immat­
rikulation gilt auch für die Teilnahme an Wahlpflicht- und 
Wahlmodulen, die andere Studiengänge anbieten.

(4) Eine Zulassung darf nur versagt werden, wenn

1.	 die in Absatz 1 genannte Voraussetzung oder die in 
Absatz 1 genannte Auflage nicht erfüllt ist,

2.	 die in Absatz 2 genannte Voraussetzung oder die in 
Absatz 2 genannte Auflage nicht erfüllt ist,

3.	 die in Absatz 3 genannte Voraussetzung nicht erfüllt ist,
4.	 die Zulassungsvoraussetzungen für das Modul nicht 

vorliegen oder
5.	 die in den Fachspezifischen Bestimmungen geforderten 

Studienleistungen nicht erbracht wurden.

Satz 1 Nummer 4 gilt nicht, wenn der Prüfling die Prü­
fungsleistungen aller vorangegangenen Module zwar 
erbracht hat, nicht aber alle Prüfungsleistungen bewertet 
worden sind. In diesen Fällen ist der Prüfling für die nach­
folgende Prüfung unter Vorbehalt zuzulassen.

(5) Über eine Nicht-Zulassung ist die bzw. der Studie­
rende unverzüglich zu informieren.

§ 11
Nachteilsausgleich für Studierende mit Behinderungen 

oder länger andauernden bzw. chronischen Erkrankungen

(1) Macht eine Studierende bzw. ein Studierender glaub­
haft, dass sie bzw. er wegen einer Behinderung oder länger 
andauernden schweren bzw. chronischen Erkrankung nicht 
in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise zu 
den vorgesehenen Bedingungen zu erbringen oder inner­
halb der in dieser Ordnung genannten Fristen abzulegen, 
kann die bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf 
schriftlichen Antrag angemessene nachteilsausgleichende 
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Maßnahmen treffen. Als solche kommen insbesondere die 
Veränderung der äußeren Prüfungsbedingungen, die Ver­
längerung der Fristen für das Ablegen von Prüfungsleistun­
gen sowie das Erbringen gleichwertiger Prüfungsleistungen 
in Betracht. Entsprechendes gilt für Studienleistungen.

(2) Bei Entscheidungen der bzw. des Prüfungsausschuss­
vorsitzenden nach Absatz 1 ist die Behindertenbeauftragte 
bzw. der Behindertenbeauftragte gemäß § 88 Absatz 3 
HmbHG zu beteiligen.

(3) Die Gründe für die beantragten Nachteilsausgleiche 
sind von der bzw. dem Studierenden darzulegen. Zur 
Glaubhaftmachung können geeignete Nachweise verlangt 
werden.

§ 12
Prüfende

(1) Die Bestellung der Prüferinnen und Prüfer erfolgt 
durch den jeweiligen dezentralen Prüfungsausschuss nach 
Maßgabe der Bestimmungen des HmbHG in der jeweils 
geltenden Fassung.

(2) Prüfende für die Modulprüfungen sind grundsätzlich 
die für die Lehrveranstaltungen des jeweiligen Moduls ver­
antwortlichen Lehrenden. Über Ausnahmen entscheidet 
der jeweilige dezentrale Prüfungsausschuss. Bei nur einer 
Prüfung und mehreren Lehrenden kann der jeweilige 
dezentrale Prüfungsausschuss den für die Prüfung verant­
wortlichen Lehrenden festlegen.

(3) Es können auch Prüferinnen bzw. Prüfer bestellt 
werden, die nicht Mitglieder der Universität sind.

§ 13
Masterarbeit

(1) Die Masterarbeit wird in den Studiengängen Lehr­
amt der Primarstufe und Sekundarstufe I, Lehramt an 
Gymnasien, Lehramt an Beruflichen Schulen und Lehramt 
für Sonderpädagogik in der Regel im Teilstudiengang 
Erziehungswissenschaft einschließlich Fachdidaktik ge­
schrieben.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Masterarbeit in 
einem anderen gewählten Teilstudiengang mit Zustim­
mung der Betreuerin bzw. des Betreuers aus diesem Teilstu­
diengang gemäß Absatz 7 oder interdisziplinär geschrieben 
werden. Eine interdisziplinär ausgerichtete Masterarbeit 
muss – je nach Schwerpunktsetzung – einem Teilstudien­
gang zugeordnet werden.

(3) Mit der Masterarbeit soll der Nachweis erbracht wer­
den, dass die Kandidatin bzw. der Kandidat in der Lage ist, 
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem 
jeweiligen Fach gemäß der Absätze 1 und 2 selbstständig 
nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(4) Die Zulassung zur Masterarbeit kann beim zentralen 
Prüfungsausschuss beantragt werden, wenn mindestens 45 
LP vorliegen.

(5) Für die Zulassung zu dem Abschlussmodul gilt § 10 
entsprechend.

(6) Die Kandidatin bzw. der Kandidat kann mit dem 
Antrag auf Zulassung Themen und Prüferinnen und Prüfer 
vorschlagen. Dem Vorschlag für Prüferinnen und Prüfer ist 
soweit wie möglich und vertretbar zu entsprechen. Auf 
Antrag vermittelt der dezentrale Prüfungsausschuss Prüfe­
rinnen und Prüfer.

(7) Die Festsetzung des Themas erfolgt durch die 
Betreuerin (Erstgutachterin) bzw. den Betreuer (Erstgut­

achter). Die Ausgabe des Themas erfolgt durch den zentra­
len Prüfungsausschuss. Der Zeitpunkt der Ausgabe und das 
Thema sowie die Betreuerin bzw. der Betreuer (Erstgutach­
terin bzw. Erstgutachter) sowie die weitere Prüferin bzw. 
der weitere Prüfer (Zweitgutachter) werden von diesem 
aktenkundig gemacht. Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten zwei Wochen nach der Ausgabe 
und nur begründet zurückgegeben werden. Das Thema der 
Masterarbeit kann von der Betreuerin bzw. dem Betreuer 
auf begründeten Antrag der oder des Studierenden zurück­
genommen werden, wenn aus fachlichen Gründen eine 
Bearbeitung nicht möglich ist. In Zweifelsfällen entscheidet 
die oder der Prüfungsausschussvorsitzende des dezentralen 
Prüfungsausschusses. Das neue Thema ist unverzüglich, 
spätestens jedoch innerhalb von vier Wochen, auszugeben.

(8) Die Masterarbeit wird in der Regel in deutscher oder 
englischer Sprache abgefasst. Näheres regeln die Fachspezi­
fischen Bestimmungen. Die Entscheidung, ob andere als 
die in Satz 1 genannten Sprachen zugelassen werden, trifft 
der dezentrale Prüfungsausschuss.

(9) Die Bearbeitungszeit der Masterarbeit beträgt 510 
Arbeitsstunden (17 LP). Unter Berücksichtigung der 
Gesamtarbeitsbelastung (Masterarbeit, weitere Module 
auch in den anderen Teilstudiengängen) beträgt die maxi­
male Bearbeitungsdauer fünf Monate ab Zulassung. Thema, 
Aufgabenstellung und Umfang sind von der Betreuerin 
bzw. dem Betreuer so zu begrenzen, dass die Frist der Bear­
beitung eingehalten werden kann. Die bzw. der Vorsitzende 
des zentralen Prüfungsausschusses kann bei begründetem 
und vor Ablauf der Bearbeitungsfrist gestelltem Antrag eine 
Verlängerung der Bearbeitungszeit genehmigen. Vorausset­
zung für eine Verlängerung der Bearbeitungszeit ist, dass 
die Gründe, die die Verlängerung erforderlich machen, 
nicht von der Kandidatin oder dem Kandidaten zu vertre­
ten sind und unverzüglich, d. h. ohne schuldhaftes Zögern, 
angezeigt werden. Die Begründung für den Verlängerungs­
bedarf ist von der Kandidatin bzw. von dem Kandidaten 
umfassend schriftlich zu erläutern und zu belegen, bei 
Krankheit durch Vorlage eines ärztlichen Attests bw. eines 
qualifizierten ärztlichen Attests gemäß § 15 Absatz 2. Die 
Verlängerung darf grundsätzlich nicht die Hälfte der 
ursprünglich vorgesehenen Bearbeitungszeit überschreiten. 
In Fällen außergewöhnlicher Härte kann der zentrale Prü­
fungsausschuss im Einzelfall eine längere Frist gewähren.

(10) Die Masterarbeit ist fristgerecht in dreifacher 
schriftlicher Ausfertigung sowie auch per geeignetem elek­
tronischen Speichermedium und -format bei der Prüfungs­
stelle einzureichen. Bei der postalischen Zusendung an die 
Prüfungsstelle gilt das Datum des Poststempels als Abgabe­
datum. Für die Abgabe bzw. die Einlieferung der Masterar­
beit obliegt dem Prüfling die Beweislast. Der Abgabezeit­
punkt wird aktenkundig gemacht. Bei der Abgabe hat die 
Kandidatin bzw. der Kandidat schriftlich zu versichern, 
dass sie bzw. er die Arbeit selbstständig verfasst und keine 
anderen als die angegebenen Hilfsmittel – insbesondere 
keine im Quellenverzeichnis nicht benannten Inter­
net-Quellen – benutzt hat, die Arbeit vorher nicht in einem 
anderen Prüfungsverfahren eingereicht hat und die einge­
reichte schriftliche Fassung der auf dem elektronischen 
Speichermedium entspricht. Wird die Arbeit aus Gründen, 
die die Kandidatin bzw. der Kandidat nicht zu vertreten 
hat, nicht fristgerecht abgegeben, entscheidet der zentrale 
Prüfungsausschuss über das weitere Vorgehen; im Regelfall 
wird ein neues Thema ausgegeben, ohne dass dies als Wie­
derholung gilt. Für diesen Fall gilt Absatz 7 Satz 6 entspre­
chend. Wird die Arbeit aus Gründen, die die Kandidatin 
bzw. der Kandidat zu vertreten hat, nicht fristgerecht abge­
geben, gilt § 15 Absatz 1.
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(11) Die Masterarbeit ist von der Betreuerin bzw. vom 
Betreuer und einer weiteren Prüferin bzw. einem weiteren 
Prüfer aus dem Kreis der Prüfungsberechtigten (§ 12) 
schriftlich zu beurteilen. Einer der Prüfer muss aus der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
stammen bzw. habilitiert sein. Im Rahmen der Beurteilung 
von Masterarbeiten kann eine EDV-gestützte Plagiatsprü­
fung durch externe Einrichtungen erfolgen. Dabei ist 
sicherzustellen, dass eine zu diesem Zweck übermittelte 
Kopie der Arbeit dort Dritten nicht zugänglich gemacht 
und nach der Plagiatsprüfung gelöscht wird.

(12) Die Bewertung der Masterarbeit ist grundsätzlich 
von beiden Prüfenden unverzüglich, spätestens sechs 
Wochen nach Einreichung, vorzunehmen. Bei einer über­
durchschnittlich hohen Anzahl von Prüfungsverfahren 
oder aus vergleichbaren sachlichen Gründen kann der 
dezentrale Prüfungsausschuss ausnahmsweise einen länge­
ren Bewertungszeitraum einräumen. Die Benotung der 
Masterarbeit ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der 
durch die beiden Prüferinnen bzw. Prüfer vergebenen 
Noten unter Berücksichtigung von § 14 Absatz 3. Wird die 
Masterarbeit nur von einem der beiden Prüfenden mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) beurteilt, bestellt die bzw. der 
Vorsitzende des dezentralen Prüfungsausschusses eine 
dritte Prüferin bzw. einen dritten Prüfer. Beurteilt die 
Drittgutachterin bzw. der Drittgutachter die Arbeit mit 
mindestens „ausreichend“ (4,0), so wird die Note der Mas­
terarbeit als arithmetisches Mittel der drei Beurteilungen, 
unter Berücksichtigung von § 15 Absatz 3, mindestens aber 
mit „ausreichend“ (4,0) festgelegt. Beurteilt die Drittgut­
achterin bzw. der Drittgutachter die Arbeit mit „nicht aus­
reichend“ (5,0), so gilt diese Arbeit insgesamt als mit „nicht 
ausreichend“ (5,0) benotet. Bei unterschiedlicher Benotung 
um zwei oder mehr Notenstufen muss die bzw. der Vorsit­
zende des zentralen Prüfungsausschusses ebenfalls eine 
dritte Prüferin bzw. einen dritten Prüfer bestellen. Die Note 
ergibt sich als arithmetisches Mittel der Einzelnoten.

(13) Die Masterarbeit kann bei einer Gesamtbeurteilung 
mit „nicht ausreichend“ (5,0) einmal wiederholt werden. 
Die Wiederholung muss in einem Zeitraum von sechs 
Wochen nach Bekanntgabe des negativen Prüfungsergeb­
nisses beantragt werden. Eine zweite Wiederholung ist nur 
in begründeten Ausnahmefällen möglich. Eine Rückgabe 
des Themas der Masterarbeit innerhalb der in Absatz 7  
Satz 3 genannten Frist ist nur zulässig, wenn die Kandida­
tin bzw. der Kandidat von dieser Möglichkeit noch keinen 
Gebrauch gemacht hatte.

(14) Ausgehend von der Masterarbeit erstreckt sich die 
mündliche Prüfung nach § 4 Absatz 3 auch auf die Einord­
nung des Themas der Masterarbeit in die Systematik des 
Faches sowie dessen erziehungswissenschaftliche bzw. 
didaktische Zusammenhänge.

Abgenommen und bewertet wird dieser Prüfungsteil 
von der jeweiligen Betreuerin bzw. dem Betreuer der Mas­
terarbeit (1. Gutachter) und einer weiteren Prüferin bzw. 
einem weiteren Prüfer, die bzw. der regelhaft Erziehungs­
wissenschaftlerin bzw. Erziehungswissenschaftler aus der 
Fakultät für Erziehungswissenschaft (EW) sein muss. Wird 
die Masterarbeit in einem anderen Teilstudiengang als 
Erziehungswissenschaft geschrieben, kann auf Antrag des 
Prüflings der zentrale Prüfungsausschuss genehmigen, dass 
auch die zweite Prüferin bzw. der zweite Prüfer aus einer 
anderen Fakultät als der der EW, Fachbereich Erziehungs­
wissenschaft, oder einer anderen Hochschule stammen 
kann, wenn sie bzw. er eine erziehungswissenschaftliche 
Qualifikation besitzt. Der zentrale Prüfungsausschuss stellt 
im Falle der Bewilligung des Antrages dem dezentralen 

Prüfungsausschuss der EW frei, eine Fachvertreterin bzw. 
einen Fachvertreter aus der Fakultät EW mit beratender 
Stimme zur Teilnahme an der mündlichen Prüfung zu ent­
senden.

Eine Vertreterin bzw. ein Vertreter der Behörde für 
Schule und Berufsbildung kann mit beratender Stimme an 
der Prüfung teilnehmen.

§ 14
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Bewertung der Prüfungsleistungen soll unver­
züglich, spätestens vier Wochen nach der Prüfung, erfol­
gen; § 13 Absatz 12 Satz 2 gilt entsprechend. Die Bewertun­
gen für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den 
jeweiligen Prüferinnen bzw. Prüfern festgesetzt.

Prüfungsleistungen können entsprechend Absatz 2 dif­
ferenziert benotet werden oder als „bestanden“ oder „nicht 
bestanden“ gewertet werden.

(2) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind fol­
gende Noten zu verwenden:

(3) 

1,0 = sehr gut eine hervorragende Leistung

2,0 = gut eine Leistung, die erheblich über 
den durchschnittlichen Anforde­
rungen liegt

3,0 = befriedigend eine Leistung, die durchschnitt­
lichen Anforderungen entspricht

4,0 = ausreichend eine Leistung, die trotz ihrer Män­
gel noch den Anforderungen 
genügt

5,0 = �nicht  
ausreichend

eine Leistung, die wegen erheb­
licher Mängel den Anforderungen 
nicht mehr genügt

Es können Zwischenwerte durch Erniedrigen oder 
Erhöhen der Noten um 0,3 gebildet werden; die Noten 0,7; 
4,3; 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen.

(4) Setzt sich die Prüfungsleistung eines Moduls aus 
mehreren Teilleistungen zusammen, wird die Note des 
Moduls in der Regel aus dem mit den Leistungspunkten 
gewichteten Mittel der Noten für die Teilleistungen berech­
net. Die Noten der Teilprüfungsleistungen des Abschluss­
moduls werden unabhängig von der Leistungspunktvertei­
lung gewichtet und zwar im Verhältnis: Masterarbeit 70 % 
und mündliche Prüfung 30 %. Hierbei werden die beiden 
ersten Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; 
alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 
Entsprechendes gilt bei der Bewertung einer Prüfungsleis­
tung durch mehrere Prüfende. Die Art der Berechnung 
wird in den Fachspezifischen Bestimmungen geregelt.

Die Note lautet:

von 1,0 bis 1,15 1,0

über 1,15 bis 1,50 1,3

über 1,50 bis 1,85 1,7

über 1,85 bis 2,15 2,0

über 2,15 bis 2,50 2,3

über 2,50 bis 2,85 2,7

über 2,85 bis 3,15 3,0
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über 3,15 bis 3,50 3,3

über 3,50 bis 3,85 3,7

über 3,85 bis 4,0 4,0

über 4,0 5,0

Für jeden Teilstudiengang wird eine Fachnote gebildet; 
Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. Die Fachnote setzt sich 
aus Modulnoten außer der des Abschlussmoduls zusam­
men, die mit einer Gewichtung versehen werden. Die 
Gewichtungen werden in den Fachspezifischen Bestim­
mungen festgelegt. Die Fachspezifischen Bestimmungen 
können ferner regeln, dass einzelne (Teil-)Prüfungsleistun­
gen nicht in die Fachnote eingehen. Für die Masterprüfung 
wird eine Gesamtnote gebildet; Absatz 3 Satz 3 gilt entspre­
chend. Die anzurechnenden studienbegleitenden Prüfungs­
leistungen gehen wie folgt in die Abschlussnote ein:

–	 Lehramt der Primarstufe und Sekundarstufe I (LAPS): 
Die Fachnote des Teilstudiengangs Erziehungswissen­
schaft (einschließlich Fachdidaktik und Grundschulpä­
dagogik) geht mit 43 % in die Abschlussnote ein, die 
Fachnoten der beiden Unterrichtsfächer mit jeweils 
19 %. Das Abschlussmodul geht mit einem Anteil von 
19 % in die Abschlussnote ein.

–	 Lehramt an Gymnasien (LAGym): Die Fachnote des 1. 
Unterrichtsfachs geht mit 14 % in die Abschlussnote ein, 
die des 2. Unterrichtsfachs mit 24 % und die des Teilstu­
diengangs Erziehungswissenschaft (einschließlich 
Fachdidaktik) mit 43 %. Das Abschlussmodul geht mit 
einem Anteil von 19 % in die Abschlussnote ein.

–	 Lehramt für Sonderpädagogik (LAS): Die Fachnote des 
Teilstudiengangs Erziehungswissenschaft (einschließ­
lich Fachdidaktik und Behindertenpädagogik) geht mit 
67 % in die Abschlussnote ein und die des Unterrichts­
fachs mit 14 %. Das Abschlussmodul geht mit einem 
Anteil von 19 % in die Abschlussnote ein.

–	 Lehramt an Beruflichen Schulen (LAB): Die Fachnote 
der beruflichen Fachrichtung geht mit 29 % in die 
Abschlussnote ein, die des Unterrichtsfachs mit 14 % 
und die des Teilstudiengangs Erziehungswissenschaft 
(einschließlich Berufs- und Wirtschaftspädagogik, 
Didaktik der beruflichen Fachrichtung und Fachdidak­
tik) mit 38 %. Das Abschlussmodul geht mit einem 
Anteil von 19 % in die Abschlussnote ein.

Liegt für einen Teilstudiengang eine differenzierte 
Fachnote nicht vor, wird die Gesamtnote aus dem arithme­
tischen Mittel der festgelegten Gewichtungsfaktoren der 
übrigen Fachnoten der einzelnen Teilstudiengänge berech­
net.

(4) Die Gesamtnote einer bestandenen Masterprüfung 
lautet:

bei einem Durchschnitt bis einschließ­
lich 1,50

sehr gut

bei einem Durchschnitt von 1,51 bis ein­
schließlich 2,50

gut

bei einem Durchschnitt von 2,51 bis ein­
schließlich 3,50

befriedigend

bei einem Durchschnitt von 3,51 bis ein­
schließlich 4,00

ausreichend

Bei überragenden Leistungen (Durchschnitt von 1,00 
bis 1,15) wird die Gesamtnote „Mit Auszeichnung bestan­
den“ erteilt.

(5) Diese Gesamtnote wird durch eine ECTS-Note nach 
den jeweils geltenden Bestimmungen ergänzt.

§ 15
Versäumnis, Rücktritt

(1) Wenn die bzw. der Studierende einen Prüfungster­
min oder eine Prüfungsfrist aus einem Grund, den sie bzw. 
er zu vertreten hat, im Sinne dieser Ordnung versäumt, 
nach Beginn einer (Teil-) Prüfung zurücktritt oder eine 
Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgesehenen Bear­
beitungszeit beginnt, oder erbringt gilt eine Prüfungsleis­
tung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet.

(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend 
gemachte Grund muss dem zentralen Prüfungsausschuss 
unverzüglich, das heißt ohne schuldhaftes Zögern, schrift­
lich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krank­
heit des Prüflings ist ein ärztliches Attest vorzulegen. In 
Zweifelsfällen kann sich der zentrale Prüfungsausschuss ein 
qualifiziertes ärztliches Attest vorlegen lassen. Dieses muss 
Angaben enthalten über die von der Erkrankung ausge­
hende körperliche bzw. psychische Funktionsstörung, die 
Auswirkungen der Erkrankung auf die Prüfungsfähigkeit 
des Prüflings aus medizinischer Sicht, den Zeitpunkt des 
dem Attest zugrunde liegenden Untersuchungstermins 
sowie der ärztlichen Prognose über die Dauer der Erkran­
kung. Wird der Grund anerkannt, so wird der nächstmögli­
che Prüfungstermin festgesetzt. Bereits vollständig 
erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen werden ange­
rechnet. Nach Beendigung einer Prüfungsleistung können 
Rücktrittsgründe nicht mehr geltend gemacht werden.

(3) Schutzvorschriften zum Schutz der erwerbstätigen 
Mutter (MuSchG) sind auf Antrag der Studierenden zu 
berücksichtigen. Gleiches gilt für Anträge der bzw. des Stu­
dierenden für die Fristen der Elternzeit nach dem Gesetz 
zum Elterngeld und zur Elternzeit (BEEG). § 15 Absatz 2 
Sätze 5 bis 6 gelten entsprechend.

§ 16
Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Zugelassene Hilfsmittel werden vor Beginn der Prü­
fung bekanntgegeben. Versucht die oder der Studierende 
das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, 
wird die Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bzw. „nicht bestanden“ bewertet. Gleiches gilt für Prü­
fungsleistungen von Studierenden, die ihre Prüfungsergeb­
nisse während des Prüfungsverfahrens anderen zur Verfü­
gung stellen, ohne dass dies ausdrücklich vorgesehen ist.

(2) Bei einer Täuschung oder Benutzung nicht zugelas­
sener Hilfsmittel im Sinne von Absatz 1 während und nach 
der Austeilung von Prüfungsaufgaben wird der Prüfling 
von der Fortsetzung der Prüfungsleistung nicht ausge­
schlossen. Die oder der jeweilige Aufsichtsführende fertigt 
über das Vorkommnis einen Vermerk, den sie oder er nach 
Abschluss der Prüfungsleistung unverzüglich der bzw. dem 
Vorsitzenden des jeweiligen dezentralen Prüfungsausschus­
ses vorlegt. Der Prüfling wird unverzüglich über den gegen 
ihn erhobenen Vorwurf unterrichtet. Die Entscheidung 
über das Vorliegen eines Täuschungsversuches trifft die 
bzw. der Vorsitzende des jeweiligen dezentralen Prüfungs­
ausschusses. Dem Prüfling ist zuvor Gelegenheit zur Äuße­
rung zu geben.

(3) Hat ein Prüfling bei einer Prüfungsleistung getäuscht 
und wird diese Tatsache erst nach Ablegen der Prüfung 
bekannt, kann die Note entsprechend Absatz 1 berichtigt 
und die Masterprüfung gegebenenfalls für nicht bestanden 
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erklärt werden. Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und 
gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen 
Zeugnis ist auch die Masterurkunde einzuziehen, wenn die 
Masterprüfung auf Grund einer Täuschung für „nicht 
bestanden“ erklärt wurde. Eine Entscheidung nach Satz 1 
ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des 
Zeugnisses ausgeschlossen.

(4) Studierende, die den ordnungsgemäßen Ablauf der 
Prüfung stören, können von der jeweiligen Prüferin oder 
Aufsichtsführenden bzw. dem jeweiligen Prüfer oder Auf­
sichtsführenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung 
ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ bewertet. In 
schwerwiegenden Fällen kann der dezentrale Prüfungsaus­
schuss die Studierende bzw. den Studierenden von der 
Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(5) Bei den Entscheidungen nach den Absätzen 1, 3 und 
4 kann die bzw. der Studierende eine Überprüfung durch 
den zentralen Prüfungsausschuss verlangen. Der Antrag 
muss unverzüglich, d. h. ohne schuldhaftes Zögern, gestellt 
werden.

§ 17
Endgültiges Nichtbestehen der Masterprüfung

(1) Die gesamte Prüfung in dem Masterstudiengang ist 
endgültig nicht bestanden, wenn
a) 	 eine Modulprüfung in einem Teilstudiengang in ihrer 

letzten Wiederholung mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bzw. „nicht bestanden“ bewertet wurde oder als mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet gilt;

b) 	die Masterarbeit auch in ihrer letzten Wiederholung mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet wurde oder als mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet gilt.

(2) Ist eine Modulprüfung in einem Teilstudiengang 
außer Erziehungswissenschaft gemäß Absatz 1 oder die 
Masterprüfung gemäß Absätze 2 und 3 endgültig nicht 
bestanden, stellt die oder der Vorsitzende des zentralen 
Prüfungsausschusses einen Bescheid mit Angaben aller 
Prüfungsleistungen und den Gründen für das Nichtbeste­
hen der Masterprüfung aus. Der Bescheid ist mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und der oder dem 
Studierenden bekannt zu geben.

§ 18
Widerspruchsverfahren

Studierende können Widersprüche gegen das Prüfungs­
verfahren und gegen Prüfungsentscheidungen einlegen. 
Sofern eine Rechtsmittelbelehrung erteilt wurde, muss der 
Widerspruch innerhalb eines Monats, sonst innerhalb eines 
Jahres nach Bekanntgabe bei der bzw. dem Vorsitzenden 
des zentralen Prüfungsausschusses eingelegt werden. Der 
Widerspruch soll schriftlich begründet werden. Hilft der 
Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht oder nicht in 
vollem Umfang ab, so ist er dem Widerspruchsausschuss 
der Universität zuzuleiten.

§ 19
Zeugnis, Urkunde, Diploma Supplement 

und Transcript of Records

(1) Über die bestandene Masterprüfung soll unverzüg­
lich, möglichst innerhalb von vier Wochen nach Bestehen 
der letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt wer­
den. Das Zeugnis enthält Angaben über die absolvierten 
Module einschließlich der erzielten Noten und erworbenen 
Leistungspunkte, das Thema und die Note der Masterar­

beit, die Noten des jeweiligen Teilstudiengangs, die Gesamt­
note, die insgesamt erreichten Leistungspunkte und das 
Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung er­
bracht worden ist. Das Zeugnis ist von der bzw. dem Vorsit­
zenden des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen und mit 
dem Datum der Ausfertigung und dem Siegel der Universi­
tät Hamburg zu versehen. Dem Zeugnis wird eine englisch­
sprachige Übersetzung beigefügt.

(2) Zusätzlich zu dem Zeugnis erhält die Absolventin 
bzw. der Absolvent eine Urkunde mit dem Datum des 
Zeugnisses. Darin wird die Verleihung des Master-Grades 
beurkundet. Die Urkunde wird durch die Dekanin bzw. den 
Dekan der Fakultät für Erziehungswissenschaft unterzeich­
net und mit dem Siegel der Universität Hamburg versehen. 
Das Dekanat kann die Unterzeichnungsbefugnis auf die 
oder den Vorsitzenden des zentralen Prüfungsausschusses 
übertragen. Der Urkunde wird eine englischsprachige 
Übersetzung beigefügt.

(3) Darüber hinaus stellt die oder der Vorsitzende des 
zentralen Prüfungsausschusses ein Diploma Supplement 
sowie ein Transcript of Records in deutscher und englischer 
Sprache aus.

§ 20

Ungültigkeit der Masterprüfung, 
Behebung von Prüfungsmängeln

Waren die Voraussetzungen für die Ablegung einer Prü­
fungsleistung nicht erfüllt, ohne dass die bzw. der Studie­
rende hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache 
erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so 
wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfungsleis­
tung geheilt. Hat die bzw. der Studierende vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, dass sie bzw. er die Prüfungsleistung able­
gen konnte, so kann die Prüfungsleistung für „nicht ausrei­
chend“ (5,0) und die Masterprüfung für „nicht bestanden“ 
erklärt werden. Der bzw. dem Studierenden ist vor einer 
Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. § 17 
Absatz 3 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.

§ 21

Einsicht in die Prüfungsakten

Bis zu einem Jahr nach Abschluss der einzelnen Modul­
prüfungen wird von der bzw. dem Vorsitzenden des zentra­
len Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag der bzw. 
dem Studierenden Einsicht in ihre bzw. seine Prüfungsleis­
tungen, die darauf bezogenen Gutachten und die Prüfungs­
protokolle gewährt, soweit diese nicht bereits ausgehändigt 
worden sind.

§ 22

Inkrafttreten; Übergangsregelung

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach der 
Genehmigung durch das Präsidium der Universität Ham­
burg in Kraft. Sie gilt erstmals für Studierende, die ihr 
Studium zum Wintersemester 2017/2018 aufnehmen.

(2) Sie gilt mit Wirkung zum Wintersemester 2017/2018 
ebenfalls für Studierende, die ihr Studium vor Inkrafttreten 
dieser Prüfungsordnung aufgenommen haben.

(3) Sofern Fachspezifische Bestimmungen, die vor dem 
Wintersemester 2017/2018 in Kraft getreten sind, von die­
ser Prüfungsordnung abweichende Angaben enthalten, ins­
besondere über

–	 den Zeitpunkt der Aufnahme des Studiums,

–	 die Anwesenheitspflicht bei Vorlesungen,
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–	 die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 
und Prüfungsleistungen,

–	 die Festlegung eines verbindlichen ersten Prüfungsver­
suchs,

–	 die Festlegung von Modulfristen in Form von Referenz­
semestern bzw. Phasen

sowie
–	 die Festlegung der Anzahl der Prüfungsversuche
finden diese keine Anwendung.

(4) Abweichend von Absatz 3 erhalten Studierende nach 
Absatz 2 für vor dem Wintersemester 2013/2014 begonnene 
und bis zum Wintersemester 2017/2018 noch nicht abge­
schlossene Module insgesamt vier Prüfungsversuche. Ein 
Modul ist begonnen aber noch nicht abgeschlossen, wenn 
mindestens ein zurechenbarer Prüfungsversuch vor dem 
Wintersemester 2013/2014 vorliegt. Bereits vor dem Win­
tersemester 2013/2014 zurechenbare Prüfungsversuche im 
Rahmen der Modulfristen werden auf diese vier Versuche 
angerechnet. § 15 und § 16 der Prüfungsordnung sind ent­
sprechend anwendbar.

(5) Diese Prüfungsordnung findet abweichend von den 
Absätzen 1 und 2 keine Anwendung für Studierende der 
Master-Teilstudiengänge „Wirtschaftswissenschaften mit 
einem Betriebswirtschaftlichen Schwerpunktfach als Unter­
richtsfach“ und „Wirtschaftswissenschaften mit einem 
Unterrichtsfach außerhalb des Betriebswirtschaftlichen 
Schwerpunktfachs“.

Hamburg, den 30. April 2018

Universität Hamburg
Technische Universität Hamburg

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg
Hochschule für Musik und Theater Hamburg

Hochschule für bildende Künste Hamburg
Amtl. Anz. S. 1407

Prüfungsordnung für die Abschlüsse 
„Bachelor of Arts“ und „Bachelor of 

Science“ der Lehramtsstudiengänge der 
Universität Hamburg, der Technischen 
Universität Hamburg, der Hochschule 

für Angewandte Wissenschaften Hamburg, 
der Hochschule für Musik und Theater 

Hamburg und der Hochschule für 
bildende Künste Hamburg

Vom 4. Juli 2017

Die Präsidien der Universität Hamburg, der Techni­
schen Universität Hamburg, der Hochschule für Ange­
wandte Wissenschaften Hamburg, der Hochschule für 
Musik und Theater Hamburg und der Hochschule für bil­
dende Künste Hamburg haben im gegenseitigen Einver­
nehmen am 26. April 2018 die vom Gemeinsamen Aus­
schuss für Lehrerbildung am 4. Juli 2017 auf Grund von 
§ 96 a Absatz 2 Satz 1 des Hamburgischen Hochschulgeset­
zes (HmbHG) vom 18. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 171) in der 
Fassung vom 16. November 2016 (HmbGVBl. S. 472) 
beschlossene Prüfungsordnung für die Abschlüsse „Bache­
lor of Arts“ (B.A.) und „Bachelor of Science“ (B.Sc.) der 
Universität Hamburg, der Technischen Universität Ham­
burg, der Hochschule für Angewandte Wissenschaften 
Hamburg, der Hochschule für Musik und Theater Ham­

burg und der Hochschule für bildende Künste Hamburg 
gemäß § 108 Absatz 1 Satz 4 HmbHG genehmigt.

Präambel
Die Lehramtsausbildung umfasst als erste Phase eine 

gestufte Ausbildung an der Universität Hamburg und gege­
benenfalls an der Technischen Universität Hamburg-Har­
burg bzw. an der Hochschule für Angewandte Wissenschaf­
ten bzw. an der Hochschule für Musik und Theater bzw. an 
der Hochschule für Bildende Künste und als zweite Phase 
ein Referendariat. Dabei bildet das Lehramtsstudium mit 
den Abschlüssen „Bachelor of Arts“ (B. A.) bzw. „Bachelor 
of Science“ (B. Sc.) die erste Stufe der universitären Ausbil­
dung.

Die Lehramtsstudiengänge setzen sich jeweils aus ver­
schiedenen Teilstudiengängen zusammen. Teilstudien­
gänge sind Erziehungswissenschaft einschließlich Fach­
didaktik und gegebenenfalls Grundschulpädagogik bzw. 
Behindertenpädagogik, jeweils ein bis zwei Unterrichtsfä­
cher sowie gegebenenfalls eine berufliche Fachrichtung.

Diese Prüfungsordnung regelt die allgemeine Struktur 
und das Prüfungsverfahren für alle Bachelorstudiengänge 
der nachfolgend aufgeführten Lehrämter: Lehramt der Pri­
marstufe und Sekundarstufe I (LAPS), Lehramt an Gymna­
sien (LAGym), Lehramt an Beruflichen Schulen (LAB), 
Lehramt für Sonderpädagogik (LAS); sie wird ergänzt 
durch Fachspezifische Bestimmungen für die einzelnen 
Teilstudiengänge.

§ 1
Studienziele, Prüfungszweck, Akademischer Grad, 

Durchführung des Studiengangs

(1) Studienziele der Bachelorstudiengänge sind grundle­
gende fachliche, methodische und spezielle berufsqualifi­
zierende Kompetenzen in Erziehungswissenschaft ein­
schließlich Fachdidaktik und in – je nach Lehramt – einem 
bzw. zwei weiteren Fächern. Durch eine exemplarische 
wissenschaftliche Vertiefung befähigt das Studium primär 
für ein auf den Lehrerberuf ausgerichtetes Masterstudium 
und daneben für ein fachwissenschaftliches Masterstudium.

(2) In den Fachwissenschaften erwerben die Lehramts­
studierenden grundlegende fachliche und methodische 
Kompetenzen. Sie werden zu einer theorie- und methoden­
geleiteten kritisch-reflektierenden Analyse der Fachgegen­
stände, zu selbstständiger wissenschaftlicher Arbeit und zur 
selbstständigen Weiterbildung sowie zur adäquaten Dar­
stellung von Ergebnissen, die die Regeln guter wissen­
schaftlicher Praxis beachten, befähigt. In den Fachdidakti­
ken eignen sich die Studierenden fachdidaktisches Wissen 
sowie Fähigkeiten zur kritischen Reflexion und Problema­
tisierung fachlichen und fachdidaktischen Wissens an. 
Dazu gehören Fähigkeiten der Begründung der Auswahl 
fachlicher Inhalte und ihrer Vermittlung sowie Kompeten­
zen der Diagnose und Evaluation. In der Erziehungswissen­
schaft geht es um den Erwerb erziehungswissenschaftlichen 
und schulpädagogischen Grundlagenwissens sowie um die 
Fähigkeit zur kritischen Reflexion und fallbezogenen Pro­
blematisierung dieses Wissens. Besondere Bedeutung 
kommt der Reflexion eigener Lernprozesse und der Wahr­
nehmung der unterschiedlichen Perspektiven der am Lern­
prozess Beteiligten zu. Eine Aufgabe ist die Erprobung und 
Reflexion innovativer Lehr- und Lernformen. Dabei geht 
es um die forschende Auseinandersetzung mit Praxissituati­
onen, die sich einerseits auf die Schule als Institution und 
zum anderen auf die Erfahrung des eigenen Handelns in 
realen Unterrichtssituationen und anderen pädagogischen 
Handlungsfeldern bezieht. Im Bachelorstudium wird die 
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Pluralität möglicher Berufsfelder berücksichtigt. Am Ende 
des Bachelorstudiums steht eine reflektierte Entscheidung 
für einen weiterführenden Masterstudiengang bzw. einen 
Beruf.

(3) Die fachbezogenen Studienziele der einzelnen Teil­
studiengänge werden in den Fachspezifischen Bestimmun­
gen beschrieben.

(4) Durch eine bestandene Bachelorprüfung wird nach­
gewiesen, dass die in den Fachspezifischen Bestimmungen 
der jeweiligen Teilstudiengänge beschriebenen Studien­
ziele erreicht wurden.

(5) Die bestandene Bachelorprüfung ist ein erster berufs­
qualifizierender Abschluss, für den beim Lehramt der Pri­
marstufe und Sekundarstufe I und beim Lehramt für Son­
derpädagogik der akademische Grad Bachelor of Arts (B. 
A.) und beim Lehramt an Beruflichen Schulen der akade­
mische Grad Bachelor of Science (B. Sc.) verliehen wird. 
Beim Lehramt an Gymnasien bestimmt sich der akademi­
sche Grad in der Regel nach dem ersten Unterrichtsfach 
(für die Fächer Biologie, Chemie, Geografie, Mathematik, 
Informatik, Physik: Bachelor of Science; für die Fächer 
Bildende Kunst, Deutsch, Englisch, Evangelische Religion, 
Französisch, Geschichte, Griechisch, Latein, Musik, Philo­
sophie, Russisch, Sozialwissenschaften, Spanisch, Sport, 
Türkisch: Bachelor of Arts). Wird die Bachelorarbeit im 
Ausnahmefall in dem zweiten Unterrichtsfach geschrieben, 
bestimmt sich der akademische Grad nach diesem Fach.

(6) Die organisatorische Durchführung und inhaltliche 
Gestaltung der Teilstudiengänge obliegt den jeweils zustän­
digen Fakultäten. Zur Durchführung der fachbezogenen 
Prüfungen richten sie dezentrale Prüfungsausschüsse nach 
§ 7 Absatz 1 Satz 2 ein. Für die fakultätsübergreifende Prü­
fungsorganisation und die Koordinierung der Prüfungen 
der Teilstudiengänge ist der zentrale Prüfungsausschuss 
nach § 7 Absatz 1 Satz 1 für die Lehramtsstudiengänge 
zuständig.

(7) Die Auswahlkriterien und besonderen Zugangsvor­
aussetzungen für den jeweiligen Teilstudiengang sind in 
der Regel in gesonderten Satzungen geregelt. Für die beruf­
liche Fachrichtung sind die besonderen Zugangsvorausset­
zungen in § 4 Absatz 8 letzter und vorletzter Satz geregelt.

§ 2
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit ohne die Unterrichtsfächer Musik 
und Bildende Kunst beträgt einschließlich aller Prüfungen, 
der Bachelorarbeit und den gegebenenfalls in den Studien­
gang eingeordneten berufspraktischen Tätigkeiten und 
Exkursionen sechs Semester. Näheres regeln die Fachspezi­
fischen Bestimmungen. Wird Musik oder Bildende Kunst 
als Unterrichtsfach gewählt, beträgt die Regelstudienzeit 
acht Semester. Im Falle eines Teilzeitstudiums erhöhen 
zwei Teilzeitsemester die Regelstudienzeit um ein Semes­
ter. Durch das Lehrangebot gemäß den Fachspezifischen 
Bestimmungen und die Gestaltung des Prüfungsverfahrens 
ist sicherzustellen, dass das Bachelorstudium einschließlich 
sämtlicher Prüfungen und der Bachelorarbeit innerhalb der 
Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. In einzelnen 
Fächerkombinationen kann es wegen der Überschneidung 
von Lehrveranstaltungen zur Verlängerung der Studienzeit 
kommen.

§ 3
Studienfachberatung

(1) Die Studierenden sind verpflichtet, in der Studien­
eingangsphase in jedem Teilstudiengang an einer Studien­

fachberatung teilzunehmen. Die Studienfachberatung 
erfolgt in der Regel durch Lehrende des jeweiligen Teilstu­
diengangs.

(2) Studierende, die die Regelstudienzeit gemäß § 2 
überschritten haben, müssen innerhalb von zwei Semestern 
nach dem Ende der Regelstudienzeit an einer Studienfach­
beratung durch Lehrende des jeweiligen Teilstudiengangs 
teilnehmen, wenn sie noch nicht alle Prüfungsleistungen 
erbracht haben. Studierende, die nicht an der Studienfach­
beratung wegen Überschreitens der Regelstudienzeit teil­
nehmen, werden gemäß § 42 Absatz 2 Nummer 7 HmbHG 
exmatrikuliert.

§ 4

Studien- und Prüfungsaufbau, 
Module und Leistungspunkte (LP)

(1) Jeder Teilstudiengang ist modular aufgebaut; Zahl, 
Umfang, Qualifikationsziele der Module und die Modulvo­
raussetzungen sowie die Form und der Umfang der Modul­
prüfung sind in den Fachspezifischen Bestimmungen gere­
gelt. Die Darstellung ausführlicher Modulbeschreibungen 
erfolgt im Rahmen von Modulhandbüchern. Module kön­
nen sein: Pflichtmodule, die obligatorisch sind, Wahl­
pflichtmodule, die aus einem vorgegebenen Katalog von 
Modulen auszuwählen sind, und Wahlmodule.

(2) Module sind in sich abgeschlossene Lehr- und Lern­
einheiten, die in der Regel aus mehreren inhaltlich aufein­
ander bezogenen Lehrveranstaltungen bestehen. In Modu­
len wird eine Teilqualifikation des Qualifikationsziels des 
jeweiligen Teilstudiengangs vermittelt.

Zum Abschluss eines Moduls ist in der Regel das Able­
gen einer Prüfung (Modulprüfung) erforderlich. In beson­
deren Fällen können auch mehrere Module mit einer 
gemeinsamen Prüfung abgeschlossen werden. Das Einbrin­
gen desselben Moduls in zwei Teilstudiengängen ist ausge­
schlossen.

Die Arbeitsbelastung (Präsenz-, Selbststudium und Prü­
fungsaufwand) für die einzelnen Module wird in Leistungs­
punkten (LP) ausgewiesen. Dabei entspricht ein Leistungs­
punkt in der Regel einer Arbeitsbelastung von 30 Stunden.

Der Gesamtumfang des Studiengangs umfasst ein­
schließlich der Bachelorarbeit 180 Leistungspunkte, bei der 
Wahl von Kunst oder Musik 240 Leistungspunkte.

(3) Die Bachelorprüfung besteht aus Modulprüfungen 
und einem Abschlussmodul. Das Abschlussmodul umfasst 
in der Regel mindestens 10 Leistungspunkte und findet in 
der Regel im letzten Semester der Regelstudienzeit statt. 
Das Abschlussmodul setzt sich aus der Bachelorarbeit, die 
mindestens 8 Leistungspunkte umfassen muss, und gegebe­
nenfalls einem weiteren Modulbestandteil zusammen. 
Näheres regeln die Fachspezifischen Bestimmungen.

(4) Ein Teilstudiengang kann grundsätzlich im Status 
der bzw. des Teilzeitstudierenden absolviert werden. Aus­
genommen sind die Teilstudiengänge Musik und Bildende 
Künste. Studierende können den Status beim Service für 
Studierende beantragen. Die Entscheidung über den Antrag 
auf Immatrikulation als Teilzeitstudierende oder Teilzeit­
studierender erfolgt nach den rechtlichen Vorgaben in der 
Immatrikulationsordnung der Universität Hamburg in der 
jeweils geltenden Fassung.

Teilzeitstudierende müssen ihren veränderten Studie­
rendenstatus unverzüglich der zentralen Prüfungsstelle 
mitteilen (Genehmigungsbescheid des Service für Studie­
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rende). Der veränderte Status wird von der zentralen Prü­
fungsstelle vermerkt.

Für Teilzeitstudierende wird bei Bedarf und auf Anfrage 
der bzw. des Studierenden im Rahmen einer Studienfachbe­
ratung in Abstimmung mit dem dezentralen Prüfungsaus­
schuss ein individueller Studienplan erstellt. Wird für das 
Semester, in dem die Bachelorarbeit vorgesehen ist, ein 
Teilzeitstudium beantragt, so ist die Bearbeitungszeit für 
die Bachelorarbeit gleichwohl einzuhalten.

(5) Das Bachelorstudium muss grundsätzlich sofort auf­
genommen werden.

(6) Das Bachelorstudium für das Lehramt der Primar­
stufe und Sekundarstufe I (LAPS) umfasst das Fach Erzie­
hungswissenschaft einschließlich Fachdidaktik (FD) und 
Grundschulpädagogik (GSP) (80 LP) sowie zwei aus a) und 
b) wählbare Unterrichtsfächer (jeweils 45 LP), von denen 
mindestens eines aus den unter a) genannten Unterrichtsfä­
chern stammen muss:

a)	 Alevitische Religion, Bildende Kunst, Deutsch, Eng­
lisch, Evangelische Religion, Islamische Religion, 
Katholische Religion, Mathematik, Musik, Sport, Tür­
kisch,

b)	 Arbeitslehre/Technik, Biologie, Chemie, Geographie, 
Französisch, Geschichte, Informatik, Physik, Sozialwis­
senschaften, Spanisch.

Wird als eines der Unterrichtsfächer Bildende Kunst 
oder Musik gewählt, ist dessen Anteil erhöht auf 105 LP. 
Weiterer Bestandteil des Studiengangs ist das Abschluss­
modul mit der Bachelorarbeit (10 LP).

(7) Das Bachelorstudium für das Lehramt an Gymnasien 
(LAGym) umfasst das Fach Erziehungswissenschaft ein­
schließlich Fachdidaktik (FD) (40 LP) sowie zwei aus dem 
nachfolgenden Angebot grundsätzlich frei wählbare Unter­
richtsfächer (1. Unterrichtsfach – ausgenommen Bildende 
Kunst und Musik: 70 LP, 2. Unterrichtsfach: 60 LP; bei 
der Wahl von Bildende Kunst oder Musik als 1. Unter­
richtsfach: 130 LP, 2. Unterrichtsfach: 60 LP): Biologie, 
Chemie, Deutsch, Englisch, Evangelische Religion, Franzö­
sisch, Geographie, Geschichte, Griechisch, Bildende Kunst, 
Latein, Mathematik, Informatik, Musik, Philosophie, Phy­
sik, Russisch, Sozialwissenschaften, Spanisch, Sport, Tür­
kisch. Die Unterrichtsfächer Geschichte, Sozialwissen­
schaften, Griechisch und Philosophie können nicht mitein­
ander kombiniert werden. Weiterer Bestandteil des Stu­
diengangs ist das Abschlussmodul mit der Bachelorarbeit 
(10 LP).

(8) Das Bachelorstudium für das Lehramt an Berufli­
chen Schulen (LAB) umfasst das Fach Erziehungswissen­
schaft mit dem Schwerpunkt Berufs- und Wirtschaftspäda­
gogik, einschließlich der Didaktik der beruflichen Fach­
richtung sowie der Fachdidaktik des Unterrichtsfaches (35 
LP), eine aus der Fächergruppe a) grundsätzlich frei wähl­
bare berufliche Fachrichtung (in der Regel 90 LP) sowie ein 
weiteres aus der Fächergruppe b) wählbares Unterrichts­
fach (45 LP):

a)	 Bau- und Holztechnik, Chemietechnik, Elektrotech­
nik-Informationstechnik, Ernährungs- und Haushalts­
wissenschaften, Gesundheitswissenschaften, Kosmetik­
wissenschaft, Medientechnik, Metalltechnik, Wirt­
schaftswissenschaften,

b)	 Betriebswirtschaftslehre, Betriebswirtschaftliches Schwer­
punktfach, Biologie, Chemie, Deutsch, Englisch, Evan­
gelische Religion, Französisch, Geographie, Geschichte, 
Berufliche Informatik, Mathematik, Physik, Sozialwis­
senschaften, Spanisch, Sport, Türkisch.

Weiterer Bestandteil des Studiengangs ist das Abschluss­
modul mit der Bachelorarbeit (in der Regel 10 LP).

Nur die beruflichen Fachrichtungen Ernährungs- und 
Haushaltswissenschaften und Wirtschaftswissenschaften 
können auch mit Französisch oder Spanisch kombiniert 
werden. Nur die berufliche Fachrichtung Wirtschaftswis­
senschaften kann auch mit Geografie oder einem betriebs­
wirtschaftlichen Schwerpunktfach als Unterrichtsfach ver­
bunden werden. Wird die berufliche Fachrichtung Wirt­
schaftswissenschaften mit einem Betriebswirtschaftlichen 
Schwerpunktfach kombiniert, werden beide Teilstudien­
gänge in einer Fachspezifischen Bestimmung dargestellt. 
Auf Antrag können zu jeder beruflichen Fachrichtung 
andere Unterrichtsfächer vom zentralen Prüfungsausschuss 
im Einvernehmen mit der Behörde für Schule und Berufs­
bildung genehmigt werden. In den Fachrichtungen Bau- 
und Holztechnik, Elektrotechnik-Informationstechnik, 
Medientechnik und Metalltechnik kann auf Antrag eine 
weitere berufliche Fachrichtung als Unterrichtsfach geneh­
migt werden. Näheres regeln die Fachspezifischen Bestim­
mungen dieser beruflichen Fachrichtungen. Die berufliche 
Fachrichtung Chemotechnik kann nicht mit Chemie, Elek­
trotechnik-Informationstechnik nicht mit Physik, Wirt­
schaftswissenschaften nicht mit Betriebswirtschaftslehre 
verbunden werden. Die Zulassung zum Studium in einer 
beruflichen Fachrichtung kann in der Regel nur erfolgen, 
wenn die Bewerberin bzw. der Bewerber in ihrer bzw. seiner 
beruflichen Fachrichtung eine abgeschlossene einschlägige 
Berufsausbildung besitzt oder an einem zwölfmonatigen 
Betriebspraktikum teilgenommen hat. Die entsprechenden 
Nachweise sind zur Immatrikulation einzureichen.

(9) Das Bachelorstudium für das Lehramt für Sonderpä­
dagogik (LAS) umfasst das Fach Erziehungswissenschaft 
einschließlich Fachdidaktik (FD) und Grundschulpädago­
gik (GPS) und Behindertenpädagogik (insgesamt 125 LP, 
davon 57 LP für Behindertenpädagogik) sowie einem aus 
der nachfolgenden Liste grundsätzlich frei wählbaren 
Unterrichtsfach (45 LP): Arbeitslehre/Technik, Biologie, 
Chemie, Deutsch, Englisch, Evangelische Religion, Franzö­
sisch, Geographie, Geschichte, Bildende Kunst, Mathema­
tik, Musik, Physik, Sozialwissenschaften, Spanisch, Sport, 
Türkisch.

Wird als Unterrichtsfach Bildende Kunst oder Musik 
gewählt, ist dessen Anteil erhöht auf 105 LP. Weiterer 
Bestandteil des Studiengangs ist das Abschlussmodul mit 
der Bachelorarbeit (10 LP).

(10) Bei der Wahl von Bildende Kunst oder Musik als 
Unterrichtsfach verteilt sich das Lehrangebot in jeweils 
diesem Teilstudiengang auf 8 Semester, in dem anderen 
Teilstudiengang bzw. den anderen beiden Teilstudiengän­
gen grundsätzlich auf jeweils 6 Semester. Die Verteilung des 
gesamten Lehrangebots auf die drei Teilstudiengänge im 
Einzelnen ist der nachfolgenden Grafik zu entnehmen 
(Abbildungen siehe Anhang).

(11) Das Studium in einem Teilstudiengang kann sich in 
eine Einführungsphase, eine Aufbauphase und eine Vertie­
fungsphase gliedern. Näheres regeln die Fachspezifischen 
Bestimmungen.

§ 5

Lehrveranstaltungsarten, 
-sprache und -teilnahmebedingungen

(1) Lehrveranstaltungsarten sind insbesondere:

  1. 	 Vorlesungen;

  2. 	 Übungen;
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  3.	 Seminare;
  4. 	 Projekte/Projektstudie
  5.	 Praktika;
  6. 	 berufsbezogene Praktika;
  7. 	 Exkursionen/Feldübungen;
  8. 	 Kolloquien;
  9. 	 Sprachlehrveranstaltungen;
10. 	 Planspiele.

In den Fachspezifischen Bestimmungen können weitere 
Lehrveranstaltungsarten oder Kombinationen von Lehr­
veranstaltungsarten vorgesehen werden.

(2) Die Lehrveranstaltungen können in deutscher oder 
englischer Sprache oder der Zielsprache des Teilstudien­
gangs sowie als Präsenz-, Blended- oder E-Learning-Veran­
staltungen abgehalten werden. Die konkrete Sprache wird 
spätestens zu Beginn der Lehrveranstaltung bekannt gege­
ben.

(3) Für Lehrveranstaltungen können die Fachspezifi­
schen Bestimmungen in begründeten Fällen eine Anwesen­
heitspflicht vorsehen. In den Fachspezifischen Bestimmun­
gen wird auch festgelegt, ob die Anwesenheitspflicht für die 
Zulassung zur Wiederholungsprüfung gilt.

(4) Die Teilnahme an Lehrveranstaltungen setzt eine 
Anmeldung voraus.

(5) Sofern die Fachspezifischen Bestimmungen erfolg­
reich absolvierte Module oder Lehrveranstaltungen als 
Teilnahmevoraussetzungen für ein nachfolgendes Modul 
festlegen, müssen diese erfüllt werden, um zu den Lehrver­
anstaltungen des Moduls zugelassen zu werden. Sind die 
geforderten Prüfungsleistungen der zuvor zu absolvieren­
den Module erbracht worden, aber die Prüfungsleistungen 
noch nicht bewertet, sind die Studierenden für die Lehrver­
anstaltungen des Moduls vorläufig zuzulassen. Die Zulas­
sung steht unter der Bedingung, dass die Prüfungsleistun­
gen bestanden worden sind.

§ 6
Beschränkung des Besuchs einzelner Lehrveranstaltungen,  

Module oder Schwerpunkte

(1) Die Teilnehmerzahl kann für einzelne Lehrveran­
staltungen, Module und Schwerpunkte beschränkt werden, 
wenn dies zu deren ordnungsgemäßer Durchführung gebo­
ten ist. Die Beschränkung muss die Kriterien für die Aus­
wahl der Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer umfassen und 
ist in geeigneter Weise bekannt zu geben.

(2) Studierende, deren Erstwunsch sich auf einen 
Schwerpunkt bezieht, dem sie aus den in 1 genannten 
Gründen nicht zugewiesen werden können, werden einem 
anderen Schwerpunkt zugewiesen. Dabei sind die weiteren 
Präferenzen der Studierenden nach Möglichkeit zu berück­
sichtigen.

§ 7
Prüfungsausschüsse

(1) Die an der Lehramtsausbildung beteiligten Hoch­
schulen richten einen zentralen Prüfungsausschuss für die 
Lehramtsstudiengänge ein. Der zentrale Prüfungsausschuss 
ist grundsätzlich für die Organisation der fakultäts- und 
hochschulübergreifenden Prüfungen und die Einhaltung 
sowie die Umsetzung der Bestimmungen dieser Prüfungs­
ordnung zuständig. Geschäftsstelle des zentralen Prüfungs­
ausschusses ist das Zentrale Prüfungsamt für die Lehramts­
prüfungen; es führt die laufenden Geschäfte nach Maßgabe 

des zentralen Prüfungsausschusses bzw. der oder des Vorsit­
zenden. Darüber hinaus richten die Hochschulen dezent­
rale Prüfungsausschüsse für die fachspezifischen Aufgaben 
der Prüfungsorganisation (z. B. Bestellung der Prüfer, 
Anrechnung von erbrachten Studien- und Prüfungsleistun­
gen, Festlegung eines Nachteilsausgleichs für Studierende 
mit Behinderungen oder länger andauernden bzw. chroni­
schen Erkrankungen, usw.) innerhalb der einzelnen Teil­
studiengänge ein; aus organisatorischen Gründen kann für 
mehrere Teilstudiengänge ein gemeinsamer Prüfungsaus­
schuss gebildet werden.

(2) Dem zentralen Prüfungsausschuss gehören fünf 
stimmberechtigte Mitglieder an:

a) 	 drei Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerin­
nen und Hochschullehrer, davon jeweils ein Mitglied 
der Fakultät für Erziehungswissenschaft und ein Mit­
glied aus einer der anderen beteiligten Fakultäten der 
Universität und ein weiteres Mitglied aus einer der 
anderen beteiligten Hochschulen,

b) ein Mitglied aus der Gruppe akademischen Personals aus 
einer der Fakultäten der Universität oder einer der ande­
ren beteiligten Hochschulen, die kein Mitglied nach a) 
stellt,

c) 	 ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden,

d) 	ein Mitglied aus dem Zentralen Prüfungsamt mit bera­
tender Stimme.

Bei der Wahl der Mitglieder gemäß Absatz 2 a) bis c) 
sollen die Fakultäten bzw. die Hochschulen im turnusmäßi­
gen Wechsel berücksichtigt werden.

(3) Einem dezentralen Prüfungsausschuss gehören in 
der Regel an:

a) 	 drei Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerin­
nen und Hochschullehrer,

b) 	ein Mitglied aus der Gruppe des akademischen Perso­
nals,

c) 	 ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden.

Zusätzlich kann die Studiengangskoordinatorin oder 
der Studiengangskoordinator an den Sitzungen mit bera­
tender Stimme teilnehmen.

Studentische Mitglieder wirken bei der Anrechnung 
von Studien- und Prüfungsleistungen nicht mit.

(4) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse sowie deren 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter werden auf Vorschlag 
der jeweiligen Gruppe vom zuständigen Dekanat eingesetzt. 
Die Amtszeit der Mitglieder und Stellvertreterinnen bzw. 
Stellvertreter beträgt zwei Jahre, die des studentischen Mit­
glieds ein Jahr. Die Wiederbestellung eines Mitglieds ist 
möglich. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, wird eine 
Nachfolgerin oder ein Nachfolger für die restliche Amtszeit 
bestellt. Die Prüfungsausschüsse wählen eine Vorsitzende 
bzw. einen Vorsitzenden sowie deren bzw. dessen Stellver­
treterin oder Stellvertreter aus dem Kreise der dem Prü­
fungsausschuss angehörenden Mitglieder der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer.

(5) Die Prüfungsausschüsse tagen nicht öffentlich. 
Öffentlichkeit kann zugelassen werden, wenn nicht Perso­
nalangelegenheiten, Prüfungsangelegenheiten und perso­
nenbezogene Bewertungen von Lehrveranstaltungen 
behandelt werden. Sie sind beschlussfähig, wenn mindes­
tens drei Mitglieder, darunter die oder der Vorsitzende oder 
die oder der stellvertretende Vorsitzende und ein weiteres 
Mitglied aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer, anwesend sind. Bei Stimmengleichheit 
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entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die 
Beschlüsse der Prüfungsausschüsse sind zu protokollieren.

(6) Der jeweilige dezentrale Prüfungsausschuss hat im 
Zusammenwirken mit dem Dekanat sicherzustellen, dass 
die Studien- und Prüfungsleistungen in den in dieser Ord­
nung festgesetzten Zeiträumen erbracht werden können. 
Der Prüfungsausschuss sorgt ferner dafür, dass die Termine 
für die Modulprüfungen rechtzeitig festgelegt und bekannt 
gegeben werden.

(7) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse haben das 
Recht, den Prüfungen beizuwohnen. Dieses Recht erstreckt 
sich nicht auf die Beschlussfassung über die Note und deren 
Bekanntgabe.

(8) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse und deren 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter unterliegen der Ver­
schwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst ste­
hen, sind sie durch die Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden 
zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

(9) Belastende Entscheidungen der Prüfungsausschüsse 
sind der bzw. dem Studierenden unverzüglich schriftlich 
mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage mitzu­
teilen. Der Bescheid ist mit einer Rechtsmittelbelehrung zu 
versehen.

(10) Die Prüfungsausschüsse können Anordnungen, 
Festsetzungen von Terminen und andere Entscheidungen, 
die nach dieser Ordnung zu treffen sind, insbesondere die 
Bekanntgabe der Melde- und Prüfungstermine sowie Prü­
fungsergebnisse, unter Beachtung datenschutzrechtlicher 
Bestimmungen mit rechtlich verbindlicher Wirkung durch 
Aushang beim Prüfungsamt, im Internet oder in sonstiger 
geeigneter Weise bekannt machen.

(11) Der Prüfungsausschuss kann dem Studienbüro bzw. 
dem Prüfungsamt Aufgaben für die Vorbereitung und 
Umsetzung seiner Entscheidungen sowie die organisatori­
sche Abwicklung von Prüfungen übertragen; gleiche Über­
tragungsbefugnisse hat auch die bzw. der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses.

§ 8

Anerkennung von Studien- und berufspraktischen Zeiten, 
Studien- und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen, Prüfungsleistun­
gen sowie in den Studiengang eingeordnete berufsfeldbezo­
gene Studien beziehungsweise Praktika, die an einer Uni­
versität, gleichgestellten Hochschule, in staatlich anerkann­
ten Fernstudien, an anderen Bildungseinrichtungen, insbe­
sondere in Studiengängen an staatlichen oder staatlich 
anerkannten Berufsakademien sowie an Fachhochschulen 
erbracht worden sind, sind auf Antrag der bzw. des Studie­
renden anzuerkennen, sofern keine wesentlichen Unter­
schiede zwischen den erworbenen und den an der aufneh­
menden Hochschule zu erwerbenden Kenntnissen und 
Fähigkeiten bestehen. Eine Anerkennung mit Auflagen ist 
möglich.

(2) Bei der Anerkennung von Studienzeiten, Studien­
leistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bun­
desrepublik Deutschland erbracht wurden, sind die von 
Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonfe­
renz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Abspra­
chen der Universität Hamburg sowie der anderen am Studi­
engang beteiligten Hochschulen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften bzw. Hochschulkooperationsverein­
barungen zu beachten.

(3) Auf andere Weise als durch ein Studium erworbene 
Kenntnisse und Fähigkeiten, die jenen gleichwertig und für 
einen erfolgreichen Abschluss eines Studiengangs erforder­
lich sind, sind in einem Umfang von bis zur Hälfte auf die 
zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen anzuer­
kennen.

(4) Werden Prüfungsleistungen angerechnet, sind die 
Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu 
übernehmen und in die Abschlussnote einzubeziehen. Bei 
nicht vergleichbaren Notensystemen wird die Prüfungsleis­
tung mit „bestanden“ ausgewiesen.

(5) Über die Anerkennung nach den Absätzen 1 bis 4 
entscheidet der dezentrale Prüfungsausschuss für den jewei­
ligen (Teil-)Studiengang. Ein entsprechender Antrag der 
bzw. des Studierenden ist an den dezentralen Prüfungsaus­
schuss zu richten. Dem Antrag sind die für die Anerken­
nung erforderlichen Unterlagen beizufügen. Die Anerken­
nung kann vom dezentralen Prüfungsausschuss nur abge­
lehnt werden, wenn er nachweist, dass zwischen den erwor­
benen und den an der aufnehmenden Hochschule zu erwer­
benden Kenntnissen und Fähigkeiten nach Absatz 1 
wesentliche Unterschiede bestehen und/oder auf andere 
Weise als durch ein Studium erworbene Kenntnisse und 
Fähigkeiten nach Absatz 3 nicht gleichwertig sind. Das 
Ergebnis wird dem zentralen Prüfungsausschuss unverzüg­
lich mitgeteilt und aktenkundig gemacht.

§ 9

Studien- und Prüfungsleistungen 
und Wiederholung von Prüfungen und Studienleistungen

(1) Modulprüfungen können zweimal wiederholt wer­
den.

(2) Eine Möglichkeit für eine Wiederholungsprüfung 
wird innerhalb eines Zeitraums von drei Semestern nach 
Ende der Modullaufzeit angeboten. Eine Wiederholung 
findet nur für nicht bestandene Modulprüfungen statt. Die 
Prüfungen sollen studienbegleitend zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt wahrgenommen werden.

(3) Modulprüfungen finden in der von den Prüfern und 
Prüferinnen gemäß der Fachspezifischen Bestimmungen 
festgelegten Form zu den festgesetzten Terminen statt.

(4) Eine Modulprüfung wird in der Regel als Gesamtprü­
fung (Modulabschlussprüfung) durchgeführt. In besonde­
ren Fällen können auch mehrere Module mit einer gemein­
samen Prüfung abgeschlossen werden. Die Leistungspunkte 
eines Moduls werden mit dem erfolgreichen Abschluss des 
Moduls erworben. Ein erfolgreicher Abschluss setzt, je nach 
Festlegung in den Fachspezifischen Bestimmungen, durch 
das Bestehen von Modulprüfungen und/oder das erfolgrei­
che Erbringen von Studienleistungen voraus. Im Ausnah­
mefall können Fachspezifische Bestimmungen vorsehen, 
dass nicht alle Teilprüfungen bestanden sein müssen.

(5) Für Modulprüfungen können in den Fachspezifi­
schen Bestimmungen folgende Prüfungsarten festgelegt 
werden:

a) 	 Klausur

Eine Klausur ist eine unter Aufsicht anzufertigende 
Arbeit, in der vorgegebene Aufgaben allein und selbst­
ständig nur mit den zugelassenen Hilfsmitteln zu bear­
beiten sind. Die Dauer einer Klausur beträgt mindes­
tens 45, höchstens 180 Minuten. Klausuren können 
auch in Form von Antwort-Wahl-Verfahren (Multiple 
Choice) durchgeführt werden; Näheres regeln die Fach­
spezifischen Bestimmungen.
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b) 	Mündliche Prüfung

Eine mündliche Prüfung ist ein Prüfungsgespräch, in 
dem die Studierenden darlegen sollen, dass sie den Prü­
fungsstoff beherrschen. Mündliche Prüfungen werden 
als Einzel- oder Gruppenprüfungen durchgeführt. Die 
Prüfungsdauer soll je Prüfling mindestens 15 Minuten 
und höchstens 45 Minuten betragen. Für mündliche 
Prüfungen können die Studierenden Prüfungsgegen­
stände vorschlagen.

Mündliche Prüfungen werden von einer Prüferin bzw. 
einem Prüfer in Gegenwart einer oder eines Beisitzen­
den abgenommen, die bzw. der mindestens die durch die 
Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifi­
kation besitzt. Die wesentlichen Gegenstände und 
Ergebnisse der mündlichen Prüfung sind in einem Pro­
tokoll festzuhalten. Das Protokoll wird von der bzw. 
dem Prüfenden und der bzw. dem Beisitzenden unter­
zeichnet und zur Prüfungsakte genommen. Mitgliedern 
der Hochschule, vor allem Studierenden des gleichen 
Studiengangs, wird die Teilnahme an mündlichen Prü­
fungen als Zuhörerinnen und Zuhörer ermöglicht, wenn 
nicht die Bewerberin oder der Bewerber den Ausschluss 
der Öffentlichkeit beantragt. Das Recht zur Teilnahme 
erstreckt sich nicht auf die Beschlussfassung und die 
Bekanntgabe der Note.

c) 	 Hausarbeit

Eine Hausarbeit ist die schriftliche Ausarbeitung eines 
vorgegebenen Themas, das im Rahmen des betreffenden 
Moduls behandelt wurde. Die Hausarbeit ist in schriftli­
cher Ausfertigung sowie auf Verlangen der Prüferin 
bzw. des Prüfers auch auf einem elektronischen Spei­
chermedium bei der Prüfungsstelle einzureichen. Im 
Rahmen der Beurteilung von Hausarbeiten kann eine 
EDV-gestützte Plagiatsprüfung durch externe Einrich­
tungen erfolgen. Dabei ist sicherzustellen, dass eine zu 
diesem Zweck übermittelte Kopie der Arbeit dort Drit­
ten nicht zugänglich gemacht und nach der Plagiatsprü­
fung gelöscht wird.

d) 	Referat

Ein Referat ist der mündliche Vortrag über ein vorgege­
benes Thema. Es kann zusätzlich eine schriftliche Aus­
arbeitung des Vortragsthemas vorgesehen werden. Der 
mündliche Vortrag hat in der Regel eine Dauer von 
mindestens 15, höchstens 75 Minuten.

e) 	 Praktikumsabschlüsse

Praktikumsabschlüsse sind erfolgreich erbracht, wenn 
Studierende die von den verantwortlichen Lehrenden 
festgelegten experimentellen Arbeiten durchgeführt 
haben und ihre Kenntnisse durch versuchsbegleitende 
Kolloquien, Protokolle oder schriftliche Ausarbeitung 
nachgewiesen haben. Die Abgabefrist für die schriftli­
chen Ausarbeitungen wird vor Beginn der Lehrveran­
staltung festgelegt.

f) 	 Projektabschlüsse

Projektabschlüsse werden erfolgreich erbracht durch 
eine Vorstellung der Lösungsansätze zum gewählten 
Thema in Referatsform und/oder einen Abschlussbe­
richt für das Projekt.

g) 	Übungsabschlüsse

Übungen erfordern eine kontinuierliche aktive Teil­
nahme der Studierenden.

Es kann die schriftliche Ausarbeitung oder eine sonstige 
Vorstellung einzelner Übungsaufgaben vorgesehen wer­
den.

h) 	Exkursionsabschlüsse und Berufspraktikumsabschlüsse

Exkursionen und Berufspraktika werden durch die Fer­
tigstellung eines Berichts über die Ziele und Ergebnisse 
erfolgreich abgeschlossen.

i) 	 Portfolio

Ein Portfolio ist eine Zusammenstellung während des 
Studiums bzw. während der Studienphase angefertigter 
Teilleistungen, welche unter einer übergreifenden 
Frage- und Problemstellung zusammenfassend ausge­
wertet werden. Das Portfolio dient zugleich der zusam­
menfassenden Reflexion des eigenen Lernprozesses.

In geeigneten Fällen können Prüfungen auch mit Unter­
stützung elektronischer Medien und in elektronischer 
Dokumentation durchgeführt werden.

In den Fachspezifischen Bestimmungen können weitere 
Prüfungsarten festgelegt werden.

(6) Sind für ein Modul in den Fachspezifischen Bestim­
mungen alternative Prüfungsarten vorgesehen, wird die 
jeweilige Prüfungsart zu Beginn der Lehrveranstaltung 
bekannt gegeben. Gleiches gilt für die in Absatz 4 genann­
ten alternativen bzw. optionalen Teile der einzelnen Prü­
fungsarten. Prüfungen können in deutscher oder englischer 
Sprache oder in der Zielsprache abgenommen werden. 
Näheres regeln die Fachspezifischen Bestimmungen.

(7) Wahlpflicht- und Wahlmodule können gewechselt 
werden. Hiervon ausgenommen ist das Abschlussmodul. 
Wird ein Wahl- oder ein Wahlpflichtmodul aus organisato­
rischen Gründen nicht ein zweites Mal angeboten, räumt 
der Prüfungsausschuss für Studierende, die in einem sol­
chen Modul bereits mindestens einen Prüfungsversuch 
unternommen haben, zwei weitere Prüfungsversuche in 
einem Modul mit vergleichbaren Qualifikationszielen ein.

(8) In den Fachspezifischen Bestimmungen kann die 
Erbringung von Studienleistungen vorgesehen werden. 
Studienleistungen sind didaktisch ausgerichtete Lehr- und 
Lernkontrollen, deren Zielsetzung nicht die individuelle 
Leistungsbeurteilung im Quervergleich, sondern die 
Gestaltung bzw. die Beurteilung des Lehr- und Lernprozes­
ses ist. Studienleistungen können benotet werden. Das 
Ergebnis einer Studienleistung geht nicht in die Modulnote 
ein. Nicht erfolgreiche erbrachte Studienleistungen können 
wiederholt werden. Eine erfolgreich erbrachte Studienleis­
tung kann in den Fachspezifischen Bestimmungen als Vor­
aussetzung für eine Modulprüfung vorgesehen werden. 
Näheres regeln die Fachspezifischen Bestimmungen.

§ 10

Zulassung zu Modulprüfungen

(1) Die Teilnahme an den Modulprüfungen setzt eine 
Anmeldung bei der für das Prüfungsverfahren zuständigen 
Stelle (Prüfungsstelle) voraus. Die Anmeldung zur Modul­
prüfung ist nach Ablauf der Anmeldefrist verbindlich. Der 
Zeitraum für die Anmeldung und das Anmeldeverfahren 
wird von der Prüfungsstelle in geeigneter Weise bekannt 
gegeben. Die Möglichkeit einer Regelung für die Abmel­
dung kann vorgesehen werden. Der dezentrale Prüfungs­
ausschuss kann bei einer zweiten Wiederholungsprüfung 
die Zulassung von der Auflage abhängig machen, dass die 
bzw. der Studierende zuvor an einer Studienfachberatung 
teilgenommen hat. Ferner kann der dezentrale Prüfungs­
ausschuss in begründeten Ausnahmefällen bei einer Wie­
derholungsprüfung eine abweichende Prüfungsart festle­
gen.

(2) Sofern die Fachspezifischen Bestimmungen eine 
Anwesenheitspflicht bei Lehrveranstaltungen gemäß § 5 
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Absatz 3 Satz 1 vorsehen, ist die regelmäßige Teilnahme an 
diesen Lehrveranstaltungen Voraussetzung für die Zulas­
sung zu einer Modulprüfung und für den Erwerb von Leis­
tungspunkten. Regelmäßig teilgenommen hat grundsätz­
lich, wer nicht mehr als 15 % der Termine der betreffenden 
Lehrveranstaltung eines Moduls versäumt hat.

Ist das darüber hinausgehende Versäumnis nicht zu ver­
treten, kann unter Auflage eine Zulassung zum Prüfungs­
termin erfolgen. Der Grund für das Versäumnis ist glaub­
haft zu machen, bei Krankheit durch ein ärztliches Attest, 
das der zentralen Prüfungsstelle vorzulegen ist. Die Auflage 
wird von der bzw. dem Lehrenden der versäumten Lehrver­
anstaltungen festgelegt; sie muss geeignet sein, das Errei­
chen der Lernziele der versäumten Sitzungen zu fördern. 
Über Ausnahmen entscheidet der dezentrale Prüfungsaus­
schuss.

(3) Eine Anmeldung zu sowie die Teilnahme an Modul­
prüfungen bzw. der Abschlussarbeit setzt eine Immatriku­
lation für den jeweiligen Teilstudiengang voraus. Diese 
Immatrikulation gilt auch für die Teilnahme an Wahl­
pflicht- und Wahlmodulen, die andere Fächer anbieten.

(4) Eine Zulassung darf nur versagt werden, wenn

1. 	 die in Absatz 1 genannte Voraussetzung oder die in 
Absatz 1 genannte Auflage nicht erfüllt ist,

2. 	 die in Absatz 2 genannte Voraussetzung oder die in 
Absatz 2 genannte Auflage nicht erfüllt ist,

3. 	 die in Absatz 3 genannte Voraussetzung nicht erfüllt ist,

4. 	 die Zulassungsvoraussetzungen für das Modul nicht 
vorliegen oder

5. 	 die in Fachspezifischen Bestimmungen geforderten Stu­
dienleistungen nicht erbracht wurden.

Satz 1 Nummer 4 gilt nicht, wenn der Prüfling die Prü­
fungsleistungen aller vorangegangenen Module zwar 
erbracht hat, nicht aber alle Prüfungsleistungen bewertet 
worden sind. In diesen Fällen ist der Prüfling für die nach­
folgende Prüfung unter Vorbehalt zuzulassen.

(5) Über eine Nicht-Zulassung ist die bzw. der Studie­
rende unverzüglich zu informieren.

§ 11

Nachteilsausgleich für Studierende mit Behinderungen 
oder länger andauernden bzw. chronischen Erkrankungen

(1) Macht eine Studierende bzw. ein Studierender glaub­
haft, dass sie bzw. er wegen einer Behinderung oder länger 
andauernden schweren bzw. chronischen Erkrankung nicht 
in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise zu 
den vorgesehenen Bedingungen zu erbringen oder inner­
halb der in dieser Ordnung genannten Fristen abzulegen, 
kann die bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf 
schriftlichen Antrag angemessene nachteilsausgleichende 
Maßnahmen treffen. Als solche kommen insbesondere die 
Veränderung der äußeren Prüfungsbedingungen, die Ver­
längerung der Fristen für das Ablegen von Prüfungsleistun­
gen sowie das Erbringen gleichwertiger Prüfungsleistungen 
in Betracht. Entsprechendes gilt für Studienleistungen.

(2) Bei Entscheidungen der bzw. des Prüfungsausschuss­
vorsitzenden nach Absatz 1 ist die bzw. der Behindertenbe­
auftragte gemäß § 88 Absatz 3 HmbHG zu beteiligen.

(3) Die Gründe für die beantragten Nachteilsausgleiche 
sind von der bzw. dem Studierenden darzulegen. Zur 
Glaubhaftmachung können geeignete Nachweise verlangt 
werden.

§ 12
Prüfende

(1) Die Bestellung der Prüfer und Prüferinnen erfolgt 
durch den jeweiligen dezentralen Prüfungsausschuss nach 
Maßgabe der Bestimmungen des HmbHG in der jeweils 
geltenden Fassung.

(2) Prüfende für die Modulprüfungen sind grundsätzlich 
die für die Lehrveranstaltungen des jeweiligen Moduls ver­
antwortlichen Lehrenden. Über Ausnahmen entscheidet 
der jeweilige dezentrale Prüfungsausschuss. Bei nur einer 
Prüfung und mehreren Lehrenden kann der jeweilige 
dezentrale Prüfungsausschuss die bzw. den für die Prüfung 
verantwortlichen Lehrenden festlegen.

(3) Es können auch Prüferinnen bzw. Prüfer bestellt 
werden, die nicht Mitglieder der Universität sind.

§ 13
Bachelorarbeit

(1) Die Bachelorarbeit wird in der Regel im Studiengang

– 	 Lehramt der Primarstufe und Sekundarstufe I in Erzie­
hungswissenschaft einschließlich Fachdidaktik und 
Grundschulpädagogik, beim Unterrichtsfach Musik 
oder Bildende Kunst in jeweils diesem Fach,

– 	 Lehramt an Gymnasien im 1. Unterrichtsfach,
– 	 Lehramt an Beruflichen Schulen in der beruflichen 

Fachrichtung,
– 	 Lehramt für Sonderpädagogik in Erziehungswissen­

schaft, insbesondere Behindertenpädagogik,
geschrieben.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 kann die Bachelor­
arbeit in einem anderen gewählten Teilstudiengang mit 
Zustimmung der Betreuerin bzw. des Betreuers aus diesem 
Teilstudiengang gemäß Absatz 7 oder interdisziplinär 
geschrieben werden. Eine interdisziplinär ausgerichtete 
Bachelorarbeit muss – je nach Schwerpunktsetzung – einem 
Teilstudiengang zugeordnet werden.

(3) Mit der Bachelorarbeit soll der Nachweis erbracht 
werden, dass die Kandidatin bzw. der Kandidat in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus 
dem jeweiligen Fach gemäß Absätze 1 und 2 selbstständig 
nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(4) Die Zulassung zur Bachelorarbeit kann beim zentra­
len Prüfungsausschuss beantragt werden, wenn Module im 
Umfang von mindestens insgesamt 120 LP im gesamten 
Studiengang erfolgreich erbracht worden sind. Bei der 
Wahl von Musik oder Kunst als Unterrichtsfach erhöht 
sich die erforderliche Punktzahl um 60 LP.

(5) Für die Zulassung zur Bachelorarbeit bzw. zu den 
Prüfungen des Abschlussmoduls gilt § 10 entsprechend.

(6) Die Kandidatin bzw. der Kandidat kann mit dem 
Antrag auf Zulassung Themen und Prüferinnen bzw. Prüfer 
vorschlagen. Dem Vorschlag für die Prüferinnen bzw. Prü­
fer ist soweit wie möglich und vertretbar zu entsprechen. 
Auf Antrag vermittelt der dezentrale Prüfungsausschuss 
Prüferinnen bzw. Prüfer.

(7) Die Festsetzung des Themas erfolgt durch die 
Betreuerin bzw. den Betreuer. Die Ausgabe des Themas 
folgt durch den zentralen Prüfungsausschuss. Der Zeit­
punkt der Ausgabe und das Thema sowie die Betreuerin 
bzw. der Betreuer sowie die weitere Prüferin bzw. der wei­
tere Prüfer (Zweitgutachter) werden aktenkundig gemacht. 
Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten 
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zwei Wochen nach der Ausgabe und nur begründet zurück­
gegeben werden. Das Thema der Bachelorarbeit kann von 
der Betreuerin bzw. dem Betreuer auf begründeten Antrag 
der oder des Studierenden zurückgenommen werden, wenn 
aus fachlichen Gründen eine Bearbeitung nicht möglich ist. 
In Zweifelsfällen entscheidet die oder der Prüfungsaus­
schussvorsitzende des zentralen Prüfungsausschusses. Das 
neue Thema ist unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb 
von vier Wochen, auszugeben.

(8) Die Bachelorarbeit wird in der Regel in deutscher 
oder englischer Sprache abgefasst. Näheres regeln die Fach­
spezifischen Bestimmungen. Die Entscheidung, ob andere 
als die in Satz 1 genannten Sprachen zugelassen werden, 
trifft der dezentrale Prüfungsausschuss.

(9) Die Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit entspricht 
dem zugeordneten Volumen an Leistungspunkten. Die 
gesamte Bearbeitungsdauer beträgt vier Monate ab Zulas­
sung. Die Vorsitzende bzw. der Vorsitzende des zentralen 
Prüfungsausschusses kann bei begründetem und vor Ablauf 
der Bearbeitungsfrist gestelltem Antrag eine Verlängerung 
der Bearbeitungszeit genehmigen. Voraussetzung für eine 
Verlängerung der Bearbeitungszeit ist, dass die Gründe, die 
die Verlängerung erforderlich machen, nicht von der Kan­
didatin oder dem Kandidaten zu vertreten sind und unver­
züglich, d. h. ohne schuldhaftes Zögern, angezeigt werden. 
Die Begründung für den Verlängerungsbedarf ist von der 
Kandidatin bzw. von dem Kandidaten umfassend schrift­
lich zu erläutern und zu belegen, bei Krankheit durch Vor­
lage eines ärztlichen Attests bzw. qualifizierten ärztlichen 
Attests gemäß § 15 Absatz 2. Die Verlängerung darf grund­
sätzlich nicht die Hälfte der ursprünglich vorgesehenen 
Bearbeitungszeit überschreiten. In Fällen außergewöhnli­
cher Härte kann der zentrale Prüfungsausschuss im Einzel­
fall eine längere Frist gewähren.

(10) Die Bachelorarbeit ist fristgerecht in dreifacher 
schriftlicher Ausfertigung sowie auch auf einem geeigneten 
elektronischen Speichermedium bei der Prüfungsstelle ein­
zureichen. Bei der postalischen Zusendung an die Prü­
fungsstelle gilt das Datum des Poststempels als Abgabeda­
tum. Für die Abgabe bzw. die Einlieferung der Bachelorar­
beit obliegt dem Prüfling die Beweislast. Der Abgabezeit­
punkt wird aktenkundig gemacht. Bei der Abgabe hat die 
Kandidatin bzw. der Kandidat schriftlich zu versichern, 
dass sie bzw. er die Arbeit selbstständig verfasst und keine 
anderen als die angegebenen Hilfsmittel – insbesondere 
keine im Quellenverzeichnis nicht benannten Inter­
net-Quellen – benutzt hat, die Arbeit vorher nicht in einem 
anderen Prüfungsverfahren eingereicht hat und die einge­
reichte schriftliche Fassung der auf dem elektronischen 
Speichermedium entspricht. Wird die Arbeit aus Gründen, 
die die Kandidatin bzw. der Kandidat nicht zu vertreten 
hat, nicht fristgerecht abgegeben, entscheidet der zentrale 
Prüfungsausschuss über das weitere Vorgehen; im Regelfall 
wird ein neues Thema ausgegeben, ohne dass dies als Wie­
derholung gilt. Für diesen Fall gilt Absatz 7 Satz 6 entspre­
chend. Wird die Arbeit aus Gründen, die die Kandidatin 
bzw. der Kandidat zu vertreten hat, nicht fristgerecht abge­
geben, gilt § 15 Absatz 1.

(11) Die Bachelorarbeit ist von der Betreuerin bzw. vom 
Betreuerin und einer weiteren Prüferin bzw. einem weite­
ren Prüfer aus dem Kreis der Prüfungsberechtigten (§ 12) 
schriftlich zu beurteilen. Einer der Gutachter muss aus der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
stammen bzw. habilitiert sein.

(12) Die Bewertung der Bachelorarbeit soll von beiden 
Prüfenden unverzüglich, spätestens sechs Wochen nach 
Einreichung, erfolgen. Bei einer überdurchschnittlich 

hohen Anzahl von Prüfungsverfahren oder aus vergleichba­
ren sachlichen Gründen kann der zentrale Prüfungsaus­
schuss – unter Berücksichtigung der Bewerbungsfristen für 
die konsekutiven Masterstudiengänge – einen längeren 
Bewertungszeitraum einräumen. Die Benotung der Bache­
lorarbeit ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der 
durch die beiden Prüferinnen bzw. Prüfer vergebenen 
Noten unter Berücksichtigung von § 14 Absatz 3. Wird die 
Bachelorarbeit nur von einem der beiden Prüfenden mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) beurteilt, bestellt die bzw. der 
Vorsitzende des dezentralen Prüfungsausschusses eine 
dritte Prüferin bzw. einen dritten Prüfer. Beurteilt die 
Drittgutachterin bzw. der Drittgutachter die Arbeit mit 
mindestens „ausreichend“ (4,0), so wird die Note der Bache­
lorarbeit als arithmetisches Mittel der drei Beurteilungen, 
unter Berücksichtigung von § 15 Absatz 3, mindestens aber 
mit „ausreichend“ (4,0) festgelegt. Beurteilt die Drittgut­
achterin bzw. der Drittgutachter die Arbeit mit „nicht aus­
reichend“ (5,0), so gilt diese Arbeit insgesamt als mit „nicht 
ausreichend“ (5,0) benotet.

(13) Die Bachelorarbeit kann bei einer Gesamtbeurtei­
lung mit „nicht ausreichend“ (5,0) einmal wiederholt wer­
den. Die Wiederholung muss in einem Zeitraum von sechs 
Wochen nach Bekanntgabe des negativen Prüfungsergeb­
nisses beantragt werden. Eine zweite Wiederholung ist nur 
in begründeten Ausnahmefällen möglich. Eine Rückgabe 
des Themas der Bachelorarbeit in der in Absatz 7 Satz 3 
genannten Frist ist nur zulässig, wenn die Kandidatin bzw. 
der Kandidat von dieser Möglichkeit noch keinen Gebrauch 
gemacht hatte.

§ 14

Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Bewertung der Prüfungsleistungen soll unver­
züglich, spätestens vier Wochen nach der Prüfung, erfol­
gen; § 13 Absatz 12 Satz 2 gilt entsprechend. § 13 Absatz 10 
bleibt unberührt. Die Noten für die einzelnen Prüfungsleis­
tungen werden von den jeweiligen Prüferinnen bzw. Prü­
fern festgesetzt. Prüfungsleistungen können entsprechend 
Absatz 2 differenziert benotet werden oder als „bestanden“ 
oder „nicht bestanden“ gewertet werden.

(2) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind fol­
gende Noten zu verwenden:

1,0 = sehr gut eine hervorragende Leistung

2,0 = gut eine Leistung, die erheblich über 
den durchschnittlichen Anforde­
rungen liegt

3,0 = befriedigend eine Leistung, die durchschnitt­
lichen Anforderungen entspricht

4,0 = ausreichend eine Leistung, die trotz ihrer Män­
gel noch den Anforderungen 
genügt

5,0 = �nicht  
ausreichend

eine  Leistung, die wegen erheb­
licher Mängel den Anforderungen 
nicht mehr genügt

Es können Zwischenwerte durch Erniedrigen oder 
Erhöhen der Noten um 0,3 gebildet werden; die Noten 0,7; 
4,3; 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen.

(3) Setzt sich die Prüfungsleistung eines Moduls aus 
mehreren Teilleistungen zusammen, kann die Note des 
Moduls aus dem arithmetischen Mittel der Noten der ein­
zelnen Prüfungsleistungen oder als ein mittels Leistungs­
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punkten gewichtetes Mittel der Noten für die Teilleistun­
gen errechnet werden. Die Noten der Teilprüfungsleistun­
gen des Abschlussmoduls können unabhängig von der 
Leistungspunktverteilung gewichtet werden. Bei der 
Berechnung der Note werden die beiden ersten Dezimal­
stellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren 
Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Entsprechendes 
gilt bei der Bewertung einer Prüfungsleistung durch meh­
rere Prüfende. Die Art der Berechnung wird in den Fach­
spezifischen Bestimmungen geregelt.

Die Note lautet:

von 1,0 bis 1,15 1,0

über 1,15 bis 1,50 1,3

über 1,50 bis 1,85 1,7

über 1,85 bis 2,15 2,0

über 2,15 bis 2,50 2,3

über 2,50 bis 2,85 2,7

über 2,85 bis 3,15 3,0

über 3,15 bis 3,50 3,3

über 3,50 bis 3,85 3,7

über 3,85 bis 4,0 4,0

über 4,0 5,0

Für jeden Teilstudiengang wird eine Fachnote gebildet; 
Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. Diese setzt sich aus 
Modulnoten außer der des Abschlussmoduls zusammen, 
die mit einer Gewichtung versehen werden. Die Gewich­
tungen werden in den Fachspezifischen Bestimmungen 
festgelegt. Die Fachspezifischen Bestimmungen können 
ferner regeln, dass einzelne (Teil-)Prüfungsleistungen nicht 
in die Fachnote eingehen. Für die Bachelorprüfung wird 
eine Gesamtnote gebildet; Absatz 3 Satz 3 gilt entspre­
chend. Die anzurechnenden studienbegleitenden Prüfungs­
leistungen gehen wie folgt in die Abschlussnote ein:

– 	 Lehramt der Primarstufe und Sekundarstufe I (LAPS): 
Die Fachnote des Teilstudiengangs Erziehungswissen­
schaft (einschließlich Fachdidaktik und Grundschulpä­
dagogik) geht mit 42 % in die Abschlussnote ein, die 
Fachnoten der beiden Unterrichtsfächer mit jeweils 
24 %. Das Abschlussmodul geht mit einem Anteil von 
10 % in die Abschlussnote ein. Wird als eines der Unter­
richtsfächer Bildende Kunst oder Musik gewählt, geht 
die Fachnote dieses Teilstudiengangs mit 41 %, die 
Fachnote des Teilstudiengangs Erziehungswissenschaft 
mit 31 % und die Fachnote des anderen Unterrichtsfachs 
mit 18 % in die Abschlussnote ein.

– 	 Lehramt an Gymnasien (LAGym): Die Fachnote des 1. 
Unterrichtsfachs geht mit 37 % in die Abschlussnote ein, 
die des 2. Unterrichtsfachs mit 32 % und die des Teilstu­
diengangs Erziehungswissenschaft (einschließlich 
Fachdidaktik) mit 21 %. Das Abschlussmodul geht mit 
einem Anteil von 10 % in die Abschlussnote ein. Wird 
als eines der Unterrichtsfächer Bildende Kunst oder 
Musik gewählt, geht die Fachnote dieses Teilstudien­
gangs mit 51 %, die Fachnote des Teilstudiengangs 
Erziehungswissenschaft mit 16 % und die Fachnote des 
anderen Unterrichtsfachs mit 23 % in die Abschlussnote 
ein.

– 	 Lehramt für Sonderpädagogik (LAS): Die Fachnote des 
Teilstudiengangs Erziehungswissenschaft (einschließ­
lich Fachdidaktik, Grundschulpädagogik und Behin­

dertenpädagogik) geht mit 66 % in die Abschlussnote 
ein, die des Unterrichtsfachs mit 24 %.

	 Das Abschlussmodul geht mit einem Anteil von 10 % in 
die Abschlussnote ein. Wird als eines der Unterrichtsfä­
cher Bildende Kunst oder Musik gewählt, geht die Fach­
note dieses Teilstudiengangs mit 41 % und die Fachnote 
des Teilstudiengangs Erziehungswissenschaft mit 49 % 
in die Abschlussnote ein.

– 	 Lehramt an Beruflichen Schulen (LAB): Die Fachnote 
der beruflichen Fachrichtung geht mit 47 % in die 
Abschlussnote ein, die des Unterrichtsfachs mit 24 % 
und die des Teilstudiengangs Erziehungswissenschaft 
(einschließlich Berufs- und Wirtschaftspädagogik, 
Didaktik der beruflichen Fachrichtung und Fachdidak­
tik) mit 19 %. Das Abschlussmodul geht mit einem 
Anteil von 10 % in die Abschlussnote ein.

Liegt für einen Teilstudiengang eine differenzierte 
Fachnote nicht vor, wird die Gesamtnote aus dem arithme­
tischen Mittel der festgelegten Gewichtungssfaktoren der 
übrigen Fachnoten der einzelnen Teilstudiengänge berech­
net.

(4) Die Gesamtnote einer bestandenen Bachelorprüfung 
lautet:

bei einem Durchschnitt bis einschließ­
lich 1,50

sehr gut

bei einem Durchschnitt von 1,51 bis ein­
schließlich 2,50

gut

bei einem Durchschnitt von 2,51 bis ein­
schließlich 3,50

befriedigend

bei einem Durchschnitt von 3,51 bis ein­
schließlich 4,00

ausreichend

Bei überragenden Leistungen (Durchschnitt von 1,00 
bis 1,15) wird die Gesamtnote „Mit Auszeichnung bestan­
den“ erteilt.

(5) Diese Gesamtnote wird durch eine ECTS-Note nach 
den jeweils geltenden Bestimmungen ergänzt.

§ 15

Versäumnis, Rücktritt

(1) Wenn der Prüfling ohne triftigen Grund einen Prü­
fungstermin oder eine Prüfungsfrist im Sinne dieser Ord­
nung versäumt, nach Beginn einer (Teil-)Prüfung zurück­
tritt oder eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb 
der vorgesehenen Bearbeitungszeit beginnt oder erbringt, 
gilt eine Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet.

(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend 
gemachte Grund muss dem zentralen Prüfungsausschuss 
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht 
werden. Bei Krankheit des Prüflings ist ein ärztliches Attest 
vorzulegen. In Zweifelsfällen kann sich der zentrale Prü­
fungsausschuss ein qualifiziertes ärztliches Attest vorlegen 
lassen. Dieses muss Angaben enthalten über die von der 
Erkrankung ausgehende körperliche bzw. psychische Funk­
tionsstörung, die Auswirkungen der Erkrankung auf die 
Prüfungsfähigkeit des Prüflings aus medizinischer Sicht, 
den Zeitpunkt des dem Attest zugrunde liegenden Untersu­
chungstermins sowie der ärztlichen Prognose über die 
Dauer der Erkrankung. Wird der Grund anerkannt, so wird 
der nächstmögliche Prüfungstermin festgesetzt. Bereits 
vollständig erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen 
werden angerechnet. Nach Beendigung einer Prüfungsleis­
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tung können Rücktrittsgründe nicht mehr geltend gemacht 
werden.

(3) Schutzvorschriften zum Schutz der erwerbstätigen 
Mutter (MuSchG) sind auf Antrag der Kandidatin zu 
berücksichtigen. Gleiches gilt für Anträge der Kandidatin 
bzw. des Kandidaten für die Fristen der Elternzeit nach 
dem Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (BEEG). § 15 
Absatz 2 Sätze 5 bis 6 gelten entsprechend.

§ 16

Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Zugelassene Hilfsmittel werden vor Beginn der Prü­
fung bekannt gegeben. Versucht der oder die Studierende 
das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, 
wird die Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bzw. „nicht bestanden“ bewertet. Gleiches gilt für Prü­
fungsleistungen von Studierenden, die ihre Prüfungsergeb­
nisse während des Prüfungsverfahrens anderen zur Verfü­
gung stellen, ohne dass dies ausdrücklich vorgesehen ist.

(2) Bei einer Täuschung oder Benutzung nicht zugelas­
sener Hilfsmittel im Sinne des Absatzes 1 während und 
nach der Austeilung von Prüfungsaufgaben wird der 
Prüfling von der Fortsetzung der Prüfungsleistung nicht 
ausgeschlossen. Die oder der jeweilige Aufsichtsführende 
fertigt über das Vorkommnis einen Vermerk, den sie oder er 
nach Abschluss der Prüfungsleistung unverzüglich der bzw. 
dem Vorsitzenden des jeweiligen dezentralen Prüfungsaus­
schusses vorlegt. Der Prüfling wird unverzüglich über den 
gegen ihn erhobenen Vorwurf unterrichtet. Die Entschei­
dung über das Vorliegen eines Täuschungsversuches trifft 
die bzw. der Vorsitzende des jeweiligen dezentralen Prü­
fungsausschusses. Dem Prüfling ist zuvor Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben.

(3) Hat ein Prüfling bei einer Prüfungsleistung getäuscht 
und wird diese Tatsache erst nach Ablegen der Prüfung 
bekannt, kann die Note entsprechend Absatz 1 berichtigt 
und die Bachelorprüfung gegebenenfalls für nicht bestan­
den erklärt werden. Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen 
und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Mit dem unrichti­
gen Zeugnis ist auch die Bachelorurkunde einzuziehen, 
wenn die Bachelorprüfung auf Grund einer Täuschung für 
„nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Entscheidung nach 
Satz 1 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum 
des Zeugnisses ausgeschlossen.

(4) Ein Prüfling, der den ordnungsgemäßen Ablauf der 
Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüferin oder Auf­
sichtsführenden bzw. dem jeweiligen Prüfer oder Aufsichts­
führenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausge­
schlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prü­
fungsleistung als mit „nicht ausreichend“ bewertet. In 
schwerwiegenden Fällen kann der dezentrale Prüfungsaus­
schuss den Prüfling von der Erbringung weiterer Prüfungs­
leistungen ausschließen.

(5) Bei den Entscheidungen nach den Absätzen 1, 3 und 
4 kann der Prüfling eine Überprüfung durch den zentralen 
Prüfungsausschuss verlangen. Der Antrag muss unverzüg­
lich, das heißt ohne schuldhaftes Zögern, gestellt werden.

§ 17

Endgültiges Nichtbestehen der Bachelorprüfung

(1) Wird eine Modulprüfung in einem Teilstudiengang 
in ihrer letzten Wiederholung mit „nicht ausreichend“ (5) 
bzw. mit „nicht bestanden“ bewertet oder gilt als mit „nicht 

ausreichend“ (5) bewertet, ist die gesamte Prüfung in dem 
Teilstudiengang endgültig nicht bestanden.

(2) Ist eine Bachelorarbeit in einem Teilstudiengang 
auch in ihrer letzten Wie derholung mit „nicht ausrei­
chend“ (5) bewertet oder gilt sie als mit „nicht ausreichend“ 
(5) bewertet, ist die gesamte Bachelorprüfung endgültig 
nicht bestanden.

(3) Ist eine Modulprüfung in dem Teilstudiengang 
Erziehungswissenschaft auch in ihrer letzten Wiederholung 
mit „nicht ausreichend“ (5) oder mit „nicht bestanden“ 
bewertet oder gilt sie als mit „nicht ausreichend“ (5) bewer­
tet, ist die gesamte Bachelorprüfung endgültig nicht bestan­
den.

(4) Die Feststellung des endgültigen Nichtbestehens 
gemäß den Absätzen 1 bis 3 steht unter dem Vorbehalt, dass 
die bzw. der Studierende dieses zu vertreten hat.

(5) Ist eine Modulprüfung in einem Teilstudiengang 
außer Erziehungswissenschaft gemäß Absatz 1 oder die 
Bachelorprüfung gemäß Absätze 2 und 3 endgültig nicht 
bestanden, stellt die oder der Vorsitzende des zentralen 
Prüfungsausschusses einen Bescheid mit Angaben aller 
Prüfungsleistungen und den Gründen für das Nichtbeste­
hen der Bachelorprüfung aus. Der Bescheid ist mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und der oder dem 
Studierenden bekannt zu geben.

§ 18

Widerspruchsverfahren

Studierende können Widersprüche gegen das Prüfungs­
verfahren und gegen Prüfungsentscheidungen einlegen. 
Sofern eine Rechtsmittelbelehrung erteilt wurde, muss der 
Widerspruch innerhalb eines Monats, sonst innerhalb eines 
Jahres nach Bekanntgabe bei der bzw. dem Vorsitzenden 
des zentralen Prüfungsausschusses eingelegt werden. Der 
Widerspruch soll schriftlich begründet werden. Hilft der 
zentrale Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht oder 
nicht in vollem Umfang ab, so ist er durch den zentralen 
Prüfungsausschuss dem Widerspruchsausschuss der Uni­
versität zuzuleiten.

§ 19

Zeugnis, Urkunde und Diploma Supplement 
 und Transcript of Records

(1) Über die bestandene Bachelorprüfung soll unverzüg­
lich, möglichst innerhalb von vier Wochen nach Bestehen 
der letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt wer­
den. Das Zeugnis enthält Angaben über die absolvierten 
Module einschließlich der erzielten Noten und erworbenen 
Leistungspunkte, das Thema und die Note der Bachelorar­
beit, die Noten des jeweiligen Teilstudiengangs, die Gesamt­
note und die insgesamt erreichten Leistungspunkte. Das 
Zeugnis ist von der oder dem Vorsitzenden des zentralen 
Prüfungsausschusses zu unterzeichnen und mit dem Siegel 
der Universität Hamburg zu versehen. Das Zeugnis trägt 
das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung 
erbracht worden ist. Dem Zeugnis wird eine englischspra­
chige Übersetzung beigefügt.

(2) Zusätzlich zu dem Zeugnis erhält die Kandidatin 
bzw. der Kandidat die Urkunde mit dem Datum des Zeug­
nisses. Darin wird die Verleihung des Bachelor-Grades 
beurkundet. Die Urkunde wird durch die Dekanin bzw. den 
Dekan der Fakultät für Erziehungswissenschaft unterzeich­
net und mit dem Siegel der Universität Hamburg versehen. 
Das Dekanat kann die Unterzeichnungsbefugnis auf die 
oder den Vorsitzenden des zentralen Prüfungsausschusses 
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übertragen. Der Urkunde wird eine englischsprachige 
Übersetzung beigefügt.

(3) Darüber hinaus stellt die oder der Vorsitzende des 
zentralen Prüfungsausschusses ein Diploma Supplement 
sowie ein Transcript of Records in englischer und in deut­
scher Sprache aus.

§ 20
Ungültigkeit der Bachelorprüfung, 
Behebung von Prüfungsmängeln

Hat der Prüfling vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, dass er 
die Prüfungsleistung ablegen konnte, so kann die Prüfungs­
leistung für „nicht ausreichend“ (5,0) und die Bachelorprü­
fung für „nicht bestanden“ erklärt werden. Dem Prüfling ist 
vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. § 16 Absatz 3 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend. Waren 
die Voraussetzungen für die Ablegung einer Prüfungsleis­
tung nicht erfüllt, ohne dass der Prüfling hierüber täuschen 
wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändi­
gung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch 
das Bestehen der Prüfungsleistung geheilt.

§ 21
Einsicht in die Prüfungsakten

Bis zu einem Jahr nach Abschluss der einzelnen Modul­
prüfungen wird von der bzw. dem Vorsitzenden des zentra­
len Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag der bzw. 
des Studierenden Einsicht in ihre bzw. seine schriftlichen 
Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten und die 
Prüfungsprotokolle gewährt, soweit diese nicht bereits aus­
gehändigt worden sind.

§ 22
Inkrafttreten; Übergangsregelung

(1) Die Prüfungsordnung tritt am Tage nach der 
Bekanntmachung durch die jeweilige Hochschule in Kraft. 
Sie gilt erstmals für Studierende, die ihr Studium zum Win­
tersemester 2017/2018 aufnehmen.

(2) Sie gilt mit Wirkung zum Wintersemester 2017/2018 
ebenfalls für Studierende, die ihr Studium vor Inkrafttreten 
dieser Prüfungsordnung aufgenommen haben.

(3) Sofern Fachspezifische Bestimmungen, die vor dem 
Wintersemester 2017/2018 in Kraft getreten sind, von die­
ser Prüfungsordnung abweichende Angaben enthalten, ins­
besondere über

– 	 den Zeitpunkt der Aufnahme des Studiums,

– 	 die Anwesenheitspflicht bei Vorlesungen,

– 	 die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 
und Prüfungsleistungen,

– 	 die Festlegung eines verbindlichen ersten Prüfungsver­
suchs,

– 	 die Festlegung von Modulfristen in Form von Referenz­
semestern bzw. Phasen sowie

– 	 die Festlegung der Anzahl der Prüfungsversuche

finden diese keine Anwendung.

(4) Abweichend von Absatz 3 erhalten Studierende nach 
Absatz 2 für vor dem Wintersemester 2013/2014 begonnene 
und bis zum Wintersemester 2017/2018 noch nicht abge­
schlossene Module insgesamt vier Prüfungsversuche. Ein 
Modul ist begonnen aber noch nicht abgeschlossen, wenn 
mindestens ein zurechenbarer Prüfungsversuch vor dem 
Wintersemester 2013/2014 vorliegt. Bereits vor dem Win­
tersemester 2013/2014 zurechenbare Prüfungsversuche im 
Rahmen der Modulfristen werden auf diese vier Versuche 
angerechnet. § 15 und § 16 der Prüfungsordnung sind ent­
sprechend anwendbar.

(5) Diese Prüfungsordnung findet abweichend von den 
Absätzen 1 und 2 keine Anwendung für Studierende der 
Bachelor-Teilstudiengänge „Wirtschaftswissenschaften mit 
einem Betriebswirtschaftlichen Schwerpunktfach als Unter­
richtsfach“ und „Wirtschaftswissenschaften mit einem 
Unterrichtsfach außerhalb des Betriebswirtschaftlichen 
Schwerpunktfachs“.

Hamburg, den 30. April 2018

Universität Hamburg
Technische Universität Hamburg

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg
Hochschule für Musik und Theater Hamburg

Hochschule für bildende Künste Hamburg
Amtl. Anz. S. 1417
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PO Neufassung BA und BSc der Lehramtstudiengänge vom 30.10/12.08/04.09/09.10.2013

veröffentlicht am 13. Dezember 2013

Anhang zu § 4 Absatz 10
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Öffentliche Ausschreibung
Vergabenummer: 18 A 0169

a)	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 

Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 00, 
Telefax:  + 49 (0)40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: Vergabestelle@bba.hamburg.de

b)	 Vergabeverfahren:
	 Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
	 Vergabe: 18 A 0169
	 Raumlufttechnische- und Kälteanlagen KG 430
	 4121 K1462 Austausch Röntgengerät FU 11

c)	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur 
Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: 
Vergabeunterlagen werden nur elektronisch zur Verfü­
gung gestellt.
Es werden elektronische Angebote ohne elektronische 
Signatur (Textform) akzeptiert.

d)	 Art des Auftrages:
	 Ausführen von Bauleistungen

e)	 Ort der Ausführung:
	 Bundeswehrkrankenhaus Hamburg,  

Lesserstraße 180, 22049 Hamburg

f)	 Art und Umfang der Leistung:
Bei der Baumaßnahme handelt es sich um die Herrich­
tung von einem Röntgen-Untersuchungsraum in der 
Fachuntersuchungsabteilung Urologie (FU 11) des Bun­
deswehrkrankenhauses Hamburg (BwK), Lesserstraße 
180, 22047 Hamburg.
Der Raum (Raum-Nr. 717) befindet sich im II. Oberge­
schoss. Hier ist ein Klima-Split-Gerät (Kältemittel R32) 
zu installieren, bestehend aus:
– 1 x Inneneinheit mit 4-4,5 kW
– 1 x Außeneinheit passend zur Inneneinheit.
Die Inneneinheit ist an der Wand zu montieren, die 
Außeneinheit wird außerhalb des Raumes auf einem 
Balkon platziert. Der Abstand zwischen Außen- und 
Inneneinheit beträgt ca. 4 m. Die Kondensatleitung ist 
neben den Kältemittelleitungen ebenfalls auf den Bal­
kon zu führen.
Neben Raum 717 im II. Obergeschoss muss ein Technik­
raum (Raum-Nr. 193 B) im Kellergeschoss ebenfalls 
gekühlt werden. Dies erfolgt über die Wärmeabführung 
über einen Lüftungsvolumenstrom von 415 m³/h ohne 
weitere Kältetechnik. Die hierfür notwendigen Lüf­
tungsbauarbeiten umfassen:
– �ZUL: Die Zuluft wird dem Raum über eine Überströ­

möffnung zugeführt. Durchmesser 250 mm, einschl. 
Brandschutzklappe mit Feuerwiderstandsklasse K 90.

– �AL: Die Abluft wird mittels eines Rohr-Ventilators 
und einem kurzen Kanalnetz (20 m) ins Freie geführt. 
Die Abluft-Leitungsführung erfolgt in einem Flur im 
Kellergeschoss, DN 200. Hierfür sind zwei Brand­
schutzklappen zu installieren. Die Fortluft wird durch 
die Kellerwand in einen Lichtschacht geführt und 
strömt mittels eines Ausblasbogens in Erdgeschoss­
höhe ins Freie.

Die Einbindung der Klima- und Lüftungsbauteile an 
die Gebäudeautomation wird durch das Gewerk MSR 
erbracht. Die Geräte sind Die Geräte sind jedoch mit 
den in den jeweiligen Positionen erläuterten MSRKom­
ponenten auszustatten.

g)	 Entfällt

h)	 Nein

i)	 Beginn der Ausführung:  
nach 12 Tagen nach Aufforderung
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
innerhalb von 7 Werktagen nach Beginn der Ausführung

j)	 Nebenangebote sind zugelassen.

k)	 Anforderung der Vergabeunterlagen:
	 Die elektronischen Vergabeunterlagen liegen bei bi-on­

line.de zum kostenlosen Download unter dem bilink:
	 https://service.bi-online.de/ 

tenderdocuments/D432649343
	 bereit. 
	 Eine kostenlose Registrierung wird empfohlen, um auto­

matisch über Änderungen an den Vergabeunterlagen 
oder über Fragen zum Vergabeverfahren informiert zu 
werden.

l)	 Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in 
Papierform:

	 Höhe der Kosten: Entfällt, siehe Buchstabe k) Anforde­
rung der Vergabeunterlagen.

o)	 Anschrift, an die die Angebote zu richten sind:
	 Vergabestelle, siehe Buchstabe a).
p)	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen:

Deutsch

q)	 Angebotseröffnung:
	 5. Juli 2018, 10.00 Uhr,  

Ort: siehe Buchstabe a), Raum 8.01
	 Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen: 

Bieter und ihre Bevollmächtigten

r)	 Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen.

s)	 Entfällt

t)	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:
	 Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 

Vertreter.

u)	 Nachweise zur Eignung:
	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 

der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali­
fikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh­
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgesehe­
nen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die 
Voraussetzung für die Präqualifikation erfüllen.

	 Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach­
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte 
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule­
gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen­
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh­
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind 
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der 
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste 

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh­
men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

	 Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eige­
nerklärungen (auch die der Nachunternehmen) auf 
gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der „Eigen­
erklärung zur Eignung“ genannten Bescheinigungen 
zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die 
nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Über­
setzung in die deutsche Sprache beizufügen.

	 Das Formblatt 124 (Eigenerklärung zur Eignung) ist 
erhältlich.

	 Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3 
VOB/A zu machen: Keine

v)	 Ablauf der Bindefrist: 2. August 2018

w)	Nachprüfung behaupteter Verstöße:
	 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)
	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  

Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 / (0)40 / 4 28 42 - 450

x) 	Sonstige Angaben:
	 Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt 

erteilt
	 vergabestelle@bba.hamburg.de

Hamburg, den 12. Juni 2018

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung –� 628

Öffentliche Ausschreibung
Vergabenummer: 18 A 0251

a)	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 

Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 00, 
Telefax:  + 49 (0)40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: Vergabestelle@bba.hamburg.de

b)	 Vergabeverfahren:
	 Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
	 Vergabe: 18 A 0251
	 Mauerarbeiten
	 4121 K 1462 Austausch Röntgengerät FU 11

c)	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur 
Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: 
Vergabeunterlagen werden nur elektronisch zur Verfü­
gung gestellt.
Es werden elektronische Angebote ohne elektronische 
Signatur (Textform) akzeptiert.

d)	 Art des Auftrages:
	 Ausführen von Bauleistungen

e)	 Ort der Ausführung:
	 Bundeswehrkrankenhaus Hamburg,  

Lesserstraße 180, 22049 Hamburg

f)	 Art und Umfang der Leistung:
Herrichten von zwei Behandlungs- sowie zwei Keller­
räumen zur Aufstellung von Röntgengeräten in zwei 
Bauabschnitten:
Nichttragende Trennwände herstellen, Stahltüren mit 
Brandschutzanforderung einbauen,

Herstellen von Wand- und Deckendurchbrüchen, 
Abfangung vorhandener Stahlsteindecke mit Betonver­
guss, Putzflächen und Wandfliesen ergänzen

g)	 Entfällt

h)	 Nein

i)	 Beginn der Ausführung: 28. KW 2018
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen: 1. KW 2019

j)	 Nebenangebote sind zugelassen.

k)	 Anforderung der Vergabeunterlagen:
	 Die elektronischen Vergabeunterlagen liegen bei bi-on­

line.de zum kostenlosen Download unter dem bilink:
	 https://service.bi-online.de/ 

tenderdocuments/D432699389
	 bereit. 
	 Eine kostenlose Registrierung wird empfohlen, um auto­

matisch über Änderungen an den Vergabeunterlagen 
oder über Fragen zum Vergabeverfahren informiert zu 
werden.

l)	 Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in 
Papierform:

	 Höhe der Kosten: Entfällt, siehe Buchstabe k) Anforde­
rung der Vergabeunterlagen.

o)	 Anschrift, an die die Angebote zu richten sind:
	 Vergabestelle, siehe Buchstabe a).
p)	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen:

Deutsch

q)	 Angebotseröffnung:
	 6. Juli 2018, 10.00 Uhr,  

Ort: siehe Buchstabe a), Raum 8.01
	 Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen: 

Bieter und ihre Bevollmächtigten

r)	 Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen.

s)	 Entfällt

t)	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:
	 Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 

Vertreter.

u)	 Nachweise zur Eignung:
	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 

der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali­
fikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh­
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgesehe­
nen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die 
Voraussetzung für die Präqualifikation erfüllen.

	 Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach­
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte 
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule­
gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen­
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh­
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind 
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der 
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste 
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh­
men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

	 Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eige­
nerklärungen (auch die der Nachunternehmen) auf 
gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der „Eigen­
erklärung zur Eignung“ genannten Bescheinigungen 
zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die 
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nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Über­
setzung in die deutsche Sprache beizufügen.

	 Das Formblatt 124 (Eigenerklärung zur Eignung) ist 
erhältlich.

	 Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3 
VOB/A zu machen: Keine

v)	 Ablauf der Bindefrist: 3. August 2018

w)	Nachprüfung behaupteter Verstöße:
	 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)
	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  

Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 / (0)40 / 4 28 42 - 450

x) 	Sonstige Angaben:
	 Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt 

erteilt
	 vergabestelle@bba.hamburg.de

Hamburg, den 13. Juni 2018

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung –� 629

Verhandlungsverfahren 
mit öffentlichem Teilnahmewettbewerb (EU)(VgV)

Verfahren: 20182130005 – Konzeption und 
Durchführung einer Kommunikationskampagne 

für das Forum Verkehrssicherheit zum Themenfeld 
Verkehrssicherheit im Radverkehr in Hamburg

Auftraggeber: Behörde für Inneres und Sport – Polizei –
1) 	 Name und Anschrift der zur Angebotsabgabe auffor­

dernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden Stelle 
sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teilnahme­
anträge einzureichen sind
Behörde für Inneres und Sport  
– Polizei – VT21 (Submissionsstelle),  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg

2) 	 Verfahrensart
Verhandlungsverfahren mit öffentlichem Teilnahme­
wettbewerb (EU) [VgV].

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4) 	 Entfällt
5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie der Ort der Leis­

tungserbringung
Konzeption und Durchführung einer Kommunikations­
kampagne für das Forum Verkehrssicherheit zum The­
menfeld Verkehrssicherheit im Radverkehr in Hamburg
Konzeption und Durchführung einer Kommunikations­
kampagne
Ort der Leistungserbringung: 20095 Hamburg

6) 	 Entfällt
7) 	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.
8) 	 Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Entfällt
9) 	 Die elektronische Adresse unter der die Vergabeunter­

lagen abgerufen werden können
www.bieterportal.hamburg.de

10) 	Die Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist
Teilnahme- oder Angebotsfrist: 6. Juli 2018, 14.00 Uhr

11) 	Entfällt
12) 	Entfällt
13) 	Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor­

zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgrunden ver­
langt
Siehe Vergabeunterlagen.

14) 	Die Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht 
in den Vergabeunterlagen genannt werden
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung

Hamburg, den 13. Juni 2018

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 630

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 152-18 AS
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Umbau der ehemaligen H 13,  
Knauerstraße 22 in 20249 Hamburg
Bauauftrag:Sanitär
Auftragswert ohne MwSt: 108.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Januar 2019 bis August 2019
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:  
3. Juli 2018 um 11.30 Uhr
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Ver­
gabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. 
Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot 
rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten 
Sie die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren 
nicht direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht 
unterstützt durch den Bieterassistenten elektronisch einrei­
chen. Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per 
Post oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/.

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail 
erfolgt nur dann automatisch aus der elektronischen Ver­
gabe, sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind 
und als solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegrif­
fen haben.

Die Niederschrift (Eröffnungsprotokoll) wird allen am 
Verfahren beteiligten Bietern nachÖffnung der Angebote, 
bei elektronischer Angebotsabgabe über den Bieterassisten­
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ten undbei Angebotsabgabe in Papierform per E-Mail, zur 
Verfügung gestellt.

Hamburg, den 12. Juni 2018

Die Finanzbehörde 631

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 153-18 LG

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Umbau der ehemaligen H 13,  
Knauerstraße 22 in 20249 Hamburg 

Bauauftrag: Lüftungsanlagen

Auftragswert ohne MwSt: 152.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Januar 2019 bis August 2019

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:  
3. Juli 2018 um 11.30 Uhr

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Ver­
gabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. 
Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot 
rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten 
Sie die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren 
nicht direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht 
unterstützt durch den Bieterassistenten elektronisch einrei­
chen. Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per 
Post oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/.

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail 
erfolgt nur dann automatisch aus der elektronischen Ver­
gabe, sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind 
und als solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegrif­
fen haben.

Die Niederschrift (Eröffnungsprotokoll) wird allen am 
Verfahren beteiligten Bietern nachÖffnung der Angebote, 
bei elektronischer Angebotsabgabe über den Bieterassisten­
ten undbei Angebotsabgabe in Papierform per E-Mail, zur 
Verfügung gestellt.

Hamburg, den 12. Juni 2018

Die Finanzbehörde 632

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 154-18 AS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Umbau der ehemaligen H 13,  
Knauerstraße 22 in 20249 Hamburg 
Bauauftrag: Heizung
Auftragswert ohne MwSt: 154.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Januar 2019 bis August 2019
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:  
3. Juli 2018 um 11.00 Uhr
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Ver­
gabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. 
Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot 
rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten 
Sie die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren 
nicht direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht 
unterstützt durch den Bieterassistenten elektronisch einrei­
chen. Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per 
Post oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/.

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail 
erfolgt nur dann automatisch aus der elektronischen Ver­
gabe, sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind 
und als solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegrif­
fen haben.

Die Niederschrift (Eröffnungsprotokoll) wird allen am 
Verfahren beteiligten Bietern nachÖffnung der Angebote, 
bei elektronischer Angebotsabgabe über den Bieterassisten­
ten undbei Angebotsabgabe in Papierform per E-Mail, zur 
Verfügung gestellt.

Hamburg, den 12. Juni 2018

Die Finanzbehörde 633

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 155-18 AS
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Umbau der ehemaligen H 13,  
Knauerstraße 22 in 20249 Hamburg
Bauauftrag:Nutzungsspezifische Anlagen (Küchentechnik)
Auftragswert ohne MwSt: 148.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Juni 2019 bis August 2019
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:  
3. Juli 2018 um 10.30 Uhr
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
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vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Ver­
gabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. 
Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot 
rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten 
Sie die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren 
nicht direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht 
unterstützt durch den Bieterassistenten elektronisch einrei­
chen. Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per 
Post oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/.

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail 
erfolgt nur dann automatisch aus der elektronischen Ver­
gabe, sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind 
und als solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegrif­
fen haben.

Die Niederschrift (Eröffnungsprotokoll) wird allen am 
Verfahren beteiligten Bietern nachÖffnung der Angebote, 
bei elektronischer Angebotsabgabe über den Bieterassisten­
ten undbei Angebotsabgabe in Papierform per E-Mail, zur 
Verfügung gestellt.

Hamburg, den 12. Juni 2018

Die Finanzbehörde 634

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 158-18 LG
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Umbau der ehemaligen H 13,  
Knauerstraße 22 in 20249 Hamburg 
Bauauftrag: Elektro
Auftragswert ohne MwSt: 408.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. November 2018 bis September 2019
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:  
3. Juli 2018 um 11.00 Uhr
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Ver­
gabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. 
Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot 
rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten 
Sie die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren 

nicht direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht 
unterstützt durch den Bieterassistenten elektronisch einrei­
chen. Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per 
Post oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/.

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail 
erfolgt nur dann automatisch aus der elektronischen Ver­
gabe, sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind 
und als solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegrif­
fen haben.

Die Niederschrift (Eröffnungsprotokoll) wird allen am 
Verfahren beteiligten Bietern nachÖffnung der Angebote, 
bei elektronischer Angebotsabgabe über den Bieterassisten­
ten undbei Angebotsabgabe in Papierform per E-Mail, zur 
Verfügung gestellt.

Hamburg, den 12. Juni 2018

Die Finanzbehörde 635

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 160-18 AS
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau der Stadtteilschule Lurup,  
Flurstraße 15 in 22549 Hamburg
Bauauftrag: Tischler
Auftragswert ohne MwSt: 217.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Januar 2019 bis Juli 2019
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:  
6. Juli 2018 um 10.20 Uhr
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Ver­
gabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. 
Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot 
rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten 
Sie die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren 
nicht direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht 
unterstützt durch den Bieterassistenten elektronisch einrei­
chen. Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per 
Post oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/.

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail 
erfolgt nur dann automatisch aus der elektronischen Ver­
gabe, sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind 
und als solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegrif­
fen haben.
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Die Niederschrift (Eröffnungsprotokoll) wird allen am 
Verfahren beteiligten Bietern nachÖffnung der Angebote, 
bei elektronischer Angebotsabgabe über den Bieterassisten­
ten undbei Angebotsabgabe in Papierform per E-Mail, zur 
Verfügung gestellt.

Hamburg, den 15. Juni 2018

Die Finanzbehörde 636

Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

Lieferung von Fitnessgeräten

1)	 Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab­
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen­
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind

Universität Hamburg,  
Mittelweg 177, 20148 Hamburg, Deutschland

2)	 Verfahrensart

Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4)	 Entfällt

5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­
tungserbringung

Lieferung von Fitnessgeräten

Die Universität Hamburg beabsichtigt für die 3 vor­
handenen Fitnessstudios neue Geräte zu beschaffen. 
Ziel der Beschaffung ist es, die Fitnessstudios auf einen 
aktuellen und einheitlichen Gerätestand zu bringen.

Die Anschaffung sowie Lieferung der Geräte soll in 3 
Steps vollzogen werden:

– �Uni-Studio: Geräte-Komplettausstattung Sommer 
2018

– �TU-/HAW-Studio: Geräteausstattung erste Hälfte 
Sommer 2019

– �TU-/HAW-Studio: Geräteausstattung zweite Hälfte 
Sommer 2020.

Um einen einheitlichen Gerätepark zu garantieren, ist 
es zwingende Voraussetzung, dass die Geräte von einem 
Hersteller beschafft werden.

Ort der Leistungserbringung: 20148 Hamburg

6)	 Entfällt

7)	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8)	 Entfällt

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=3zigxEmdIjs %3d

10)	 Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 9. Juli 2018, 11.00 Uhr 
Bindefrist: 31. Juli 2018

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Entfällt

14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

Freie Verhältniswahl Preis/Leistung

Hamburg, den 12. Juni 2018

Universität Hamburg 637

Gerichtliche Mitteilungen

Terminsbestimmung
– Berichtigung –

802 K 6/16. Im Wege der Zwangs­
vollstreckung soll am Donnerstag, 1. No
vember 2018, 9.30 Uhr, Raum E.005, 
Sitzungssaal, Amtsgericht Hamburg- 
Barmbek, Spohrstraße 6, 22083 Ham­
burg, öffentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Duvenstedt, Gemar­
kung Duvenstedt, Flurstück 2739, 
Wirtschaftsart und Lage: Gebäude- und 
Freifläche, Wohnen, Anschrift: Him­
melsmoor 20, 1548 m2, Blatt 1386.

Objektbeschreibung/Lage (laut An­
gabe des Sachverständigen): Das 
Grundstück ist bebaut mit einem teil­
unterkellerten eingeschossigen Einfa­
milienhaus mit ausgebautem Dachge­
schoss und nachträglich errichtetem 
Anbau. Der Anbau ist vermutlich bau­
rechtlich nicht genehmigt. Die Wohn­

fläche beträgt ohne Anbau etwa 
86,10 m², Nutzfläche im Keller etwa 
25,75 m². Beheizung vermutlich über 
Ölheizung. Auf dem Grundstück befin­
det sich eine Doppelgarage, Baujahr 
etwa 1998 sowie ein weiteres Nebenge­
bäude. Das Gutachten vom 24. Januar 
2017 wurde ohne Innenbesichtigung 
erstellt. Wegen des Zustands des 
Grundstücks und des Gebäudes wird 
Interessenten dringend angeraten das 
Gutachten einzusehen. Weitere Inform­
nationen und kostenloser Gutachten­
download: www.zvg.com.

 Verkehrswert: 580 000,– Euro.

Ansprechpartner des Gläubigers für 
Interessenten: BHW Bausparkasse AG, 
Frau Filz, Telefon: 0 51 51 / 18 50 32, Az. 
3621582000.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
18. April 2016 in das Grundbuch einge­
tragen worden.

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, sind 
spätestens im Versteigerungstermin vor 
der Aufforderung zur Abgabe von Ge- 
boten anzumelden und, wenn der Gläu­
biger widerspricht, glaubhaft zu machen, 
widrigenfalls sie bei der Feststellung 
des geringsten Gebots nicht berücksich­
tigt und bei der Verteilung des Ver­
steigerungserlöses dem Anspruch des 
Gläubigers und den übrigen Rechten 
nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei­
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent­
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver­
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen­
standes tritt. 638
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Terminsbestimmung
802 K 22/17. Im Wege der Zwangs­

vollstreckung soll am Donnerstag,  
20. September 2018, 9.30 Uhr, Raum 
E.005, Sitzungssaal, Amtsgericht Ham­
burg-Barmbek, Spohrstraße 6, 22083 
Hamburg, öffentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Wellingsbüttel, Mit­
eigentumsanteil verbunden mit Sonder­
eigentum, ME-Anteil: 2/5, Sondereigen­
tums-Art: Wohnung nebst Nebenräu­
men und Garage, SE-Nummer:  3, Blatt 
4554 an Grundstück Gemarkung Wel­
lingsbüttel, Flurstück 2672, Wirtschafts­
art und Lage: Hof- und Gebäudefläche, 
Anschrift: Pfeilshofer Weg 32, 2015 m2. 
Objektbeschreibung/Lage (laut Angabe 
des Sachverständigen): Bei dem Ver­
steigerungsobjekt handelt es sich um 
eine eigentümergenutzte Maisosonette- 
Wohnung, Wohnfläche etwa 173,9 m², 
bestehend aus 5 Wohnräumen, Küche, 
Badezimmer, Gäste-WC, Diele, Flur, 
Balkon und Terrasse im Erdgeschoss/
Hochparterre und einem, dem nur vor­
übergehenden Nutzungszweck dienen­
den Gäste-Zimmer nebst Gäste-Bad 
und Kellerflur sowie Kellergarage im 
Kellergeschoss/Souterrain. Baujahr etwa 
1974, Öl-Zentralheizungsanlage mit 
zentraler Warmwasserbereitung. Die 
Wohnungseigentümergemeinschaft be­
steht insgesamt nur aus drei Einheiten, 
nämlich zwei Wohnungen und einem 
Teileigentum (nicht ausgebauter Dach­
boden). Das Wohnungseigentum befin­
det sich baulich in einem guten und 
gepflegten Unterhaltungszustand. Dies 
betrifft sowohl das Gemeinschaftsei­
gentum sowie den Erhaltungszustand 
innerhalb der Wohnung.

Verkehrswert: 767 000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
9. Juni 2107 in das Grundbuch eingetra­
gen worden.

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, sind 
spätestens im Versteigerungstermin vor 
der Aufforderung zur Abgabe von Ge- 
boten anzumelden und, wenn der Gläu­
biger widerspricht, glaubhaft zu machen, 
widrigenfalls sie bei der Feststellung 
des geringsten Gebots nicht berücksich­
tigt und bei der Verteilung des Ver­
steigerungserlöses dem Anspruch des 
Gläubigers und den übrigen Rechten 
nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei­
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent­
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver­

fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen­
standes tritt.

Hamburg, den 22. Juni 2018

Das Amtsgericht 
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 639

Zwangsversteigerung
616 K 14/16. Im Wege der Zwangs­

vollstreckung soll das in Petersdorf­
straße 7 A, 7 B, 21079 Hamburg bele­
gene, im Grundbuch von Harburg Blatt 
14646, 14663 eingetragene Wohnungs- 
und Teileigentum, bestehend aus 256/ 
10 000 Miteigentumsanteilen an dem 
1638 m² großen Flurstück 2742, ver­
bunden mit dem Sondereigentum an 
der Wohnung im Erdgeschoss des Hau­
ses Petersdorfstraße 7b und dem Keller­
raum – jeweils Nummer 12 im Auftei­
lungsplan – sowie das Teileigentum, 
bestehend aus 26/10 000 Miteigen­
tumsanteilen an dem 1638 m² großen 
Flurstück 2742, verbunden mit dem 
Sondereigentum an dem Tiefgaragen­
stellplatz Nummer 29 in der Tiefgarage 
Nummer 29 im Aufteilungsplan, durch 
das Gericht versteigert werden.

Die 1-Zimmer-Wohnung zu einer 
Größe von etwa 32 m² befindet sich im 
Erdgeschoss (Hochparterre) des Gebäu­
deteils Hausnummer 7b eines vermut­
lich im Jahr 1986 errichteten Mehrfa­
milienwohnhauses mit 2 Vollgeschos­
sen. Sie besteht aus einem Zimmer, 
Küche, Sanitärraum und Balkon. Zum 
Zeitpunkt des Ortstermins war das 
Objekt vermietet und nach Auskunft 
Dritter in durchschnittlichem, bau­
jahresmäßigem Zustand. Bei Stellplatz 
in der Tiefgarage handelt es sich um 
einen offenen Reihenstellplatz mit etwa 
12 m² Nutzfläche. Dieser wird fremd 
genutzt gegen Entgelt. Es ist unklar, ob 
ein Mietvertrag besteht. Es wird zu bei­
den Objekten auf das Gutachten ver­
wiesen.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5 
ZVG: Wohnung Blatt 14646: 70 000,– 
Euro, Stellplatz Blatt 14663: 9000,– 
Euro, Gesamtwert: 79 000,– Euro.

Der Versteigerungstermin wird be- 
stimmt auf Dienstag, den 7. August 
2018, 10.00 Uhr, vor dem Amtsgericht 
Hamburg-Harburg, Bleicherweg 1, Saal 
B0.04 (Souterrain).

Das über den Verkehrswert des 
Grundbesitzes eingeholte Gutachten 
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer 
B1.01, Telefon: 040 / 4 28 71 - 24 06, mon- 
tags bis freitags (außer mittwochs) von 
9.00 Uhr bis 13.00 Uhr, eingesehen 

werden. Infos auch im Internet unter 
www.immobilienpool.de oder www.zvg.
com.

Der Zwangsversteigerungsvermerk 
ist jeweils am 17. Mai 2016 in das 
Grundbuch eingetragen worden.

Rechte, die bei der Eintragung des 
Versteigerungsvermerks aus dem Grund­
buch nicht ersichtlich waren, sind 
spätestens im Versteigerungstermin vor 
der Abgabe von Geboten anzumelden 
und, wenn der Gläubiger widerspricht, 
glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie 
bei der Feststellung des geringsten Ge- 
bots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses 
dem Anspruch des Gläubigers und den 
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei­
gerung des Objekts oder des nach § 55 
ZVG mithaftenden Zubehörs entgegen­
steht, wird aufgefordert, vor der Ertei­
lung des Zuschlags die Aufhebung oder 
einstweilige Einstellung des Verfahrens 
herbeizuführen, widrigenfalls für das 
Recht der Versteigerungserlös an die 
Stelle des versteigerten Gegenstandes 
tritt.

Hamburg, den 22. Juni 2018

Das Amtsgericht 
Hamburg-Harburg

Abteilung 616 640

Ausschließungsbeschluss
420 II 1/18. Auf Antrag der Rechtsan­

wältin Dr. Annette Mock, Colonaden 25, 
20354 Hamburg – A.M./Ke-238/15 – als 
vom Amtsgericht Hamburg-Bergedorf 
(407 VI 238/15) bestellte Nachlassver­
walterin für den Nachlass des Michael 
Hartmut Mädler, geboren am 21. April 
1955, verstorben am 27. Dezember 2014, 
zuletzt wohnhaft gewesen in Hamburg, 
beschließt das Amtsgericht Hamburg- 
Bergedorf, Abteilung 420, durch den 
Rechtspfleger Prüssing:

Folgenden Nachlassgläubigern wer­
den ihre angemeldeten Forderungen 
gegen den Nachlass des Michael Hart­
mut Mädler, geboren am 21. April 1955, 
verstorben am 27. Dezember 2014, zu­
letzt wohnhaft gewesen in Hamburg 
vorbehalten: 1. Freie und Hansestadt 
Hamburg, Bezirksamt Bergedorf, Grund­
sicherungs- und Sozialamt; B/SDZ 4 –
MädleHa21041955, monatliche Einglie­
derungshilfe und überzahlte Grundsi­
cherung gemäß Forderungsaufstellung 
vom 5. März 2018; 2. Frau Gisela Jer­
ratsch, vertreten durch Rechtsanwälte 
Bussau, Bastian, Metz in Geesthacht, 
59/15 wo, Forderung aus Geldvermächt­
nis, Bestattungskosten, Haushaltsauf-
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Nationale Ausschreibung gemäß § 12 UVgO
f & w fördern und wohnen AöR, 
– Abteilung Beschaffungsmanagement –, 
Grüner Deich 17, 20097 Hamburg, 
E-Mail: ausschreibung-vol@foerdernundwohnen.de

Eine Verhandlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb ge­
mäß § 12 UVgO – VVg 261-2018 – soll vergeben werden.

Die Unterlagen können kostenfrei aus dem Internet ab dem 
15. Juni 2018 unter folgender Adresse heruntergeladen wer­
den:
www.foerdernundwohnen.de 
—> � Unternehmen 

—> � Ausschreibungen 
—> � Ausschreibungen für Leistungen  

und Bauleistungen 
—>  VVg 261-2018

Nähere Angaben entnehmen Sie bitte der genannten Home­
page.

Für den Auftrag kommen nur Bieter in Betracht, die über 
die erforderliche Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zu­
verlässigkeit zur Erfüllung des zu vergebenden Auftrages 
verfügen.

Näheres siehe Verdingungsunterlagen.

Einreichfrist Teilnahmeantrag: 5. Juli 2018, 13.00 Uhr

Hamburg, den 15. Juni 2018

f & w fördern und wohnen AöR	 643

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB ÖA 014-18 CR
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des ÖffentlichenAuftrags: 
Neu- und Ersatzbau, Perlstieg 1, 21107 Hamburg
Hier: Metallbau
Bauauftrag: Metallbau
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Schnellstmöglich nach Beauftragung  
bis ca. 20. Dezember 2018
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:  
3. Juli 2018, 10.00 Uhr
Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
Einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
sie unter:

http://www.gmh-hamburg.de/ausschreibungen/ 
bauausschreibungen.html

Die Niederschrift (Eröffnungsprotokoll) wird allen am Ver­
fahren beteiligten Bietern nach Öffnung der Angebote, bei 
elektronischer Angebotsabgabe über den Bieterassistenten 
und bei Angebotsabgabe in Papierform per E-Mail, zur Ver­
fügung gestellt.

Hamburg, den 13. Juni 2018

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 644

Amtl. Anz. Nr. 50Freitag, den 22. Juni 2018

Sonstige Mitteilungen

lösung – Vollstreckungsbescheid des 
Amtsgerichts Schleswig vom 28. Sep­
tember 2015, 15-9786155-0-8 – gemäß 
Forderungsaufstellung vom 7. Mai 2018. 
Die Gläubiger, die ihre Forderungen 
gegen den Nachlass des Michael Hart­
mut Mädler, geboren am 21. April 1955, 
verstorben am 27. Dezember 2014, zu­
letzt wohnhaft gewesen in 21029 Ham­
burg, Glindersweg l a, in dem Aufge­
botsverfahren vor dem Amtsgericht 
Hamburg-Bergedorf, 420 II 1/18, nicht 
wirksam angemeldet haben, können 
von dem Erben nur insoweit Befriedi­
gung ihrer Forderungen verlangen, als 
sich nach Befriedigung der nicht ausge­
schlossenen Gläubiger noch ein Über­
schuss ergibt. Ihr Recht, vor den Ver­
bindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, 
Vermächtnissen und Auflagen berück­
sichtigt zu werden, bleibt unberührt.

Die Antragstellerin trägt die Kosten des 
Verfahrens.

Hamburg, den 8. Juni 2018

Das Amtsgericht 
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 420 641

Ausschließungsbeschluss
421 II 2/18. Auf Antrag der Frau 

Freya Möller, Horster Damm 257, 
21039 Hamburg, Bevollmächtigter: No­
tar Hans-Jürgen Grünhage, Reetwerder 
23 A, 21029 Hamburg, beschließt das 
Amtsgericht Hamburg-Bergedorf, Ab­
teilung 421, durch den Rechtspfleger 
Prüssing: 

Der/die unbekannte/n Gläubiger/in 
der im Grundbuch des Amtsgerichts 

Hamburg-Bergedorf von Altengamme 
Blatt 764 in Abteilung III unter Num­
mer 1 eingetragenen Hypothek ohne 
Brief in Höhe von Goldmark 75,–, unter 
Nummer 2 eingetragenen Hypothek 
ohne Brief in Höhe von Goldmark 75,–, 
Nummer 1 und Nummer 2 eingetragen 
für Johann Franck in Hamburg-Curs­
lack, Achterschlag sowie der unter 
Nummer 8 eingetragenen Hypothek in 
Höhe von Goldmark 500,– nebst 5 % 
Jahreszinsen, eingetragen für Hermann 
Eggers, Hamburg-Altengamme, wird/
werden mit seinen/ihren Rechten aus­
geschlossen. Die Antragstellerin trägt 
die Kosten des Verfahrens.

Hamburg, den 8. Juni 2018

Das Amtsgericht 
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 421 642

1436

Herausgegeben von der Justizbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg.
Druck, Verlag und Ausgabestelle Lütcke & Wulff, Rondenbarg 8, 22525 Hamburg – Telefon: 23 51 29-0 – Telefax: 23 51 29 - 77. 
Bestellungen nimmt der Verlag entgegen. Bezugspreis für Teil I und II zusammen jährlich 75,– EUR. Einzelstücke je angefangene

vier Seiten 0,26 EUR (Preise einschließlich 7 % Mehrwertsteuer).

C 1160 PVSt, DPAG, Entgelt bezahltLütcke & Wulff
Druckerei und Verlag 
Rondenbarg 8 
22525 Hamburg


